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Kurzzusammenfassung 

Die wirtschafts- und sicherheitspolitischen Rahmenbedingungen Europas haben sich in den vergange-

nen Jahren grundlegend verändert. Geopolitische Spannungen, eine fragmentiertere Weltwirtschaft 

sowie strukturelle Wachstumsschwächen stellen die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit und politische 

Handlungsfähigkeit Deutschlands und Europas zunehmend in Frage. Vor diesem Hintergrund analy-

siert die vorliegende Studie die zentralen Herausforderungen und zeigt Reformansätze auf, mit denen 

wirtschaftliche Dynamik, fiskalische Tragfähigkeit und sicherheitspolitische Handlungsfähigkeit ge-

meinsam gestärkt werden können. Die Analyse trägt dabei der engen Verknüpfung wirtschafts- und 

sicherheitspolitischer Fragestellungen systematisch Rechnung.  

Die Analyse zeigt, dass die Wachstumsschwäche in Deutschland in weiten Teilen auf strukturelle Fak-

toren zurückzuführen ist, die spätestens seit 2018 sichtbar sind, aber politisch unzureichend adressiert 

wurden. Dazu zählen insbesondere die demografische Alterung, eine vergleichsweise schwache Inves-

titionstätigkeit sowie eine im internationalen Vergleich geringe Dynamik des technologischen Fort-

schritts. Gerade in Deutschland deutet vieles darauf hin, dass sich der technologische Rückstand in 

zentralen Zukunftsfeldern zuletzt vergrößert hat. Dies ist wesentlich auf zunehmende regulatorische 

Anforderungen und eine steigende Eingriffsdichte in wirtschaftliche Prozesse zurückzuführen, die In-

vestitionen, Innovation und Skalierung von Produktion hemmen. 

Diese Entwicklungen vollziehen sich vor dem Hintergrund tiefgreifender globaler Verschiebungen: Die 

wirtschaftliche und technologische Bedeutung großer aufstrebender Volkswirtschaften – insbeson-

dere Chinas – hat deutlich zugenommen und führt zu einem intensiveren internationalen Wettbewerb. 

Zugleich stellen die veränderten geopolitischen Rahmenbedingungen und die damit verbundenen An-

forderungen an die Stärkung der Verteidigungsfähigkeit Europa vor zusätzliche Herausforderungen. 

Angesichts dessen geraten auch die öffentlichen Finanzen zunehmend unter Druck. Ohne strukturelle 

Anpassungen ist die Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen nicht gesichert. Steigende Ausgaben – ins-

besondere im Bereich der sozialen Sicherungssysteme und der Verteidigung – treffen auf eine schwa-

che Wachstumsdynamik. Die schwache Wachstumsdynamik und die sicherheitspolitischen Erforder-

nisse verstärken damit die bestehenden strukturellen Schwächen und erhöhen den Anpassungsdruck 

erheblich. 

Vor diesem Hintergrund zeigt die Studie Handlungsoptionen auf, die an zentralen Stellschrauben an-

setzen und mehrere dieser Herausforderungen gleichzeitig adressieren. Im Fokus stehen vier miteinan-

der verknüpfte Handlungsfelder: 

Erstens die Stärkung von Sicherheit und Resilienz als Grundlage staatlicher Handlungsfähigkeit. 

Neben steigenden Verteidigungsausgaben sind vor allem eine effizientere Mittelverwendung, eine stär-

kere europäische Koordination und Kooperation mit strategischen Partnern außerhalb Europas, eine 

deutliche Erhöhung der Forschungs- und Entwicklungsausgaben im Verteidigungsbereich sowie der 

gezielte Aufbau technologischer Kompetenzen entscheidend. Zugleich ist eine mittelfristige Rückfüh-

rung der Verteidigungsausgaben in den Kernhaushalt erforderlich, um fiskalische Tragfähigkeit und die 

Glaubwürdigkeit der Finanzierung zu ermöglichen. 
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Zweitens die Erhöhung des Wachstumspotenzials. Hierfür sind ein höheres Arbeitsvolumen, stärkere 

Investitionen und insbesondere ein beschleunigter technologischer Fortschritt erforderlich, wobei letz-

terer den zentralen Hebel für langfristiges Wachstum darstellt. Wichtige Voraussetzungen dafür sind 

der Abbau übermäßiger Regulierung sowie die Stärkung des Humankapitals, insbesondere durch bes-

sere Bildungs- und Qualifikationsstrukturen. 

Drittens die Dämpfung des Ausgabenwachstums und die Stärkung der fiskalischen Tragfähigkeit. 

Zentrale Hebel sind Reformen der sozialen Sicherungssysteme sowie ein konsequenter Rückbau der 

zuletzt stark angestiegenen Subventionen. Darüber hinaus sind Strukturreformen, eine bessere Priori-

sierung staatlicher Aufgaben sowie Effizienzgewinne in der Verwaltung, im Mehrebenensystem und in 

der Regulierung notwendig, um finanzielle Spielräume zurückzugewinnen. Damit die Tragfähigkeit der 

öffentlichen Finanzen wieder wirksam abgesichert wird, bedarf es angepasster Fiskalregeln. 

Viertens die stärkere Mobilisierung europäischer und internationaler Kooperation. Effizienzge-

winne durch bessere Koordination innerhalb Europas sowie eine stärker strategische Nutzung interna-

tionaler Partnerschaften sind entscheidend, um wirtschaftliche Stärke und sicherheitspolitische Hand-

lungsfähigkeit zu verbinden. Zugleich bleibt die Zusammenarbeit bei globalen öffentlichen Gütern von 

zentraler Bedeutung, auch im Umgang mit geopolitisch schwierigen Partnern. 

Angesichts begrenzter politischer Kapazitäten ist es entscheidend, Reformen mit hoher Hebelwirkung 

zu priorisieren. Statt einer Vielzahl isolierter Einzelmaßnahmen sollte sich die Politik auf ein konsisten-

tes Reformpaket konzentrieren, das gleichzeitig Wachstum stärkt, fiskalische Spielräume erweitert und 

die sicherheitspolitische Handlungsfähigkeit verbessert. Die Studie identifiziert besonders wirkungs-

starke Reformen, die zu diesen Zielen beitragen. Abbildung 1 zeigt entscheidende Reformbereiche auf, 

Tabelle 1 in Kapitel 4 des Gutachtens führt beispielhaft Hebelreformen an, die wirksam auf die Reform-

bereiche einzahlen. Nur durch eine solche Fokussierung lässt sich ein tragfähiges Fundament für die 

wirtschaftliche und politische Handlungsfähigkeit Deutschlands und Europas schaffen und eine er-

neute Wachstumsdynamik in Gang setzen.  
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ABBILDUNG 1: DAS ZUSAMMENSPIEL DER VIER REFORMBEREICHE  

 (1) SICHERHEIT UND RESILIENZ STÄRKEN,  

 (2) WACHSTUMSPOTENZIAL ERHÖHEN,  

 (3) NACHHALTIGKEIT DER ÖFFENTLICHEN FINANZEN HERSTELLEN UND  

 (4) INTERNATIONALE KOOPERATION AUSBAUEN 

 

 

Anmerkung: Die Reformoptionen sind beispielhaft aufgeführt. Tabelle 1 in Kapitel 4 enthält Beispiele für Hebelreformen.  

 

 

Sicherheit und 
Resilienz stärken 

Internationale 
Kooperation 
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Arbeitsvolumen 
erhöhen
■ Soziale 
Sicherungssysteme 
reformieren

■ Steuer- und 
Abgabenlast senken 

■ Bildung, Betreuung 
und Humankapital 
stärken

■ Wohnungsmarkt 
flexibilisieren

Kapitalstock 
erhöhen
■ Regulierung 
abbauen/anpassen 
und Verfahren 
beschleunigen

■ Fokus auf High-
Tech in der 
Forschungspolitik

■ Steuer- und 
Abgabenlast senken

■ Systemkosten der 
Energieversorgung 
senken

Technologischen 
Fortschritt 
mobilisieren
■ Regulierung 
abbauen/anpassen    
und Verfahren 
beschleunigen

■ Fokus auf High-Tech, 
auch im Verteidigungs-
bereich

■ Bildung und 
Humankapital stärken

■ Verteidigungsbudget zielgerichtet einsetzen, mit deutlich höherem F&E-Anteil, 
Verteidigungsausgaben mittelfristig in den Kernhaushalt überführen 

■ Systemkosten der Energieversorgung senken, eigene Energie- und Rohstoffvorkommen 
konsequent erschließen (wo wirtschaftlich und ökologisch vertretbar), globale 
Kooperation beim Klimaschutz stärken 

■ Ausgabenanstiege durch Reformen der sozialen Sicherungssysteme und Ausgaben-
kritik – insbesondere bei Subventionen – dämpfen 

Fundament stärken 

Wachstumspotenzial erhöhen 
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1 Einleitung 

1. Die wirtschafts- und sicherheitspolitischen Rahmenbedingungen Europas haben sich 

in den vergangenen Jahren deutlich verändert. Globale Machtverschiebungen, zuneh-

mende geopolitische Spannungen sowie strukturelle Veränderungen der Weltwirt-

schaft stellen die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit und politische Handlungsfähigkeit 

Deutschlands und Europas vor neue Herausforderungen. Zugleich haben sich zentrale 

wirtschaftliche Trends – etwa eine schwächere Wachstumsdynamik, demografische 

Veränderungen und ein zunehmender internationaler Wettbewerbsdruck – verstärkt. 

Insbesondere in Deutschland wurden die sich spätestens seit 2018 abzeichnenden und 

zuletzt verschärften strukturellen Anpassungserfordernisse bislang nur unzureichend 

adressiert. 

2. Vor diesem Hintergrund analysiert die vorliegende Studie die strukturellen Herausfor-

derungen, denen sich Deutschland und Europa gegenübersehen, und leitet daraus 

wirtschaftspolitische Handlungsoptionen ab. Ziel ist es, Ansatzpunkte aufzuzeigen, 

wie wirtschaftliche Dynamik gestärkt und zugleich die sicherheitspolitische Hand-

lungsfähigkeit und Resilienz Europas nachhaltig gesichert werden können. Dabei wer-

den sicherheitspolitische Anforderungen explizit in ihrer ökonomischen Dimension be-

trachtet und als Querschnittsaufgabe in die Analyse einbezogen. Durch die Einbettung 

Deutschlands in den europäischen und internationalen Kontext sowie die systemati-

sche Berücksichtigung von Interdependenzen wird deutlich, wie wirtschafts-, finanz- 

und sicherheitspolitische Handlungsoptionen ineinandergreifen. Neben dem struktu-

rellen Wandel im Inland werden damit auch außenwirtschaftliche und geopolitische 

Dimensionen berücksichtigt. 

3. Die Analyse zeigt, dass die Wachstumsschwäche in Europa in weiten Teilen auf struk-

turelle Faktoren zurückzuführen ist. Dazu zählen insbesondere die demografische Al-

terung, eine vergleichsweise schwache Investitionstätigkeit sowie eine im internatio-

nalen Vergleich geringere Dynamik des technologischen Fortschritts. Gleichzeitig er-

schweren zunehmende regulatorische Anforderungen und eine steigende Eingriffs-

dichte in wirtschaftliche Prozesse Investitionen, Innovation und Skalierung. 

4. Diese Entwicklungen vollziehen sich in einem Umfeld tiefgreifender globaler Verschie-

bungen, die ebenfalls analysiert werden: Die wirtschaftliche und technologische Be-

deutung großer aufstrebender Volkswirtschaften – insbesondere Chinas – hat deutlich 

zugenommen und führt zu einem intensiveren internationalen Wettbewerb. Zugleich 

stellen die veränderten geopolitischen Rahmenbedingungen und die damit verbunde-

nen Anforderungen an die Stärkung der Verteidigungsfähigkeit Europa vor zusätzliche 

Herausforderungen. Die zunehmende Verschiebung von Wirtschaftskraft und die si-

cherheitspolitischen Erfordernisse verstärken damit die bestehenden strukturellen 

Schwächen und erhöhen den Anpassungsdruck. 

5. Vor diesem Hintergrund zeigt die Studie Handlungsoptionen auf, die (1) Sicherheit und 

Resilienz nachhaltig stärken, (2) das Wachstumspotenzial erhöhen, (3) den Anstieg der 

öffentlichen Ausgaben dämpfen sowie (4) die Europäische Union und internationale 
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Partnerschaften stärker mobilisieren. Ein Schwerpunkt liegt darauf, unter den vielfäl-

tigen Handlungsoptionen Reformen mit besonders hoher Hebelwirkung zu identifizie-

ren und aufzuzeigen, wie wirtschafts-, finanz- und sicherheitspolitische Maßnahmen 

so ausgestaltet werden können, dass sie sich gegenseitig ergänzen und verstärken. Da-

bei steht insbesondere die Frage im Mittelpunkt, wie sich wirtschaftliche Leistungsfä-

higkeit und sicherheitspolitische Resilienz in einem sich wandelnden geopolitischen 

Umfeld gemeinsam stärken lassen. 

6. Die Studie ist wie folgt aufgebaut: Kapitel 2 analysiert die wirtschaftliche und geopoli-

tische Ausgangslage. Kapitel 3 entwickelt darauf aufbauend zentrale Reformansätze 

zur Stärkung von Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit und Sicherheit. Kapitel 4 fasst die 

wesentlichen Ergebnisse zusammen und hebt besonders wirkungsstarke Reformen 

hervor. 

2 Ausgangslage  

7. Die deutsche Wirtschaft befindet sich in einer schwierigen Ausgangslage, die von 

schwachem Wachstum, tiefgreifenden strukturellen Veränderungen und geopoliti-

schen Belastungen geprägt ist. Im Folgenden werden deshalb wesentliche Entwicklun-

gen in den Bereichen Wachstum und Produktionspotenzial, Strukturwandel, geopoli-

tische Lage, öffentliche Finanzen und soziale Sicherungssysteme sowie die nationalen 

und europäischen Rahmenbedingungen näher betrachtet. Dies dient dazu, die wirt-

schaftliche Lage Deutschlands einzuordnen und den daraus resultierenden wirt-

schaftspolitischen Handlungsbedarf aufzuzeigen. 

2.1 Wachstumsschwäche und Produktionspotenzial 

8. Seit dem Jahr 2018 befindet sich die deutsche Wirtschaft in einer anhaltenden Wachs-

tumsschwäche, die im internationalen Vergleich besonders deutlich hervortritt (Abbil-

dung 2). Während die preisbereinigte Wirtschaftsleistung in den USA und im Euroraum 

nach der Coronapandemie wieder zugenommen hat, stagniert sie in Deutschland. 

9. Bereits das deutet darauf hin, dass das schwache Wachstum kein rein konjunkturelles 

Problem ist, sondern dass es auch auf strukturelle Ursachen zurückzuführen ist. Der 

Zuwachs des Produktionspotenzials – also der langfristig möglichen Wirtschaftsleis-

tung bei normaler Auslastung der Kapazitäten – ist schon in den vergangenen Jahren 

gesunken und dürfte in den kommenden Jahren noch weiter zurückgehen. Dazu tra-

gen der demografische Wandel und eine schwache Investitionstätigkeit bei (Abbildung 

3). So sind die Bruttoanlageinvestitionen von 21,6 % des BIP im Jahr 2022 auf 20,3 % 

des BIP im Jahr 2025 zurückgegangen. Zwar hat der Staat seine Investitionen ausge-

weitet, die privaten Investitionen sind aber stärker gesunken (Abbildung 4). 

10. Das Arbeitsvolumen geht durch den Renteneintritt der geburtenstarken Jahrgänge zu-

rück (Abbildung 3, Abbildung 5). Maßnahmen, die das Arbeitsvolumen stärken, etwa 

eine höhere Erwerbsmigration, eine ausgeweitete Lebensarbeitszeit und Reformen in 
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den sozialen Sicherungssystemen, sind zwar notwendig, werden diese Entwicklung 

aber nicht vollständig kompensieren können. Ein wesentlicher Schlüssel liegt daher im 

technologischen Fortschritt, der die Totale Faktorproduktivität (TFP) erhöht. Auch die-

ser nicht durch das Arbeitsvolumen und den Kapitalstock erklärbare Wachstumsbei-

trag hat sich in den vergangenen Jahrzehnten immer weiter verringert (Abbildung 3; 

SVR, 2023; Christofzik et al., 2024). Um die mittel- und langfristigen Wachstumschan-

cen zu erhöhen, braucht es daher Maßnahmen, die das Arbeitsvolumen stützen, die 

privaten Investitionen anregen und den technologischen Fortschritt steigern. 

ABBILDUNG 2: PREISBEREINIGTES BRUTTOINLANDSPRO-

DUKT (BIP) IM INTERNATIONALEN VERGLEICH (2016-2025) 

 

ABBILDUNG 3: WACHSTUMSBEITRÄGE DER KOMPONENTEN DES 

PRODUKTIONSPOTENZIALS (1970-2030) 

 

ABBILDUNG 4: BRUTTOANLAGEINVESTITIONEN (2010-2025) 

 

ABBILDUNG 5: WACHSTUMSBEITRÄGE DER KOMPONENTEN DES 

ARBEITSVOLUMENS (2010-2030) 

 

 

  



Wachstumsgrundlagen erneuern, Sicherheit nachhaltig stärken 

 

  4 

2.2 Strukturwandel  

11. Schon seit dem Jahr 2017 ist ein deutlicher Rückgang der Industrieproduktion in 

Deutschland zu beobachten (Abbildung 6). Während die Weltindustrieproduktion wei-

ter angestiegen ist und sich der Euroraum ohne Deutschland zumindest in einer Seit-

wärtsbewegung befindet, fällt Deutschland damit im internationalen Vergleich merk-

lich zurück. 

ABBILDUNG 6: PRODUKTIONSINDEX IM INTERNATIONA-

LEN VERGLEICH (2000-2025) 

 

ABBILDUNG 7: ANTEILE VERSCHIEDENER WIRTSCHAFTSBEREICHE 
AN DER BRUTTOWERTSCHÖPFUNG IM INTERNATIONALEN VER-

GLEICH (1997 UND 2021)  

 

ABBILDUNG 8: VERÄNDERUNG DER WERTSCHÖPFUNG IM PRIVATEN DIENSTLEISTUNGSBEREICH IM INTERNATIONALEN VERGLEICH 

(1997-2021) 

 

Anmerkungen: Als private Dienstleistungsbereiche klassifizieren wir die Bereiche Handel, Verkehr und Gastgewerbe, Information 

und Kommunikation, Finanz- und Versicherungswesen, Immobilien, unternehmensnahe Dienstleistungen sowie Kunst, Unterhal-

tung und sonstige Dienstleistungen. Öffentliche Dienstleistungen umfassen den Bereich Verwaltung, Verteidigung, Bildung sowie 
das Gesundheits- und Sozialwesen. 
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12. Zwar hat sich die Wertschöpfung in Deutschland, wie in anderen entwickelten Volks-

wirtschaften, weg vom Verarbeitenden Gewerbe hin zu Dienstleistungen verschoben. 

In Deutschland verlief dieser Strukturwandel zwischen den Jahren 1997 und 2018 al-

lerdings noch vergleichsweise verhalten. Der Anteil des Verarbeitenden Gewerbes an 

der gesamtwirtschaftlichen Wertschöpfung blieb in diesem Zeitraum im internationa-

len Vergleich hoch (Abbildung 7), hat sich danach aber deutlich vollzogen (Abbildung 

9). Schon im Jahr 2019 hatte der Sachverständigenrat in seinem Jahresgutachten auf 

den sich verschärfenden Strukturwandel hingewiesen (SVR, 2019a). Im Dienstleis-

tungsbereich gewannen zwischen den Jahren 1997 und 2021 beinahe nur die öffentli-

chen und öffentlich geprägten Dienstleistungen an Bedeutung, der Anteil privater 

Dienstleistungen stieg anders als in den anderen Volkswirtschaften kaum (Abbildung 

8). Der Anteil öffentlicher und öffentlich geprägter Dienstleistungen stieg insbesondere 

seit dem Jahr 2010 trendmäßig an, während der Anteil privater Dienstleistungen sogar 

leicht zurückging (Abbildung 11, Abbildung 12). Nachhaltiges Wachstum und eine Er-

höhung der Totalen Faktorproduktivität erfordert jedoch, dass der Strukturwandel in 

Richtung von produktiven privaten Dienstleistungen gelenkt wird. In vielen Staaten, in 

denen das Wachstum im Zuge des Strukturwandels nicht zum Erliegen gekommen ist, 

ist das gelungen. So sind einige Staaten trotz des Rückgangs der Industrieproduktion 

(Abbildung 9) auf einem Wachstumspfad geblieben. So ist beispielsweise in den USA 

die preisbereinigte Bruttowertschöpfung weiter dynamisch angestiegen (Abbildung 

10). 

13. Seit dem Jahr 2018 sinkt der Anteil der industriellen Bruttowertschöpfung an der ge-

samten Bruttowertschöpfung in Deutschland nun merklich (Abbildung 9). Der Rück-

gang wurde während der Krisen der Jahre 2020 bis 2022 durch die gesunkene Wirt-

schaftsleistung lediglich überdeckt und betrifft weite Teile des Verarbeitenden Gewer-

bes. Besonders belastet sind der Fahrzeugbau, die Metall- und Elektroindustrie sowie 

der Maschinenbau (SVR, 2025a). Lediglich die Rüstungsproduktion dämpft den Rück-

gang etwas.  

14. Die Entwicklung global agierender Konzerne ist dabei nur eingeschränkt als Indikator 

für die Lage des Produktionsstandorts Deutschland geeignet. Deren robuste Bewer-

tung an den Kapitalmärkten kann wesentlich auf Auslandsgeschäften beruhen. Darauf 

deutet hin, dass in einzelnen Branchen die Auslandsumsätze seit dem Jahr 2021 deut-

lich günstiger verlaufen sind als die Inlandsumsätze.  

15. Multinationale Unternehmen wappnen sich zudem für die zunehmenden geoökono-

mischen Spannungen. Aufgrund der geopolitischen Veränderungen (etwa der Zollpo-

litik der USA oder dem zunehmenden Einsatz von Abhängigkeiten als Druckmittel) 

wird deutlich mehr „local for local“ produziert. Die Produktion für den Weltmarkt fin-

det dabei oft im außereuropäischen Ausland statt und Lieferketten werden angepasst. 

Dabei ist zu beachten, dass die Anpassung der Lieferketten aus Sicht der Firmen nicht 

mit den Interessen von Staaten im Einklang sein müssen. 
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ABBILDUNG 9: ANTEIL DER INDUSTRIELLEN BRUTTOWERT-

SCHÖPFUNG (BWS) AN DER GESAMTEN BWS IM INTERNATIONA-

LEN VERGLEICH (2000-2024) 

 

ABBILDUNG 10: PREISBEREINIGTE BRUTTOWERTSCHÖPFUNG 

IM INTERNATIONALEN VERGLEICH (2001-2024) 

 

ABBILDUNG 11: ANTEIL DER BRUTTOWERTSCHÖPFUNG (BWS) 

ÖFFENTLICHER UND ÖFFENTLICH GEPRÄGTER DIENSTLEIS-

TUNGEN AN DER GESAMTEN BWS IM INTERNATIONALEN VER-

GLEICH (2000-2024) 

 

ABBILDUNG 12: ANTEIL DER BRUTTOWERTSCHÖPFUNG (BWS) 

PRIVATER DIENSTLEISTUNGEN AN DER GESAMTEN BWS IM IN-

TERNATIONALEN VERGLEICH (2000-2024) 

 

Anmerkungen: Als private Dienstleistungsbereiche klassifizieren wir die Bereiche Handel, Verkehr und Gastgewerbe, Information 

und Kommunikation, Finanz- und Versicherungswesen, Immobilien, unternehmensnahe Dienstleistungen sowie Kunst, Unterhal-
tung und sonstige Dienstleistungen. Öffentliche Dienstleistungen umfassen den Bereich Verwaltung, Verteidigung, Bildung sowie 

das Gesundheits- und Sozialwesen. Daten für Dienstleistungen sind für die Vereinigten Staaten nur bis zum Jahr 2021 verfügbar. 

 

16. Am Arbeitsmarkt zeigt sich der Strukturwandel ebenfalls deutlich. Während Beschäfti-

gung im Verarbeitenden Gewerbe in Deutschland seit einigen Jahren abgebaut wird, 

findet ein Zuwachs insbesondere im Wirtschaftsbereich „Öffentliche Dienstleister, Er-

ziehung, Gesundheit“ statt (Abbildung 13). Im deutlich kleineren Bereich „Information 

und Kommunikation“ steigt das Arbeitsvolumen weiterhin noch leicht. Bei den Unter-

nehmensdienstleistern war bis zum Jahr 2019 ebenfalls ein Aufbau zu beobachten, der 

sich danach aber abgeschwächt hat. Für die hier relevanten wissensintensiven Dienst-
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leistungen ist dabei offen, ob Künstliche Intelligenz künftig per saldo eher Beschäfti-

gung ersetzt oder über Produktivitätsgewinne zusätzliche Nachfrage schafft. Mit Blick 

auf die Zahl der offenen Stellen zeigt sich, dass diese nur in der öffentlichen Verwaltung 

und bei den Sozialversicherungen im ersten Quartal 2025 im Vergleich zum Vorjahres-

quartal angestiegen sind (Gürtzgen et al., 2025). 

17. Im öffentlichen Dienst ist die Zahl der Beschäftigten zwischen 2017 und 2024 um 14% 

angewachsen. Besonders stark (+24%) wurde der Bereich politische Führung und zent-

rale Verwaltung ausgebaut (Abbildung 14). Diese zusätzlichen Personalbedarfe lassen 

sich gut durch die zunehmende Komplexität der Regulierung erklären. Durch die al-

ternde Gesellschaft steigt perspektivisch zudem der Bedarf an Arbeitskräften im Ge-

sundheitswesen noch weiter an (Maier et al., 2024). Beide Bereiche können jedoch 

keine tragenden Säulen einer nachhaltigen Wachstumsdynamik sein.  

ABBILDUNG 13: ENTWICKLUNG DER ERWERBSTÄTIGKEIT NACH WIRTSCHAFTSBEREICHEN 

 

ABBILDUNG 14: BESCHÄFTIGTE DES ÖFFENTLICHEN DIENSTES NACH AUFGABENBEREICHEN 
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18. Durch diese sektoralen Verschiebungen lässt sich ein Teil der schwächelnden Produk-

tivitätsentwicklung erklären. Die gesamtwirtschaftliche Arbeitsproduktivität wächst 

seit Jahrzehnten immer langsamer und stagniert seit dem Jahr 2020 fast vollständig. 

Teils liegt dies am Strukturwandel weg vom hochproduktiven Verarbeitenden Ge-

werbe hin zu den weniger produktiven Dienstleistungen (SVR, 2025b; Abbildung 15). 

Allerdings zeigt ein Vergleich der Produktivitätsentwicklung nach Wirtschaftsberei-

chen, dass die Arbeitsproduktivität auch innerhalb des Verarbeitenden Gewerbes in 

den vergangenen Jahren schwächer wächst (Abbildung 16). Auch im Bereich Informa-

tion und Kommunikation, auf den große Hoffnungen gesetzt wurden, sind die Zu-

wächse stark zurückgegangen. Im Baugewerbe sinkt die Arbeitsproduktivität sogar 

deutlich. Das dürfte daran liegen, dass die Nachfrage dort merklich gesunken ist, die 

Beschäftigung aber weitgehend stabil gehalten wurde. Bei den öffentlichen Dienstleis-

tern ist das Wachstum zwar zuletzt wieder angestiegen, allerdings ist dort die Produk-

tivitätsmessung mit Vorsicht zu genießen. In Sektoren, in denen keine Ergebnisvariab-

len vorliegen (wie etwa im öffentlichen Dienst oder in Teilen des Gesundheitssektors) 

wird die Produktivität behelfsmäßig anhand der Lohnsumme gemessen – die aufgrund 

des Inflationsausgleichs in den jüngsten Tarifverhandlungen deutlich gestiegen ist 

(Kasten 1). Hohe Zuwächse in der Landwirtschaft lassen sich auch darauf zurückfüh-

ren, dass Subventionen statistisch zur Bruttowertschöpfung gehören und diese in der 

Landwirtschaft eine große Rolle gespielt haben. 

 

KASTEN 1: Produktivitätsmessung im öffentlichen Sektor 

In den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen wird die Arbeitsproduktivität grundsätzlich ermittelt in-

dem die preisbereinigte Bruttowertschöpfung (als Maß für den im Produktionsprozess geschaffenen Mehr-

wert) durch den Arbeitseinsatz dividiert wird, etwa die geleisteten Arbeitsstunden oder die Zahl der Er-

werbstätigen. Für große Teile der staatlichen Tätigkeit fehlen jedoch Marktpreise, weil es sich um Nicht-

marktleistungen handelt. Die Leistungen sind daher anders als in der Privatwirtschaft kaum über Preise 

und Umsätze quantifizierbar. 

Für diese Nichtmarktproduktion wird der Output in jeweiligen Preisen über die Produktionskosten bewer-

tet. Dazu zählen insbesondere die Arbeitnehmerentgelte. Höhere Löhne erhöhen damit den gemessenen 

Output in jeweiligen Preisen mechanisch, ohne dass damit zwingend ein Leistungszuwachs verbunden ist. 

In der Volumenrechnung werden weite Teile der staatlichen Nichtmarktleistungen inputbasiert fortge-

schrieben, das heißt über preisbereinigte Produktionskosten. Damit folgt die gemessene reale Bruttowert-

schöpfung in diesen Bereichen eng der Entwicklung des Ressourceneinsatzes, etwa des Arbeitsvolumens. 

Eine Ausnahme bilden die nichtmarktlichen Erziehungs- und Unterrichtsleistungen. Dort werden Mengen-

indikatoren verwendet, zum Beispiel Kinder und Betreuungszeiten in Kindertageseinrichtungen oder Stu-

dierendenzahlen, und mit Kosteninformationen gewichtet (Schmidt und Hauf, 2022). Gerade bei kol-

lektiven Aufgaben wie Verteidigung oder öffentlicher Sicherheit wäre aber eine outputbasierte Volumen-

messung in Form von Mengenindikatoren kaum praktikabel, sodass nur der Rückgriff auf den Ressourcen-

einsatz bleibt. 

Insgesamt gilt die Produktivitätsmessung für weite Teile des Staatssektors als wenig zuverlässig (Ademmer 

et al., 2017). Zudem wird sie international unterschiedlich gehandhabt, was die Vergleichbarkeit ein-

schränkt.  
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ABBILDUNG 15: BRUTTOWERTSCHÖPFUNG JE ERWERBSTÄTIGENSTUNDE NACH AUSGEWÄHLTEN WIRTSCHAFTSBEREICHEN 

 

ABBILDUNG 16: DURCHSCHNITTLICHE JÄHRLICHE ZUWACHSRATE DER ARBEITSPRODUKTIVITÄT JE ERWERBSTÄTIGENSTUNDE 

NACH WIRTSCHAFTSBEREICHEN 
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2.3 Geopolitische Lage und Herausforderungen 

19. Für das deutsche Verarbeitende Gewerbe ist die Situation auf den Weltmärkten her-

ausfordernd. Die Industrieproduktion der großen aufstrebenden Volkswirtschaften – 

insbesondere in China – hat in den vergangenen Jahrzehnten deutlich zugenommen 

(Abbildung 17). Der Anteil der EU, der USA und Japans an der weltweiten Wertschöp-

fung der Industrie ist von über 60% um die Jahrtausendwende auf heute etwa 40% ge-

sunken.  

ABBILDUNG 17: ANTEILE AN DER WELTWEITEN WERT-

SCHÖPFUNG DER INDUSTRIE 

 

ABBILDUNG 18: INSTALLIERTE UND GEPLANTE PRODUKTIONSKAPA-

ZITÄTEN AUSGEWÄHLTER TECHNOLOGIEN  

 

20. China stellt heute zahlreiche Güter her, mit denen traditionell deutsche Unternehmen 

die Weltmärkte beliefert haben. Dieser Konkurrenz durch Subventionen oder eine Ver-

besserung der Rahmenbedingungen in der Breite wieder den Rang abzulaufen, dürfte 

nicht gelingen. Dies wird besonders deutlich, wenn man einen Blick auf die angekün-

digten Produktionskapazitäten bei CleanTech-Produkten wirft (Abbildung 18). Hier 

übersteigen die geplanten chinesischen Produktionskapazitäten die geplanten Kapa-

zitäten anderer Länder, etwa der EU, den USA und Indiens, ebenso wie den Bedarf an 

Produkten für die eigene Transformation (roter Diamant in Abbildung 18) deutlich.  

21. Diese Verschiebung industrieller Produktion hat in den vergangenen Jahren dazu bei-

getragen, dass der Anteil der Vereinigten Staaten und Europas an der weltweiten Wert-

schöpfung von 60% im Jahr 1960 auf heute etwa 40% zurückgegangen ist. Dabei ist der 

Anteil Europas deutlich stärker zurückgegangen als der Anteil der Vereinigten Staaten. 

Besonders stark hinzugewonnen hat China mit einem Anteil von heute etwa 20% (Ab-

bildung 19).  

22. Aktuell strebt China an, mit verschiedenen Handelspartnern nicht mehr in US-Dollar, 

sondern in Renminbi zu handeln. Zwar ist die Bedeutung des Renminbi als Handels-

währung bisher gering (Abbildung 20). In Deutschland wurden im Jahr 2023 beispiels-

weise unter 2% der Exporte in Renminbi abgewickelt (Boz et al., 2025). Es ist jedoch zu 

beobachten, dass die Bedeutung in einigen Ländern stark ansteigt (z.B. in Russland 

von 7,5% 2022 auf 26% 2023 oder in der Mongolei von 23% 2022 auf 31% 2023). In allen 

übrigen Ländern, für die Daten in der Global Trade Invoicing Currency Patterns Data-

base vorliegen, liegt der Anteil unter 5%. Anekdotische Evidenz deutet aktuell darauf 
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hin, dass mehrere Länder, darunter Russland, Iran und Venezuela, ihre Ölexporte nach 

China in jüngerer Zeit in Renminbi abgerechnet haben (Boz et al., 2025). Die Rahmen 

der Blockade der Straße von Hormus wurden für die Passage teilweise Gebühren in 

Renminbi oder Krypto verlangt. Dies könnte die Nutzung nicht-dollarbasierter Abwick-

lungskanäle zusätzlich gefördert haben. 

ABBILDUNG 19: ANTEILE AUSGEWÄHLTER STAATEN UND DER 

EUROPÄISCHEN UNION AN DER WELTWEITEN WERTSCHÖP-

FUNG (1960-2025) 

 

ABBILDUNG 20: INDEX DER INTERNATIONALEN BEDEUTUNG 

WICHTIGER WÄHRUNGEN (2000-2025) 

 

 

Anmerkung: Der Index der Währungsbedeutung ist ein gewichteter Durchschnitt der Anteile einer Währung an den weltweit ausge-

wiesenen Währungsreserven (25%), am Devisenhandelsvolumen (25%), an der Emission von Fremdwährungsanleihen (25%), an 
grenzüberschreitenden Bankforderungen (12,5%) sowie an grenzüberschreitenden Bankverbindlichkeiten (12,5%). 

 

23. Die abnehmende relative Wirtschaftskraft westlicher Industriestaaten im Zuge des 

wirtschaftlichen Erstarkens der ehemaligen Schwellenländer erschwert es den USA zu-

nehmend, ihre dominierende Rolle unangefochten aufrecht zu erhalten, die sie über 

die letzten Jahrzehnte hinweg nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion eingenom-

men hatten. Die Herausforderungen wurden durch die zunehmende Annäherung zwi-

schen China, Russland und Iran noch verstärkt. Die Kooperation zwischen Ländern mit 

umfangreichen Energieressourcen (Russland und Iran), hoher industrieller und tech-

nologischer Leistungsfähigkeit sowie großen Binnenmärkten (China) und nuklearen 

Fähigkeiten (Russland und China, ergänzt durch kleinere Akteure wie Nordkorea) in-

nerhalb eines eurasischen Blocks droht zu einer beschleunigten Verschiebung der 

Machtbalance beizutragen. Eine atomare Bewaffnung Irans hätte das Potenzial, eine 

solche Entwicklung zu bestärken. Die aktuelle Eskalation im Nahen Osten könnte da-

bei die geopolitischen Trennlinien verschärfen oder aber Neuordnungen anstoßen 

(Kasten 2). 

KASTEN 2: Eskalation im Nahen Osten 

Die jüngste Eskalation im Nahen Osten dürfte über die unmittelbaren wirtschaftlichen Auswirkungen hin-

aus auch die geopolitischen Kräfteverhältnisse beeinflussen. Während kurzfristig steigende Energie- und 

Lebensmittelpreise sowie Belastungen für Inflation und Wachstum weltweit zu erwarten sind (Grimm et 

al., 2026; SVR, 2026), verändern sich zunächst auch die regionalen Machtverhältnisse. Eine Schwächung 
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der iranischen nuklearen Kapazitäten sowie der iranischen Raketenbestände und -produktion dürfte zu-

mindest temporär den militärischen Handlungsspielraum Irans einschränken und das strategische Kräfte-

verhältnis im Nahen Osten zugunsten seiner regionalen Rivalen verschieben. Ob und wie sich mittel- und 

langfristig die außenwirtschaftliche und außenpolitische Orientierung Irans verändert, ist derzeit offen. 

Einerseits könnte die Eskalation bestehende Blockbildungsprozesse verstärken und die strategische An-

bindung Irans an Russland und China weiter vertiefen. Andererseits könnte sich ein Gelegenheitsfenster 

für eine schrittweise wirtschaftliche und außenpolitische Neuorientierung eröffnen. Sollte es im Zuge einer 

solchen Entwicklung langfristig zu einer Lockerung von Sanktionen und einer wirtschaftlichen Reintegra-

tion Irans kommen, wären positive Wachstumsimpulse für Europa und die Weltwirtschaft zu erwarten (Fel-

bermayr et al., 2026).  

24. Seit dem Jahr 2000 haben die USA angesichts der sich abzeichnenden geopolitischen 

Veränderungen ihre Verteidigungsausgaben wieder deutlich erhöht (Abbildung 21), 

während ddie Ausgabenquote für Verteidigung in Deutschland weiter zurückging. 

Gleichzeitig verlagerte sich der Fokus vieler europäischer Streitkräfte stärker auf die 

Professionalisierung und die Anforderungen internationaler Krisen- und Stabilisie-

rungseinsätze, während die klassische Landes- und Bündnisverteidigung zunehmend 

in den Hintergrund trat (BMVg, 2011). In diesem Zusammenhangbeschloss Deutsch-

land im Jahr 2011 die Aussetzung der Einberufung von Wehrpflichtigen. Spätestens 

seit der Präsidentschaft George W. Bush und verstärkt unter Barack Obama forderten 

die USA allerdings die NATO-Partner und insbesondere die Europäer immer nach-

drücklicher öffentlich auf, ihre Verteidigungsausgaben zu steigern. Bereits 2011 ver-

wies der scheidende US-Verteidigungsminister Gates eindringlich darauf, dass die USA 

ihre europäischen Partner seit Jahren vor den Folgen dauerhaft unzureichender Ver-

teidigungsanstrengungen für die Zukunft der NATO gewarnt hätten (Gates, 2011). 

ABBILDUNG 21: WELTWEITE MILITÄRAUSGABEN 

(1990-2025) 

 

ABBILDUNG 22: VERTEIDIGUNGSAUSGABEN (SIPRI-ABGRENZUNG) IM IN-

TERNATIONALEN VERGLEICH 

 

 

25. Die Dringlichkeit höherer Verteidigungsausgaben in Europa wurde mit dem russischen 

Angriffskrieg gegen die Ukraine deutlicher und letztlich nach dem erhöhten Druck 

durch die Trump-Administration auch beschlossen. In vielen Mitgliedstaaten der EU 

erreichen die Verteidigungsausgaben heute bereits 2% des BIP, angestrebt sind sei-

tens der NATO-Mitgliedstaaten ein Anstieg auf 3,5% bis zum Jahr 2030 zuzüglich 1,5% 
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Ausgaben für verteidigungs- und sicherheitsbezogene Ausgaben, wie zum Beispiel Inf-

rastrukturen (NATO, 2026). Weltweit dürften daher in den kommenden Jahren die Ver-

teidigungsausgaben deutlich ansteigen (Abbildung 22).  

26. Eine zentrale Herausforderung besteht derzeit darin, dass die EU-Mitgliedstaaten ihre 

steigenden Verteidigungsausgaben nur in begrenztem Umfang in zusätzliche militäri-

sche Leistungsfähigkeit übersetzen können. Zum einen sind die Kaufkraftparitäten 

(KKP) im Verteidigungsbereich im Vergleich zu Russland und teilweise auch zur Ukra-

ine deutlich ungünstiger (Abbildung 23). Zum anderen investieren die Europäer ledig-

lich 4% ihrer Verteidigungsausgaben in Forschung und Entwicklung (F&E), während in 

den USA 17% des im Verhältnis zum BIP deutlich größeren Budgets in F&E investiert 

werden (Lang et al., 2026). 

27. Zudem ist in Europa eine Vielzahl unterschiedlicher Systeme der gleichen Waffengat-

tungen im Einsatz (Abbildung 24). Viele Mitgliedstaaten unterhalten eigene Produkti-

onslinien für vergleichbare Waffensysteme sowie eigene Entwicklungen, die sie finan-

zieren und womit sie jeweils spezifische nationale Anforderungen umsetzen. Derartige 

Parallelstrukturen können zu Allokationsineffizienzen führen, die Skalierung behin-

dern und die Stückkosten deutlich in die Höhe treiben. Begrenzte Skaleneffekte ent-

lang der Wertschöpfungsketten mindern in den entsprechenden Industrien die Out-

put-Wirkung je eingesetztem Euro. Andersson (2023) argumentiert andererseits, dass 

die Probleme Europas heute weniger in einer übermäßigen Fragmentierung der Ver-

teidigungsindustrie liegen als in fehlender langfristiger Nachfrage und unzureichender 

europäischer Koordination. Entscheidend sei es, ausreichend Wettbewerb sicherzu-

stellen, um Innovation und Effizienz zu sichern. 

ABBILDUNG 23: VERTEIDIGUNGSAUSGABEN IN MILITÄRISCHEN 

KAUFKRAFTPARITÄTEN (KKP) IM INTERNATIONALEN VER-

GLEICH (2024) 

 

ABBILDUNG 24: UNTERSCHIEDLICHE SYSTEME VON WAFFENSYS-

TEMEN IM EINSATZ IN EUROPA UND USA (2016) 

 

28. Den Wettbewerb behindern heute restriktive und vor allem unterschiedliche nationale 

Regulierungen im Dual-Use-Bereich und damit einhergehende heterogene Regelun-

gen für die Exportkontrolle in den Mitgliedstaaten. Dadurch entstehen zusätzliche 

Transaktions- und Koordinationskosten, die Investitionsentscheidungen verzögern, 

Produktionskapazitäten weniger planbar machen und Innovationsprozesse bremsen. 
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Insgesamt reduziert dies die Geschwindigkeit und Skalierbarkeit, mit der finanzielle 

Mittel in operative Fähigkeiten überführt werden können.  

ABBILDUNG 25: SCHULDENSTANDSQUOTEN IM INTERNATIONA-

LEN VERGLEICH (2024) 

 

ABBILDUNG 26: WELTWEITE STAATSVERSCHULDUNG (2001-

2030) 

 

ABBILDUNG 27: ALTERSABHÄNGIGKEITSQUOTIENT IM INTERNA-

TIONALEN VERGLEICH (1950-2060) 

 

ABBILDUNG 28: ENERGIEBEDINGTE TREIBHAUSGASEMISSIO-

NEN NACH STAATEN UND REGIONEN 

 

29. Der Ausgabendruck entsteht nicht nur durch den notwendigen Anstieg der Verteidi-

gungsausgaben, sondern auch durch die demografische Alterung in allen großen 

Volkswirtschaften weltweit (Abbildung 27). Die im Zuge häufiger auftretender Krisen 

ansteigende Verschuldung erhöht die Unsicherheit und die Anfälligkeit für Krisen welt-

weit. Im Zuge der Coronapandemie war die globale Schuldenstandsquote im Jahr 

2020 – auch durch den Rückgang des weltweiten BIP – zunächst auf fast 100 % des BIP 

gestiegen. Seitdem bleibt sie deutlich über dem Niveau, das der IWF noch vor der Pan-

demie projiziert hatte (Abbildung 26). 

30. Auch die Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind teilweise hochverschuldet und 

aus diesem Grund eingeschränkt handlungsfähig. Anlässlich der Coronapandemie und 

der Energiekrise einigte sich die Europäische Union darauf, gemeinsame europäische 
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Schulden aufzunehmen, um insbesondere hochverschuldeten Staaten wie Italien die 

Abfederung der Härten zu ermöglichen. Die Finanzierung der zusätzlichen Verteidi-

gungsausgaben dürften ebenfalls nicht alle Mitgliedstaaten aus eigener Kraft über zu-

sätzliche Verschuldung finanzieren können. Dies könnte teilweise erklären, warum 

nicht alle Mitgliedstaaten die Ausnahme von den europäischen Fiskalregeln aktivieren, 

um übergangsweise zusätzliche Verschuldungsspielräume zur Erhöhung ihrer Vertei-

digungsausgaben zu nutzen (Abbildung 25). 

31. Neben den geopolitischen Entwicklungen, die zunehmend die Konturen eines bereits 

länger bestehenden neuen Kalten Krieges zwischen den USA und China erkennen las-

sen, steigt zugleich die Bedeutung globaler öffentlicher Güter, die eine weiterhin inten-

sive Zusammenarbeit auch zwischen Staaten verschiedener geopolitischer Blöcke er-

fordern. Dazu gehören eine stabile globale Finanzarchitektur, globale Pandemievor-

sorge und vor allem der Klimaschutz. Bei letzterem kommt es darauf an, gemeinsam 

mit den großen Emittenten (China, USA, Abbildung 28) eine institutionelle Grundlage 

zu schaffen, um das Wachstum von Schwellen- und Entwicklungsländern in nachhal-

tige Bahnen zu lenken. Auch hier ist der Finanzbedarf hoch und es sind Innovationen 

und Kooperation nötig.  

2.4 Öffentliche Finanzen und soziale Sicherungssys-

teme 

32. Deutschland bewegt sich in dieser Situation in einem Spannungsfeld. Als größte euro-

päische Volkswirtschaft kommt Deutschland eine Führungsrolle bei der Bewältigung 

der geopolitischen Herausforderungen zu. Zugleich wirken die oben beschriebenen 

Dynamiken in den Bereichen Demografie und Klimaschutz auch und in besonderem 

Maße in Deutschland. Dies wirkt sich auch auf die öffentlichen Finanzen aus. 

33. Die demografieabhängigen öffentlichen Ausgaben dürften gemäß dem Tragfähigkeits-

bericht der Bundesregierung in der für die öffentlichen Finanzen pessimistischen Ba-

sisvariante von heute rund 27% des BIP auf über 30% des BIP im Jahr 2035 ansteigen 

(Abbildung 29). Das liegt insbesondere an den Ausgaben für die Alterssicherung, die 

Pflege- und die Krankenversicherung. Durch die Ausgabendynamik bei den demogra-

fieabhängigen öffentlichen Ausgaben allein würde die Verschuldung ohne ein Gegen-

steuern im Jahr 2035 bereits fast 90% des BIP erreichen (BMF, 2024). In den Modell-

rechnungen werden „No-Policy-Change“-Annahmen getroffen, die den Handlungsbe-

darf aufzeigen sollen und bei denen die Einnahmenquote konstant gehalten wird 

(BMF, 2024). Nicht berücksichtigt bleibt dabei beispielsweise, dass die Sozialversiche-

rungen sich nicht strukturell verschulden dürfen und stattdessen die Beitragssätze an-

steigen würden. Ebenso wird davon abstrahiert, dass die Verschuldungsmöglichkeiten 

der Gebietskörperschaften durch Fiskalregeln begrenzt sind. Die Projektionen geben 

auf diese Art Hinweise darauf, in welchen Bereichen die demographieabhängigen öf-

fentlichen Ausgaben besonders stark ansteigen und wo mit besonders großen Hand-

lungsbedarfen zu rechnen ist.  
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ABBILDUNG 29: PROJEKTION ALTERSABHÄNGIGER AUSGABEN 

IN EINER FÜR DIE ÖFFENTLICHEN FINANZEN PESSIMISTI-

SCHEN (T-) UND OPTIMISTISCHEN (T+) VARIANTE  

 

ABBILDUNG 30: PROJEKTION DER SCHULDENSTANDSQUOTE IN 

VERSCHIEDENEN SZENARIEN 

 

Anmerkungen zur Projektion: Bis 2026 gemäß Prognose des SVR (2026). Danach wird die Schuldenstandsquote anhand von verein-
fachenden Annahmen zu den strukturellen Defizitquoten und dem nominalen Wachstum des Produktionspotenzials fortgeschrie-

ben. Stock-Flow-Adjustments werden ab dann vernachlässigt. In allen Szenarien schöpfen Bund und Länder die Verschuldungsop-

tion von jeweils 0,35% des BIP vollständig aus, die Kommunen und die Sozialversicherungen verschulden sich nicht. Für das SVIK 

wird ein unterstellter jährlicher Abfluss von 0,8 % des BIP bis zum Jahr 2035 unterstellt. Szenario der Deutschen Bundesbank: Es 

fallen Verteidigungsausgaben in Höhe von 2,5% des BIP unter die Bereichsausnahme. Das nominale BIP-Wachstum beträgt 2,6%. 
Szenario mit höheren Verteidigungsausgaben ab 2030: Ab 2030 fallen Verteidigungsausgaben in Höhe von 4% unter die Bereichsaus-

nahme. Szenario mit niedrigerem Wachstum: Angelehnt an die Projektionen des SVR (2025b) beträgt das nominale BIP-Wachstum 

durchschnittlich 1,8%. Szenario mit höherem Wachstum: Angelehnt an die Frühjahrsprojektion der Bundesregierung 2025 beträgt 

das nominale BIP-Wachstum 3%. Szenario mit regelmäßigen Notlagen: Die Schuldenstandsquote erhöht sich angelehnt an Annah-

men des SVR (2025b) beginnend im Jahr 2027 alle 5 Jahre um 3 Prozentpunkte.  

 

34. Bei diesen Simulationen sind andererseits weitere zu erwartende Ausgabenzuwächse, 

etwa durch die höheren Bedarfe für Verteidigung, noch nicht abgebildet. Es bleibt 

ebenso unberücksichtigt, welche zusätzliche Verschuldung innerhalb der Schuldenre-

geln zulässig und somit zumindest in der mittleren Frist wahrscheinlich ist. Die Bun-

desregierung hat noch vor Abschluss des Koalitionsvertrages umfangreiche Verschul-

dungsspielräume geschaffen: die Bereichsausnahme Verteidigung, das Sondervermö-

gen Infrastruktur und Klimaneutralität sowie strukturelle Verschuldungsmöglichkei-

ten für die Länder. Werden die neu beschlossenen Verschuldungsspielräume tatsäch-

lich ausgeschöpft und nicht durch die europäischen Regeln begrenzt, dürfte die Ver-

schuldung in den kommenden Jahren stark ansteigen. So hat die Deutsche Bundes-

bank (2025) ermittelt, dass die Nutzung der neuen Verschuldungsspielräume zur Auf-

stockung der Verteidigungsausgaben einen Anstieg der Verschuldungsquote auf bei-

nahe 90% des BIP bis 2040 bewirken würde. Es sind jedoch innerhalb der Schuldenre-

gel auch noch stärkere Anstiege möglich, insbesondere da die Bereichsausnahme Ver-

teidigung nach oben nicht begrenzt und der Verteidigungsbegriff weit gefasst ist. Ei-

gene Projektionen zeigen, dass die Verschuldungsquote bis 2040 deutlich über 100% 

des BIP ansteigen könnte, wenn beispielsweise ab dem Jahr 2030 das erweiterte 

NATO-Ziel von 5% des BIP (3,5% des BIP für Verteidigungsausgaben und 1,5% des BIP 

für verteidigungs- und sicherheitsbezogene Ausgaben) erreicht würde und alle ent-

sprechenden Ausgaben der Bereichsausnahme zugerechnet würden. Allerdings würde 

sich das nicht dauerhaft in Einklang mit den Vorgaben des europäischen Stabilitäts- 
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und Wachstumspakts (SWP) bringen lassen. Eine Ausnahme innerhalb der europäi-

schen Fiskalregeln läuft für Deutschland 2028 aus. Auch bei einem niedrigeren Wirt-

schaftswachstum als von der Deutschen Bundesbank unterstellt oder regelmäßigen 

Notlagen würde die Schuldenstandquote noch stärker ansteigen (Abbildung 30). Das 

wäre ebenfalls der Fall, wenn zusätzlich finanzielle Transaktionen (etwa zur Stärkung 

der kapitalgedeckten Altersvorsorge) genutzt würden. Das bleibt in den Modellrech-

nungen unberücksichtigt.  

35. Zugleich befindet sich die Abgabenquote mit 38,1% des BIP im Jahr 2023 nach der 

OECD-Abgrenzung bereits auf einem im internationalen Vergleich hohen Niveau und 

steigt perspektivisch an. Dazu tragen besonders die Sozialversicherungsbeiträge bei. 

Der Sachverständigenrat berechnet in seinem Frühjahrsgutachten, dass unter gelten-

dem Recht bis zum Jahr 2040 ein Anstieg des Gesamtsozialversicherungsbeitragssat-

zes von derzeit 42,3 % der beitragspflichtigen Einkommen auf 49,7 % zu erwarten ist 

(SVR, 2026). Daher drängt sich insgesamt der Eindruck auf, dass ohne konsequente 

ausgabensenkende Reformen selbst die aktuelle signifikante Erhöhung der Verschul-

dungsspielräume nicht ausreicht, um die zu erwartenden Ausgabenanstiege zu finan-

zieren. 

ABBILDUNG 31: FINANZIERUNGSSEITE DES BUNDESHAUS-

HALTS (2025-2029) 

 

ABBILDUNG 32: VERWENDUNGSSEITE DES BUNDESHAUSHALTS 

(2025-2029) 

 

36. Dies bestätigt auch ein Blick auf die mittelfristige Finanzplanung der Bundesregierung 

(BMF, 2025a). Mit der unterstellten Rückkehr des Wachstums werden die Verschul-

dungsspielräume des Bundes über die konjunkturelle Komponente der Schulden-

bremse zurückgehen. Im Laufe der Legislaturperiode wird aber zugleich die Nutzung 

der zusätzlichen Schuldenspielräume deutlich zunehmen. Insgesamt ist in dieser Le-

gislatur alleine für den Bund eine Schuldenaufnahme von 850 Mrd. Euro geplant, da-

von 650 Mrd. Euro über die neuen Verschuldungsmöglichkeiten. Im Jahr 2029 wird der 

Bundeshaushalt gemäß der Finanzplanung der Bundesregierung zu 29% über Schul-

den finanziert sein (Abbildung 32, Abbildung 33). Gemäß des aktuelleren Eckwertebe-

schlusses aus dem April 2026 sollen es im Jahr 2029 sogar über 30% sein. Die Einnah-

men des Bundes reichen gemäß Finanzplanung dann ohne Kreditaufnahme gerade 

aus, um die Ausgaben für die soziale Sicherung, die Verteidigungsausgaben und die 
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Zinskosten zu zahlen. Da alle drei Positionen noch ansteigen dürften, ist absehbar, 

dass der Druck, zusätzliche Schuldenspielräume zu eröffnen, hoch ist. Das wird 

dadurch verstärkt, dass sich schon in der jetzigen Finanzplanung ab dem Jahr 2027 

Finanzierungslücken auftun. 

ABBILDUNG 33: FINANZIERUNGSSALDO DER GEBIETSKÖRPERSCHAFTEN UND DER SOZIALVERSICHERUNGEN IN MAASTRICHT-

ABGRENZUNG (1991-2025) 

 
ABBILDUNG 34: FINANZIERUNGSSALDO DER LÄNDER UND IHRER KOMMUNEN (KERNHAUSHALTE 2025) 

 

Anmerkungen: Berechnungen anhand des Bevölkerungsstands zum 31.12.2024.  

37. Die finanzielle Lage ist auch in den Ländern und Kommunen angespannt. Jeweils in 

ihrer Gesamtheit weisen sie seit dem Jahr 2023 Finanzierungsdefizite aus (Abbildung 

33). Die Kommunen erzielten in ihrer Gesamtheit zwischen den Jahren von 2015 und 

2022 noch jeweils einen Finanzierungsüberschuss. In den Jahren von 2020 bis 2022 lag 

das auch an Krisenhilfen von Bund und Ländern, die dazu beigetragen haben, dass sich 

die kommunale Finanzsituation im Ganzen vordergründig unauffällig dargestellt hat. 

Im Jahr 2024 hat sich dann mit 24,8 Milliarden Euro gemäß Maastricht-Abgrenzung ein 

hohes kommunales Finanzierungsdefizit von rund 0,5 % des BIP aufgetan, das sich im 
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Jahr 2025 nochmals auf 0,7 % des BIP erhöht hat. Das ist das höchste Finanzierungs-

defizit seit der Wiedervereinigung. Ein Blick auf die Finanzierungssalden der Kommu-

nen in den einzelnen Ländern zeigt, dass dies kein isoliertes Phänomen ist. Im Jahr 

2025 wiesen alle Flächenländer im Aggregat ein Finanzierungsdefizit in den kommu-

nalen Kernhaushalten aus (Abbildung 34). Im Jahr 2023 war das noch bei etwa der 

Hälfte der Länder der Fall. Unter den Ländern mit hohen Pro-Kopf-Defiziten finden sich 

zudem einige Länder, deren Kommunen im vergangenen Jahrzehnt im Aggregat kaum 

Defizite ausgewiesen haben. Dies deutet auf einen breiteren Belastungsschub hin, der 

nicht allein durch langfristige Strukturunterschiede zu erklären ist. 

38. Die kommunalen Defizite lassen sich dadurch erklären, dass die Einnahmen zwar wei-

ter steigen, die Ausgaben zuletzt jedoch deutlich stärker zugenommen haben (Abbil-

dung 35). So nahmen die bereinigten Einnahmen zwischen 2022 und 2025 um rund 

15% zu, während die bereinigten Ausgaben um 25% anwuchsen. Besonders ausge-

prägt war der Anstieg bei den Zinsausgaben, die 2025 mehr als 100% über dem Niveau 

von 2022 lagen. Zugleich verzeichneten auch die übrigen wichtigen Ausgabenbereiche 

eine deutlich höhere Dynamik als die Einnahmen (Abbildung 36).  

ABBILDUNG 35: EINNAHMEN, AUSGABEN UND FINANZIE-

RUNGSSALDO DER KOMMUNEN (2014-2024) 

 

ABBILDUNG 36: WACHSTUMSRATEN DER WICHTIGSTEN KOMMU-

NALEN AUSGABENBEREICHE (2022-2024) 

 

39. Auch die kommunalen Sachinvestitionen sind in dem Zeitraum weiter stark angestie-

gen. Dabei wird die kommunale Investitionstätigkeit durch zweckgebundene Investi-

tionszuweisungen gestützt, die im Zuge der Umsetzung des Sondervermögens Infra-

struktur und Klimaneutralität (SVIK) weiter an Bedeutung gewinnen dürften. Damit 

dürfte sich der Trend fortsetzen, dass der Anteil unmittelbarer Einnahmen der Kom-

munen (etwa aus Steuern und Gebühren) zurückgeht, während der Anteil von Zahlun-

gen von anderen Ebenen zunimmt (Abbildung 37). Auffällig ist dabei, dass der Anteil 

allgemeiner, frei verwendbarer Zuweisungen und Umlagen weitgehend konstant 

bleibt, während der Anteil zweckgebundener Zuweisungen bereits seit mehreren Jah-

ren steigt. Mit einer stärkeren Abhängigkeit von zweckgebundenen Zuweisungen kann 

aber eine Einschränkung der kommunalen Selbstverwaltungsautonomie einherge-

hen. Sofern die strukturelle finanzielle Schieflage der Kommunen nicht behoben wird, 

steigt außerdem das Risiko, dass die geplanten investiven Mittel nicht effizient einge-

setzt werden können. Zudem generieren gerade Förderprogramme zusätzliche Büro-

kratie bei Kommunen und den Ländern. 
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40. Die Länder erhalten inzwischen einen höheren Steueranteil als der Bund und haben 

seit der Reform aus dem März 2025 eine eigene strukturelle Verschuldungsmöglichkeit, 

allerdings haben sie kaum Steuerautonomie (Abbildung 38). Das kann dazu führen, 

dass in den Ländern die Finanzierungsseite oftmals ausgeblendet wird und sich Politi-

kerinnen und Politiker nahezu ausschließlich über Leistungsausweitungen profilieren 

können. Dies schwächt die fiskalische Verantwortlichkeit, da Ausgaben- und Einnah-

menkompetenzen auseinanderfallen, und kann Anreize zu expansiver Ausgabenpolitik 

verstärken. 

ABBILDUNG 37: EINNAHMENSTRUKTUR DER KOMMUNEN 

 

 

ABBILDUNG 38: AUFTEILUNG DES STEUERAUFKOMMENS 2024 

AUF BUND, LÄNDER UND KOMMUNEN 

 

 

41. Fragen nach der Zuordnung von Ausgabenverantwortung, Finanzierung und Haftung 

stellen sich jedoch nicht nur im deutschen Föderalismus, sondern zunehmend auch 

auf europäischer Ebene. Als Reaktion auf die Covid-19-Pandemie haben die EU-Mit-

gliedstaaten Ende 2020 einen Wiederaufbaufonds (Next Generation EU) mit einem Vo-

lumen von 750 Mrd. Euro eingerichtet. Erstmals hat die EU hierfür Schulden aufgenom-

men, die dann zum großen Teil als Zuschüsse an die Mitgliedstaaten weitergereicht 

wurden. Die Mitgliedstaaten haften gemeinschaftlich für die Schulden. Sie stehen über 

ihren Anteil am EU-Haushalt dafür ein, wenn Mitgliedstaaten ihren Zahlungsverpflich-

tungen nicht nachkommen. Die Mitgliedsstaaten werden aber auch dadurch belastet, 

dass der EU-Haushalt den Schuldendienst für die Anleihen übernimmt und hierfür die 

Eigenmittelobergrenze erhöht werden dürfte, was wiederum den Bundeshaushalt be-

trifft (Bundesrechnungshof, 2024). Die Deutsche Bundesbank (2026) schätzt, dass der 

deutsche Anteil am konsolidierten EU-Schuldenstand im Jahr 2027 rund 3% des deut-

schen BIP erreichen wird. Kommuniziert wurde seinerzeit, dass es „[A]ngesichts der 

historischen Krise [...] der EU einmalig möglich gemacht“ (BMF, 2020) werden sollte, 

gemeinsam Mittel am Kapitalmarkt aufzunehmen. Jedoch wurde Anfang 2025 eine Ini-

tiative „Rearm Europe“ vorgelegt, die wiederum mit der Security Action for Europe 

(SAFE) ein neues Kreditinstrument mit einem Volumen von bis zu 150 Mrd. Euro vor-

sieht, um gemeinsame Beschaffungen zu finanzieren. 
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2.5 Nationale und europäische Rahmenbedingungen: 

Reformstau hält an 

42. Die vorangegangenen Analysen verdeutlichen, dass es herausfordernd sein dürfte, 

Deutschland wieder auf einen Wachstumspfad zu bringen. Zwar wurde bereits im Zuge 

der Agenda 2010 die Wettbewerbsfähigkeit durch umfassende Reformen gestärkt. Der 

anschließende Aufschwung wurde jedoch maßgeblich durch eine dynamische Ent-

wicklung der Weltwirtschaft und der Exportmärkte begünstigt. Ein vergleichbarer ex-

terner Rückenwind ist heute nicht zu erwarten. Umso mehr kommt es darauf an, die 

eigenen strukturellen Voraussetzungen für Wachstum durch eine Vielzahl von Refor-

men zu verbessern. 

43. Die aktuelle Bundesregierung hat bisher zwar einzelne Maßnahmen auf den Weg ge-

bracht, die Wachstum mobilisieren – zugleich aber zahlreiche Maßnahmen verabschie-

det, die kontraproduktiv auf dem Weg zu nachhaltigem Wachstum sind. Maßnahmen 

wie die Verlängerung der Rentenniveau-Haltelinie und die Ausweitung der Mütter-

rente, die Verlängerung der Mietpreisbremse und die dauerhafte Senkung der Umsatz-

steuer auf Speisen in der Gastronomie verringern fiskalischen Spielraum oder behin-

dern Mobilität und Angebotsausweitung.  

44. Besonders herausfordernd ist angesichts der absehbar anhaltenden geopolitischen 

Spannungen die Transformation der Energieversorgung. Die Energiekosten dürften 

auf absehbare Zeit hoch bleiben und lassen sich kurzfristig vor allem durch staatliche 

Entlastungsmaßnahmen dämpfen (EEM, 2025), für die jedoch angesichts begrenzter 

fiskalischer Spielräume nur eingeschränkt Raum besteht (vgl. Abschnitt 2.4). Hohe 

Energiepreise belasten dabei nicht nur die laufenden Produktionskosten, sondern be-

einträchtigen auch die Investitionsanreize von Unternehmen und schwächen damit 

langfristig Innovations- und Wachstumspotenziale. Bisher erfolgte die Entlastung ins-

besondere über die Subventionierung von Umlagen und Netzgebühren (siehe beispiel-

haft Abbildung 39 und EEM, 2025). Vorschläge wie ein staatlich gestützter Industries-

trompreis folgen derselben Logik selektiver Entlastung, ohne die zugrunde liegenden 

Kostenstrukturen nachhaltig zu verändern. Strukturelle Maßnahmen zur Senkung der 

Systemkosten – etwa im Bereich Netzausbau, Angebotsausweitung oder Marktdesign 

– bleiben hingegen bislang unzureichend erkennbar. Zudem wird Deutschland seine 

Energieimporte zwar diversifizieren, aber die Abhängigkeit von Energieimporten auch 

bei einem ambitionierten Ausbau erneuerbarer Energien und dem Erreichen der Trans-

formationsziele nicht deutlich reduzieren können, da weiterhin erhebliche Mengen an 

– zunehmend klimafreundlichen – Energieträgern importiert werden müssen. Europa 

hat in den vergangenen Jahren durch den vermehrten Bezug von Flüssiggas (LNG) 

zwar seine Gasimporte breiter aufgestellt (Abbildung 41), die höheren Preise von LNG 

und die hohe Abhängigkeit vom kurzfristigen Handel aufgrund einer geringen Absiche-

rung über langfristige Bezugsverträge bergen jedoch Herausforderungen (Grimm et 

al., 2026). Dies wurde in der aktuellen Energiekrise, die durch die Sperrung der Straße 

von Hormus sowie iranische Angriffe auf die Förderinfrastruktur im Nahen Osten aus-

gelöst wurde, erneut deutlich (Abbildung 40).  
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ABBILDUNG 39: BESTANDTEILE DES STROMPREISES UND 

PREISINDEX (2000-2025)  

 

ABBILDUNG 40: ENTWICKLUNG DER ENERGIEPREISE UND FU-

TURES (2019-2028) 

 

ABBILDUNG 41: HERKUNFT (IMPORT UND PRODUKTION) VON GAS (AB 2021), VERBRAUCH VON GAS IN DER EUROPÄISCHE (EU) 

(2019-2026) UND VERBRAUCHSPROJEKTION (2030, 2040, 2050) 

 

 

45. Die Arbeitskosten sind in Deutschland zuletzt gestiegen, bei stagnierender Arbeitspro-

duktivität. Dazu hat die Bundesregierung zuletzt noch beigetragen, etwa durch die Er-

höhung des Mindestlohns und die Entscheidungen zum Rentenpaket, das die Lohnne-

benkosten erhöht. Außerdem dürfte der restriktive Kündigungsschutz die Attraktivität 

des Standorts für Startups senken und auch größere Unternehmen davon abhalten, 

bei Produktionsausweitungen ins Risiko zu gehen. Dies ist darauf zurückzuführen, dass 

in Ländern mit restriktivem Kündigungsschutz die Restrukturierungskosten und somit 

die Kosten des Scheiterns deutlich höher sind (Abbildung 42; Abbildung 43; Coatanlem 

und Coste, 2025). Die Abgabenbelastung des Faktors Arbeit mit Steuern und Sozialab-

gaben ist also hoch und die Sozialversicherungsbeiträge steigen absehbar weiter an. 

Ein Indikator für den internationalen Vergleich ist der von der OECD ermittelte Steuer- 

und Abgabenkeil („Tax Wedge“), der die Abgaben in Relation zu den Arbeitskosten 

setzt. Hier liegt Deutschland im Jahr 2024 mit 47,9% der Lohnkosten für Alleinstehende 
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mit Durchschnittsverdienst ohne Kinder nur hinter Belgien (Abbildung 44). Für Fami-

lien mit Kindern ist die Belastung durch erhaltene Familienleistungen geringer und 

sticht im internationalen Vergleich weniger hervor. 

ABBILDUNG 42: STRENGE DES KÜNDIGUNGSSCHUTZES IM 

JAHR 2019 IM INTERNATIONALEN VERGLEICH  

 

ABBILDUNG 43: RESTRUKTURIERUNGSKOSTEN PRO BESCHÄF-

TIGTEM (IN MONATSGEHÄLTERN) 

 
 

ABBILDUNG 44: STEUER- UND ABGABENKEIL IM JAHR 2024 IM INTERNATIONALEN VERGLEICH  

 

 

46. Bisher gelingt es zudem nicht, das Regulierungsdickicht abzubauen. Immer mehr tech-

nologiespezifische Regelungen erhöhen die Transformationskosten. Noch immer wer-

den häufig neue Regelungen eingeführt oder Regeln geändert, aber selten welche ab-

geschafft (SVR, 2025a; Abbildung 51). Eine Umfrage im Rahmen dieser Studie ergibt, 

dass die Expertinnen und Experten der beteiligten Verbände auch keinen Rückgang 

der Regulierungsdichte erwarten (Kasten 3). Sie verweisen auf eine große Bandbreite 

konkreter Regelungen und Sachverhalte, die aus ihrer Sicht bremsend wirken. Dabei 

wird insbesondere die Summe an bürokratischen Anforderungen als belastend emp-

funden. 
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KASTEN 3: Einfluss der Regulierung auf Wachstum und Innovation 

Im Oktober 2025 wurde unter 13 Wirtschaftsverbänden eine Umfrage durchgeführt. Ausgewertet wurden 

11 Fragebögen, die von Expertinnen und Experten der beteiligten Verbände ausgefüllt wurden. 

Die Befragten waren sich einig, dass die regulatorische Belastung für die von ihnen vertretenen Unterneh-

men in den vergangenen fünf Jahren zugenommen hat (Abbildung 45). Keiner der Verbände erwartet für 

die kommenden fünf Jahre einen Rückgang der Regulierungsdichte in seiner Branche (Abbildung 46). Als 

besonders bedeutsame Hemmnisse für Produktivität und Wachstum werden vor allem Genehmigungs- 

und Planungsverfahren sowie Steuern und Abgaben genannt (Abbildung 47). Dabei verwiesen die Ver-

bände auf eine große Bandbreite konkreter Regelungen und Sachverhalte, die aus ihrer Sicht bremsend 

wirken. 

ABBILDUNG 45: WIE HAT SICH AUS IHRER SICHT DIE REGULATO-

RISCHE BELASTUNG FÜR DIE VON IHNEN VERTRETENEN UNTER-

NEHMEN IN DEN LETZTEN 5 JAHREN ENTWICKELT? (UMFRAGE) 

 

ABBILDUNG 46: WIE ERWARTEN SIE, DASS SICH DIE REGU-

LIERUNGSDICHTE IN IHRER BRANCHE IN DEN KOMMEN-

DEN 5 JAHREN ENTWICKELN WIRD? (UMFRAGE) 

 

 

ABBILDUNG 47: INWIEFERN STELLEN DIE FOLGENDEN REGULIERUNGSBEREICHE DERZEIT EIN HINDERNIS FÜR PRODUKTIVI-

TÄTS- UND WIRTSCHAFTSWACHSTUM DAR (FRAGE 6)? FÜR WIE REALISTISCH HALTEN SIE EINE ÄNDERUNG DURCH POLITIK 

UND VERWALTUNG IN DEN FOLGENDEN BEREICHEN (FRAGE 7)? (UMFRAGE) 

 

Anmerkung: Die Einschätzung erfolgte auf einer fünfstufigen Skala von 1 = sehr gering bis 5 = sehr hoch. 
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Auch bei mehreren grundsätzlichen Einschätzungen zeigt sich ein hohes Maß an Übereinstimmung. Regu-

lierung wird von fast allen Verbänden als Nachteil im internationalen Wettbewerb wahrgenommen. Zudem 

stellt der administrative Aufwand im Sinne von Bürokratie nach Einschätzung fast aller Verbände eine grö-

ßere Belastung für die jeweiligen Branchen dar als die inhaltliche Regulierung im engeren Sinne. Zugleich 

sind sich nahezu alle Befragten darin einig, dass sowohl Bürokratie als auch inhaltliche Regulierung abge-

baut werden sollten, um das Wirtschaftswachstum zu stärken. Regulierung wird damit zwar in vielen Be-

reichen grundsätzlich als wichtig angesehen, zugleich gilt sie aber als Hemmnis für unternehmerische Dy-

namik. Besonders deutlich zeigt sich dies im Innovationsbereich: Alle Verbände gaben an, dass Unterneh-

men in High-Tech- und anderen innovativen Bereichen mutigere Schritte gehen würden, wenn regulatori-

sche Hürden abgebaut würden. 

Die meisten Verbände sehen zudem eine hohe oder sehr hohe regulatorische Unsicherheit für langfristige 

Investitionen und Innovationen (Abbildung 48). Nach Einschätzung der Befragten müssen Unternehmen 

aufgrund neuer oder geänderter Regulierung etwa jährlich oder sogar mehrfach pro Jahr Anpassungen 

vornehmen (Abbildung 49). Vorrangigen Handlungsbedarf beim Abbau oder bei der Vereinfachung von Re-

gulierung sehen die Verbände insbesondere bei Dokumentations- und Berichtspflichten sowie bei Geneh-

migungs- und Planungsverfahren (Abbildung 50). 

ABBILDUNG 48: WIE HOCH IST DIE REGULATORISCHE UNSI-

CHERHEIT FÜR LANGFRISTIGE INVESTITIONEN UND INNOVATI-

ONEN? (UMFRAGE) 

 

ABBILDUNG 49: WIE OFT MÜSSEN UNTERNEHMEN AUFGRUND 

NEUER ODER GEÄNDERTER REGULIERUNG ANPASSUNGEN 

VORNEHMEN? (UMFRAGE) 

 

ABBILDUNG 50: IN WELCHEN BEREICHEN SOLLTE AUS IHRER SICHT VORRANGIG REGULIERUNG ABGEBAUT ODER VEREINFACHT 

WERDEN? (UMFRAGE) 

 

Anmerkung: Die Einschätzung erfolgte auf einer fünfstufigen Skala von 1 = unwichtig bis 5 = sehr wichtig. 
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ABBILDUNG 51: VORGABEN UND INFORMATIONSPFLICHTEN 

FÜR UNTERNEHMEN (2012-2024) 

 

ABBILDUNG 52: TARIFLICHE UNTERNEHMENSTEUERSÄTZE IN 

AUSGEWÄHLTEN LÄNDERN IM JAHR 2024 

 

47. Die Unternehmenssteuern sind hoch (Abbildung 52) und werden nun im Zuge des so-

genannten „Investitionsboosters“ abgesenkt. Die Senkung der Unternehmenssteuer 

um fünf Prozentpunkte soll allerdings erst ab dem Jahr 2028 und dann nur schrittweise 

bis zum Jahr 2032 erfolgen. Diese Reform geht in die richtige Richtung, allerdings 

dürfte der isolierte Effekt auf das Wirtschaftswachstum sehr begrenzt sein. Simulatio-

nen im Jahresgutachten des Sachverständigenrats ergeben einen Niveaueffekt auf das 

Wachstum von lediglich 1,3 % in der langen Frist (SVR, 2025b). Außerdem könnte an-

gesichts der angespannten Haushaltslage und des beabsichtigten Senkungspfades bis 

weit in die kommende Legislaturperiode hinein Unsicherheit über die Umsetzung In-

vestitionsentscheidungen hinauszögern. Die Steuersenkungen sind daher als ein wich-

tiges Element in einer Reformagenda zu sehen, dürften aber allein keinen deutlichen 

Effekt auf das Wachstum haben. 

48. In Deutschland gelingt es bisher nicht, den Zuwachs an Wertschöpfung im privaten 

(High-Tech) Dienstleistungssektor zu erreichen (vgl. Abbildung 8 und Ziffer 12). Dies 

liegt jedoch nicht daran, dass die Forschungsleistung insgesamt hinter anderen entwi-

ckelten Volkswirtschaften zurückbleibt. Deutschland gehört zu den weltweit for-

schungsintensivsten Volkswirtschaften und verfügt zudem über eine besonders starke 

industrielle Forschungsbasis (WIPO, 2025). Allerdings gelingt es gerade im High-Tech-

Bereich bisher nicht, die Forschungsstärke konsequent in Wertschöpfung zu überset-

zen. Das deutsche Innovationssystem ist stärker auf inkrementelle Verbesserungen be-

stehender Technologien ausgerichtet als auf radikale Innovationen (Fuest et al., 2024). 

In der wirtschaftswissenschaftlichen Literatur wird in diesem Zusammenhang von ei-

ner „Middle Technology Trap“ gesprochen (Fuest et al., 2024): Volkswirtschaften ver-

fügen über hohe technologische Kompetenz und starke industrielle Forschung, haben 

aber Schwierigkeiten, in besonders dynamischen Spitzentechnologien wie digitalen 

Plattformen, künstlicher Intelligenz oder Biotechnologie globale Führungspositionen 

zu erreichen. Insbesondere in Deutschland lässt sich beobachten, dass die industriel-

len F&E-Ausgaben sich sehr stark auf die Automobilindustrie konzentrieren (vgl. Abbil-

dung 54). In den USA und auch in China konzentrieren sich die industriellen F&E-Aus-

gaben hingegen auf High-Tech-Industrien (vgl. Abbildung 53).  
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ABBILDUNG 53: F&E-INTENSITÄT NACH TECHNOLOGIESTUFEN 

49. In den USA ansässige Unternehmen haben in den vergangenen zehn Jahren ihre For-

schungsintensität deutlich gesteigert, während diese Entwicklung in Europa kaum 

nachvollzogen wurde (vgl. Abbildung 53 und Abbildung 54). Das Industrial R&D Invest-

ment Scoreboard der Europäischen Kommission erfasst Unternehmen mit den welt-

weit höchsten unternehmensfinanzierten F&E-Investitionen. Der erfasste Unterneh-

menskreis deckt dabei knapp 90% der weltweiten F&E-Ausgaben des Unternehmens-

sektors ab (Nindl et al., 2025). Betrachtet man die Anteile an den F&E-Ausgaben in den 

IKT-Bereichen dieser Unternehmen, so fällt auf, dass die Forschungsausgaben sich zu-

nehmend auf die Bereiche IKT, Gesundheit und Automobil fokussieren, während die 

Forschungsausgaben in den Bereichen Energie, Finanzwesen, Chemie, sowie Luftfahrt 

und Verteidigung vergleichsweise gering sind. Die F&E-Investitionen im Automobilsek-

tor konzentrieren sich auf Unternehmen mit Hauptsitz in Europa, China und Japan (Ab-

bildung 54).  

50. Betrachtet man die Anteile an den F&E-Ausgaben in den IKT-Bereichen, so zeigt sich 

bei einer Messung in Kaufkraftparitäten eine deutliche regionale Verschiebung: Der An-

teil chinesischer Unternehmen an den F&E-Ausgaben der im Scoreboard erfassten IKT-

Unternehmen steigt dynamisch, während der Anteil US-amerikanischer Unternehmen 

weitgehend stabil bleibt. Auf Basis inflationsbereinigter Euro nimmt dagegen der An-

teil der US-Unternehmen über den Betrachtungszeitraum weiter zu und der Zuwachs 

bei den chinesischen Unternehmen ist verhaltener. Der Anteil europäischer Unterneh-

men geht dagegen in beiden Messvarianten zurück (Abbildung 55). Auch im Verhältnis 

zur Wirtschaftsleistung bleibt die Bedeutung der F&E-Ausgaben großer, im Scoreboard 

erfasster Unternehmen mit Hauptsitz in Deutschland und der übrigen EU begrenzt (Ab-

bildung 56). Dass kleinere Volkswirtschaften wie Taiwan, Südkorea oder Schweden 

teils deutlich höhere F&E-Ausgaben dort ansässiger Technologieunternehmen im Ver-

hältnis zum BIP aufweisen, spricht dafür, dass eine große heimische Volkswirtschaft 

keine notwendige Voraussetzung für den Aufbau global führender Technologieunter-
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nehmen ist. Für Europa kann die geringe Bedeutung heimischer Technologieunterneh-

men dann ein Risiko darstellen, wenn die geringere Präsenz großer Unternehmen mit 

europäischem Hauptsitz auch auf geringere Forschungs-, Skalierungs- und Wertschöp-

fungskapazitäten in Europa in diesen Zukunftstechnologien hindeutet. Diese Techno-

logien sind nicht nur für das Produktivitätswachstum relevant, sondern gewinnen 

auch für sicherheits- und verteidigungsrelevante Anwendungen an Bedeutung. Durch 

ein Zurückfallen Europas können daher neue Abhängigkeiten entstehen. 

ABBILDUNG 54: UNTERNEHMENSFINANZIERTE AUSGABEN FÜR F&E DER FORSCHUNGSINTENSIVSTEN UNTERNEHMEN NACH RE-

GION IHRES HAUPTSITZES UND BRANCHE DER HAUPTTÄTIGKEIT (IN MILLIARDEN EURO ZU KAUFKRAFTPARITÄTEN) 

 

ABBILDUNG 55: ANTEIL DER F&E-AUSGABEN DER FOR-

SCHUNGSINTENSIVSTEN UNTERNEHMEN IN DEN IKT-SEKTO-
REN (HARDWARE UND SOFTWARE) MIT HAUPTSITZ IN DER JE-

WEILIGEN REGION AN DEN GLOBALEN F&E-AUSGABEN DER IKT-

UNTERNEHMEN (2004-2024, IN % DER F&E-AUSGABEN GEMES-

SEN IN EURO ZU KAUFKRAFTPARITÄTEN)  

 

ABBILDUNG 56: F&E-AUSGABEN DER FORSCHUNGSINTENSIVS-

TEN UNTERNEHMEN IN DEN IKT-SEKTOREN NACH REGION IH-

RES HAUPTSITZES (2004-2024, IN % DES BIP)  

 

 

 

Anmerkungen: Dargestellt sind jeweils die aggregierten unternehmensfinanzierten F&E-Ausgaben der im EU Industrial R&D Invest-
ment Scoreboard erfassten größten F&E-Investoren in ausgewählten Branchen und Hauptsitzregionen. Das Panel enthält nicht in 

jedem Jahr dieselbe Unternehmensgrundgesamtheit. Die Werte sind in Mrd. Euro zu Kaufkraftparitäten angegeben (Abbildung 54) 

bzw. ihr Anteil zu Kaufkraftparitäten berechnet (Abbildung 55). Unternehmen werden nach der Region ihres Hauptsitzes einer Re-

gion zugeordnet, nicht nach dem Ort der tatsächlichen F&E-Durchführung. In den Abbildungen 55 und 56 werden die Forschungs-

ausgaben der Untergruppe der Unternehmen ausgewiesen, deren Haupttätigkeit den IKT-Branchen (Hardware und Software) zu-
geordnet wird.  
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51. Eine mögliche Erklärung für die vergleichsweise geringe Dynamik vieler europäischer 

Länder - insbesondere Deutschlands - in wichtigen High-Tech-Sektoren ist die Ausge-

staltung des regulatorischen Rahmens. In Europa ist Regulierung häufig am Vorsorge-

prinzip orientiert, was zwar wichtige Schutzfunktionen erfüllt, zugleich aber die Ein-

führung und Skalierung neuer Technologien erschweren kann (Grimm, 2025a). Hinzu 

kommen in einigen Ländern die hohen Kosten des Scheiterns durch den restriktiven 

Kündigungsschutz (vgl. Coatanlem und Coste, 2025 und Abbildung 43). Die dadurch 

vergleichsweise geringe erwartete Profitabilität von riskanten Projekten in Verbindung 

mit der regulatorischen Fragmentierung innerhalb Europas dürfte die Entwicklung 

leistungsfähiger Wagniskapitalmärkte behindern. Venture Capital Fonds dürften sich 

auf Märkte fokussieren, in denen die Kosten des Scheiterns riskanter Projekte gering 

sind (Coatanlem und Coste, 2025). Zudem erschweren unterschiedliche nationale Re-

geln im Steuer-, Gesellschafts- und Finanzmarktrecht grenzüberschreitende Investiti-

onen in Europa und damit die Skalierung innovativer Unternehmen (SVR, 2023). Ent-

sprechend gering sind die Venture Capital-Investitionen (Abbildung 57). 

52. Diese Entwicklungen spiegeln sich teilweise auch in Patentdaten wider. Auswertungen 

des European Patent Office und der OECD zeigen, dass Europa weiterhin eine starke 

Position in klassischen Industrie- und Ingenieurtechnologien einnimmt. In vielen dy-

namischen digitalen Technologiefeldern – etwa bei KI- und softwarebezogenen Inno-

vationen – stammen Patentanmeldungen hingegen häufiger aus den USA und zuneh-

mend aus China. Allerdings bilden Patentdaten insbesondere im digitalen Bereich die 

tatsächliche Innovationsdynamik nur unvollständig ab. Entscheidend für die wirt-

schaftliche Wirkung von Innovationen ist nicht allein die Anzahl von Patenten, sondern 

deren Umsetzung in marktfähige Anwendungen. Neben der Qualität der Patente – 

etwa gemessen an Zitierungen oder internationaler Schutzbreite – spielt insbesondere 

die strategische Positionierung in der vorwettbewerblichen Phase eine zentrale Rolle, 

etwa bei der Entwicklung technologischer Standards.  

ABBILDUNG 57: VENTURE CAPITAL-INVESTITIONEN IM JAHR 

2024 IM INTERNATIONALEN VERGLEICH  

 

 

ABBILDUNG 58: PISA-MATHEMATIKERGEBNISSE IM INTERNATI-

ONALEN VERGLEICH (2003-2022)  

 

 

 

 



Wachstumsgrundlagen erneuern, Sicherheit nachhaltig stärken 

 

  30 

53. Die Ergebnisse im PISA-Test haben sich in den vergangenen Jahren in vielen Mitglieds-

staaten der Europäischen Union deutlich verschlechtert (Abbildung 58). Bildungser-

gebnisse spielen jedoch für die Innovations- und Forschungsleistung mittel- und lang-

fristig eine zentrale Rolle, weil sie die Qualität und Verfügbarkeit des Humankapitals 

bestimmen, auf denen technologische Entwicklung und unternehmerische Innovation 

aufbauen. Gute Leistungen in den Bereichen Mathematik, Naturwissenschaften und 

Informatik erhöhen die Wahrscheinlichkeit, dass ausreichend qualifizierte Fachkräfte 

für Forschung, High-Tech-Industrien und technologieorientierte Start-ups zur Verfü-

gung stehen (OECD, 2025a). Ein möglicher Zusammenhang zwischen Bildungssystem 

und Innovationskraft im militärischen Bereich zeigt sich in Israel als Ergebnis einer in-

stitutionellen Verzahnung von Bildung, Militär und Privatwirtschaft (Trajtenberg, 

2025). Gleichzeitig zeigen internationale Studien, etwa von OECD und Weltbank, dass 

Länder mit besonders starken Innovationssystemen typischerweise auch überdurch-

schnittliche Bildungsleistungen in MINT-Fächern sowie eine hohe Zahl an Absolventin-

nen und Absolventen in technischen Studiengängen aufweisen. Schwächere Bildungs-

ergebnisse können daher langfristig zu einem Engpass bei qualifizierten Fachkräften 

führen und die Fähigkeit eines Landes beeinträchtigen, in dynamischen Technologie-

feldern international konkurrenzfähig zu bleiben.  
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3 Rahmenbedingungen für wirtschaftliche 
Stärke und Sicherheit  

3.1 Sicherheit und Resilienz vor der Klammer 

54. Ziel der europäischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik ist die Gewährleistung 

glaubwürdiger Abschreckung und militärischer Handlungsfähigkeit (Europäische 

Kommission, 2025; NATO, 2025a). Dies lässt sich nicht als isoliertes sicherheitspoliti-

sches Projekt erreichen (BMVg, 2023). Insbesondere entfalten Verteidigungsausgaben 

ihre Wirkung nicht über ihre angekündigte Höhe. Abschreckung und Verteidigungs-

fähigkeit sind nur glaubwürdig, wenn sie dauerhaft finanzierbar, effizient organi-

siert, technologisch anschlussfähig und international eingebettet sind. Sie beru-

hen nicht nur auf militärischer Stärke, sondern ebenso auf gesellschaftlicher Resilienz, 

Vorsorge und einem integrierten Sicherheitsansatz über zivile und militärische Struk-

turen hinweg. Aus ökonomischer Perspektive betrifft die Stärkung der Verteidigungs-

fähigkeit insbesondere die Finanz-, Industrie-, Innovations- und Außenwirtschaftspo-

litik. 

55. Wesentliche Handlungsfelder, die im Folgenden aufgegriffen werden sind (1) die fiska-

lische Tragfähigkeit und Zeitkonsistenz, (2) Rahmenbedingungen für die Rüstungs-

märkte, (3) Innovation, Produktion und Skalierung, (4) Resilienz, Infrastruktur und Lie-

ferketten sowie (5) Subsidiarität und Bündnisfähigkeit. 

3.1.1 Fiskalische Tragfähigkeit und Zeitkonsistenz 

56. Die Bereichsausnahme schafft für Deutschland Spielräume für sicherheits- und vertei-

digungspolitisch begründete Ausgaben, ersetzt aber keine dauerhafte Finanzierungs-

strategie. Sie kann zwar im Rahmen der Schuldenregel dauerhaft und unbegrenzt ge-

nutzt werden, die Nutzung ist aber faktisch begrenzt. Dies wurde in Kapitel 2 durch die 

Betrachtung der mittelfristigen Finanzplanung der Bundesregierung und die Szenarien 

zur längerfristigen Entwicklung der Schuldenstandquoten deutlich (Abbildung 30, Ab-

bildung 32, Abbildung 33) 

57. Die Landesverteidigung ist eine Kernaufgabe des Staates und sollte mittelfristig al-

lein deshalb schon aus dem Kernhaushalt finanziert werden. Eine Finanzierungs-

strategie ist bisher nicht erkennbar. Sie ist aber gerade angesichts des geplanten star-

ken Aufwuchses unerlässlich, wenn die hohen Verteidigungsausgaben dauerhaft 

glaubwürdig sein sollen. Eine glaubwürdige Finanzierungsstrategie ist nicht zuletzt 

deshalb notwendig, weil glaubwürdige Abschreckung Planungssicherheit für die Rüs-

tungsindustrie über Legislaturperioden hinweg erfordert. Um ausreichende Spiel-

räume im Bundeshaushalt zu schaffen, sind daher Reformen notwendig, die den An-

stieg der Staatsausgaben dämpfen (Kapitel 3.3) bzw. das Wachstum über einen dyna-

mischeren technologischen Fortschritt erhöhen (Kapitel 3.2 und 3.4). Dazu kann auch 

beitragen, Verteidigungsausgaben so auszugestalten, dass sie das Wachstumspoten-

zial erhöhen. Da die NATO-Ziele für Verteidigungsausgaben als Anteil am BIP definiert 

sind, erhöht stärkeres Wachstum zwar auch den absoluten Ausgabenbedarf zur Zieler-
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reichung. Zugleich kann Wachstum aber die Finanzierung erleichtern und – bei effizi-

enter Mittelverwendung und über den technologischen Fortschritt – die militärische 

Leistungsfähigkeit erhöhen, da effektivere Ressourcen zur Verfügung stehen.  

58. Eine Herausforderung stellen in diesem Zusammenhang die unterschiedlichen fiskali-

schen Kapazitäten der EU-Mitgliedstaaten dar. Aufgrund der teilweise hohen Schul-

denstände (vgl. Abbildung 25) werden nicht alle Staaten im gleichen Umfang beitragen 

können. Allerdings besteht bei gemeinsamer Finanzierung ein Trittbrettfahrerprob-

lem, das die fiskalische Tragfähigkeit der EU mittelfristig gefährden könnte (Feld et al., 

2025; Grimm, 2025b; Ziffer 146). 

59. Letztlich basiert ein entscheidender Teil der Abschreckungswirkung darauf, dass Kapi-

talmärkte die langfristige Finanzierbarkeit der Verteidigungsausgaben als glaubwür-

dig einschätzen. Aktuell finanzieren die Mitgliedstaaten der EU ihre Verteidigungsaus-

gaben zu einem erheblichen Teil über zusätzliche Verschuldung. Die Konditionen, zu 

denen sie sich verschulden können, hängen jedoch von Einschätzungen über die Trag-

fähigkeit der Staatsfinanzen der Mitgliedstaaten der Eurozone ab (Grimm et al., 2023a; 

Feld et al., 2025). Zweifel an der fiskalischen Nachhaltigkeit können sich in steigenden 

Risikoprämien und eingeschränkten Finanzierungsspielräumen niederschlagen und 

so die Fähigkeit untergraben, militärische Kapazitäten wie angekündigt aufzubauen 

und aufrecht zu erhalten. Daher gilt es, die die Mittel möglichst wirkungsorientiert 

einzusetzen und mittelfristig die Verteidigungsausgaben in die Kernhaushalte zu 

überführen (Projektgruppe Gemeinschaftsdiagnose, 2025; SVR, 2025b). Denkbar wäre 

hier, dass der im Grundgesetz verankerte Sockelwert für die Bereichsausnahme 

schrittweise erhöht und so Verschuldungsspielräume zeitlich begrenzt werden. 

3.1.2 Rahmenbedingungen für Rüstungsmärkte 

60. Die europäische Rüstungsindustrie weist strukturelle Wettbewerbsnachteile gegen-

über Anbietern aus den USA auf, sowohl in preislicher als auch in qualitativer Hinsicht 

(Ziffern 26 f., Abbildung 23). Ein wesentlicher Grund hierfür liegt in deutlich geringeren 

F&E-Ausgaben sowie der fragmentierten Marktstruktur. Insbesondere nutzen die Mit-

gliedstaaten extensiv die nationale Sicherheitsausnahme in den EU-Verträgen in Arti-

kel 346 AEUV (Koenig und Schütte, 2025). Diese ermöglicht es den Mitgliedstaaten, ver-

teidigungsindustrielle Aufträge vom europäischen Wettbewerb auszunehmen, 

wodurch Beschaffungsentscheidungen überwiegend national erfolgen. Dies führt zu 

einer Aufsplitterung der Nachfrage auf viele nationale Teilmärkte mit geringen Stück-

zahlen bei gleichzeitig hohen Fixkosten sowie einer monopsonistischen Nachfra-

gestruktur auf nationaler Ebene. 

61. Diese Fragmentierung verhindert die Realisierung von Skaleneffekten und erschwert 

die Finanzierung von Forschung und Entwicklung (SVR, 2025b). In der Folge sinkt die 

internationale Wettbewerbsfähigkeit europäischer Anbieter, sodass Beschaffungen 

häufig bei außereuropäischen Anbietern erfolgen, insbesondere in den USA oder auch 

Israel. Allerdings haben die jüngsten Konflikte im Nahen Osten offengelegt, dass Eu-

ropa bei kritischen Luftverteidigungsflugkörpern und weiterer Präzisionsmunition in 

erheblichem Maße von Lieferfähigkeiten der USA abhängt. Da die USA ihre eigenen Be-

stände derzeit vorrangig absichern und der Produktionshochlauf Zeit braucht, sind für 
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europäische Abnehmer Verzögerungen und zunehmende Versorgungskonkurrenz ab-

sehbar (Defence Matters, 2026). 

62. Eine Erhöhung des Anteils europäischer Produktion setzt daher eine strukturelle Stär-

kung der Wettbewerbsfähigkeit voraus. Dies erfordert insbesondere eine stärkere Ko-

ordinierung der F&E-Aktivitäten sowie der Beschaffung auf europäischer Ebene 

(Wolff et al., 2025). Gemeinsame Beschaffungsprogramme könnten zu einer Konsoli-

dierung und Spezialisierung der Industrie beitragen, indem die Anzahl paralleler Waf-

fensysteme reduziert wird. Zugleich würden gemeinsame F&E-Aktivitäten sowie 

darauf aufbauend eine stärkere Standardisierung die Interoperabilität erhöhen und 

Effizienzgewinne ermöglichen (SVR, 2025b). 

63. Ziel dieser Maßnahmen ist eine Erhöhung der militärischen Kaufkraftparität (Abbil-

dung 23), also die Maximierung der militärischen Fähigkeiten bei gegebenem einge-

setztem Budget. So lassen sich knappe Mittel in möglichst viel militärische Wirkung 

übersetzen. 

3.1.3 Innovation, Produktion und Skalierung 

64. Verteidigungsfähigkeit setzt den Aufbau und die dauerhafte Verfügbarkeit militäri-

scher Fähigkeiten voraus, die technologisch leistungsfähig, verlässlich verfügbar 

sowie über längere Zeiträume hinweg einsatz- und durchhaltefähig sind. Produk-

tionskapazitäten und Innovationskraft stellen dabei zentrale strategische Res-

sourcen dar, da sie es ermöglichen, im Konfliktfall moderne Waffensysteme in hinrei-

chender Stückzahl und technologischer Qualität bereitzustellen (Matlack et al., 2025). 

Dies betrifft insbesondere Bereiche wie unbemannte Systeme, Präzisionsmunition, 

Sensorik und integrierte Luftverteidigung (Beraterkreis Sicherheit und Verteidigung, 

2025). 

65. Während militärische Forschung und Entwicklung traditionell eine wichtige Quelle 

technologischer Innovation darstellten, deren Ergebnisse in die zivile Wirtschaft dif-

fundierten (Ilzetzki, 2025), hat sich die Richtung des Technologietransfers zunehmend 

auch in die umgekehrte Richtung entwickelt (Baldwin, 2024; OECD, 2025b). In vielen 

Bereichen gehen entscheidende Innovationsimpulse heute vom zivilen Sektor aus und 

werden in militärische Anwendungen integriert. Kommerziell verfügbare Technolo-

gien („commercial off-the-shelf“) ermöglichen dabei die kostengünstige Entwicklung 

und Skalierung militärischer Systeme, etwa im Bereich von Drohnen oder digitaler Auf-

klärung (Bondar, 2025; NATO, 2025b). 

66. Die zunehmende Verbreitung solcher Technologien verändert die ökonomische Logik 

militärischer Fähigkeiten grundlegend. Aktuelle Konflikte deuten in diesem Zusam-

menhang auf ein strukturelles Ungleichgewicht hin: Hochentwickelte westliche Vertei-

digungssysteme stehen vergleichsweise kostengünstigen Angriffsplattformen wie 

Drohnen und Raketen gegenüber, die teilweise unter Verwendung international ver-

fügbarer Komponenten hergestellt werden (Rumbaugh, 2024; Black, 2025). Dies kann 

zu nachteiligen Kostenverhältnissen führen und die langfristige Durchhaltefähigkeit in 

Konflikten untergraben. Damit verbunden ist die Frage nach der Glaubwürdigkeit von 

Abschreckung, die wesentlich darauf beruht, einem potenziellen Angreifer Kosten auf-

zuerlegen, die dessen erwarteten Nutzen eines Angriffs übersteigen (Schelling, 1966). 
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In operativer Hinsicht impliziert dies, dass die Kosten der Verteidigung – insbesondere 

im Hinblick auf die Abwehr eingehender Angriffe – in einem tragfähigen Verhältnis zu 

den Kosten der eingesetzten Angriffswaffen stehen müssen. Der Aufbau ausreichen-

der und skalierbarer Produktionskapazitäten für Verteidigungssysteme und Mu-

nition sowie die gezielte Entwicklung kosteneffizienter Technologien – insbeson-

dere zur Abwehr kostengünstiger Angriffsplattformen – ist daher eine zentrale Vo-

raussetzung, um in zukünftigen Konflikten handlungsfähig zu bleiben (Niederkof-

ler, 2025). 

67. Deutschland kann aufgrund seiner finanziellen Möglichkeiten sowie seiner industriel-

len Kapazitäten und Kompetenzen als Produktionsanker für kritische Systeme fungie-

ren und sollte daher einen signifikanten Teil seines Beschaffungsbudgets für tech-

nologisch getriebene, disruptive Projekte einsetzen (Beraterkreis Sicherheit und 

Verteidigung, 2025). Produktionsstätten, die im Zuge des Strukturwandels (vgl. Ziffern 

13 ff.) zunehmend unterausgelastet sind, werden bereits teilweise für die Rüstungspro-

duktion genutzt (Höller, 2025). Regionale Verteidigungs-Ökosysteme können die 

Kompetenzen von Industrie und Forschungseinrichtungen bündeln und so den 

Aufbau von Expertise beschleunigen und die gegenseitigen Spillover-Effekte zwischen 

ziviler und militärischer Forschung stärken (Beraterkreis Sicherheit und Verteidigung, 

2025). 

68. Häufig ist allerdings die Kooperation mit Partnern wichtig, die über operative Ein-

satzerfahrung verfügen und erst dadurch eine kontinuierliche Weiterentwicklung 

von Waffensystemen ermöglichen. Gerade bei neuen, kostengünstigen und techno-

logisch dynamischen Waffenkategorien – etwa im Bereich unbemannter Systeme oder 

digitaler Anwendungen – ist ein kontinuierlicher Rückfluss von Nutzungserfahrungen 

entscheidend, um Leistungsfähigkeit, Anpassungsfähigkeit und Skalierbarkeit unter 

realen Einsatzbedingungen zu verbessern (Kunertova, 2024; Molloy, 2024; Bondar, 

2025). Ein wichtiges Element für die Produktionsplanung und die Wettbewerbsfähig-

keit sind planbare Mengenszenarien. Dies gelingt einerseits, wenn bei der Produktions-

planung der Export gleich mitgedacht werden kann (Beraterkreis Sicherheit und Ver-

teidigung, 2025). Dafür sind einheitliche und berechenbare Exportkontrollregeln 

sinnvoll (SVR, 2025b). Hier gilt es insbesondere, mit Partnern aus dem westlichen Ver-

teidigungsbündnis zu kooperieren, die in Konflikte involviert sind (Ukraine, Israel, 

USA), sowie mit Staaten an der NATO-Ostflanke (z. B. Polen), die regelmäßig sicher-

heitspolitischen Spannungen ausgesetzt sind. Exporte tragen dabei nicht nur zur kon-

tinuierlichen Weiterentwicklung von Waffensystemen bei, sondern sind auch Voraus-

setzung für eine dauerhaft ausgelastete industrielle Produktion, die eine kontinuierli-

che Fertigung und Skalierung ermöglicht (Bardt, 2024a). 

69. Derzeit erfolgt die Beschaffung allerdings vielfach projektbasiert in einzelnen Losen, 

häufig mit langen Unterbrechungen zwischen den Bestellungen. Dies erschwert es der 

Industrie, Produktionskapazitäten nachhaltig aufzubauen und Investitionen in Skalie-

rung zu rechtfertigen, da verlässliche Nachfrageperspektiven fehlen. Für eine wettbe-

werbsfähige und resilientere Verteidigungsindustrie sind daher kontinuierliche und 

planbare Nachschubprozesse erforderlich, die eine dauerhafte Produktion ermögli-

chen (European Defence Agency, 2025). Zum anderen sollte eine gemeinsame Be-

schaffung innerhalb der EU oder zumindest europäische Ausschreibungen umge-

setzt werden (vgl. Abschnitt 3.1.2), sodass mittelfristig die Konkurrenz zwischen zwei 
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bis drei größeren Anbietern Skaleneffekte und damit Kostenvorteile ermöglicht (Bardt, 

2024b). 

70. Die mit größeren Absatzmärkten und einer stärkeren europäischen Koordinierung ver-

bundene Skalierung hat zudem unmittelbare innovationsökonomische Effekte. Grö-

ßere Produktionsvolumina und stabilere Nachfrageperspektiven erhöhen die erwart-

baren Renditen und schaffen damit Anreize (und mittelfristig auch zusätzliche Spiel-

räume), Gewinne verstärkt in Forschung und Entwicklung zu reinvestieren (Acemoglu 

und Linn, 2004; Bloom et al., 2013). 

71. Eine zentrale Rolle kommt der Dual-Use-Forschung in Universitäten, Forschungs-

zentren und der Industrie zu. Sie ist sicherheitspolitisch relevant, da technologische 

Leistungsfähigkeit in ausgewählten Schlüsselbereichen die strategische Autonomie 

stärkt und Europa als Partner attraktiver macht. Zugleich entfaltet sie industriepoliti-

sche Wirkung über Spillovers in die Privatwirtschaft und trägt innovationsökonomisch 

zur Stärkung der gesamten Forschungs- und Innovationslandschaft bei. Vor diesem 

Hintergrund erscheint es sinnvoll, bestehende Einschränkungen für sicherheitsrele-

vante Forschung – etwa durch Zivilklauseln an Universitäten – kritisch zu über-

prüfen und gegebenenfalls anzupassen (Wörner et al., 2022). 

72. Derzeit wird das Potenzial der Forschungs- und Innovationslandschaft jedoch durch 

regulatorische Hemmnisse begrenzt. Insbesondere das komplexe Exportkontrollre-

gime, fragmentierte Regeln für den Technologietransfer sowie Unsicherheiten im Um-

gang mit geistigem Eigentum können die Zusammenarbeit zwischen Wissenschaft und 

Industrie erschweren (SVR, 2025b). Ziel sollte daher eine Regulierung mit Augenmaß 

sein, die den Schutz sensibler Technologien und geistigen Eigentums gewährleis-

tet, zugleich aber ausreichende Spielräume für Forschung, Kooperation und Ska-

lierung lässt (NSF 2024). 

73. Hinzu kommen strukturelle Herausforderungen im Wissenschaftssystem selbst. For-

schung in militärischen oder militärisch relevanten Bereichen unterliegt häufig Ein-

schränkungen hinsichtlich einer Veröffentlichung und der internationalen Koopera-

tion. Da wissenschaftliche Karrieren maßgeblich über Publikationen und Sichtbarkeit 

gesteuert werden, entstehen Zielkonflikte zwischen sicherheitspolitischen Anforde-

rungen und individuellen Anreizstrukturen. Dies kann die Attraktivität entsprechender 

Forschungsfelder für hochqualifizierte Wissenschaftler beeinträchtigen. Um die bes-

ten Köpfe für sicherheitsrelevante Innovationsfelder zu gewinnen, bedarf es daher an-

gepasster Anreizsysteme, etwa durch alternative Bewertungsmaßstäbe oder ge-

zielte Förderprogramme und institutionelle Arrangements, die wissenschaftliche 

Exzellenz, Wissenschaftsfreiheit und sicherheitspolitische Anforderungen besser 

miteinander in Einklang bringen (Wissenschaftsrat, 2025). 

3.1.4 Resilienz, Infrastruktur und Lieferketten 

74. Der Ausbau und die Absicherung von Infrastrukturen sowie resilienter Lieferketten 

sind zentrale Voraussetzungen für die Steigerung der Verteidigungsfähigkeit. Die auf 

dem NATO-Gipfel 2025 beschlossene Zielmarke von 5% des BIP setzt sich dementspre-

chend aus zwei Komponenten zusammen: mindestens 3,5% für klassische Verteidi-
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gungsausgaben im engeren Sinne sowie bis zu 1,5% für verteidigungs- und sicherheits-

relevante Ausgaben, etwa in den Bereichen Infrastruktur, Resilienz und Cyberabwehr 

(NATO, 2026). Mit diesen Geldern sollten neue Infrastrukturprojekte systematisch 

so ausgelegt werden, dass sie auch unter Konfliktbedingungen funktionsfähig 

bleiben und militärisch genutzt werden können. Zum anderen ist die Widerstands-

fähigkeit bestehender Infrastrukturen gezielt zu erhöhen (Europäische Kommis-

sion, 2022a; EU-NATO Task Force on the Resilience of Critical Infrastructure, 2023). 

75. Neue Infrastrukturinvestitionen sollten verstärkt als Dual-Use-Projekte konzi-

piert werden. Dies umfasst insbesondere die Berücksichtigung militärischer Anforde-

rungen bei der Planung und Instandhaltung von Verkehrs- und Logistikinfrastrukturen, 

etwa im Straßen- und Schienennetz (Europäische Kommission, 2022a, 2022b). Darüber 

hinaus können zivile Einrichtungen – etwa Bahnhöfe, Krankenhäuser oder öffentliche 

Gebäude – im Krisenfall zusätzliche Funktionen übernehmen, was bei ihrer Konzeption 

berücksichtigt werden sollte, wobei zusätzliche bürokratische Belastungen aber unbe-

dingt zu vermeiden sind. Neben physischen Infrastrukturen ist auch die Verfügbarkeit 

qualifizierten Personals als kritischer Faktor systematisch mitzudenken (EU-

NATO Task Force on the Resilience of Critical Infrastructure, 2023). 

76. Die Resilienz bestehender Infrastrukturen lässt sich durch eine Kombination aus 

Schutzmaßnahmen, Redundanz und Risikosteuerung erhöhen. Hierzu zählen ins-

besondere die gezielte Einschränkung öffentlich verfügbarer Informationen über 

kritische Anlagen und der Aufbau redundanter Systeme. Allerdings sollte eine sys-

tematische Kosten-Nutzen-Abwägung stattfinden, da vollständige Sicherheit ökono-

misch nicht effizient erreichbar ist (Aiyar et al., 2023; OECD, 2025c). Gleichzeitig wird in 

der aktuellen Debatte darauf hingewiesen, dass entsprechende Maßnahmen in Europa 

bislang häufig nicht konsequent genug umgesetzt werden und bestehende Verwund-

barkeiten fortbestehen (Draghi, 2024). 

77. Europäische Koordination kann in vielen Bereichen Effizienzgewinne ermöglichen, 

insbesondere bei grenzüberschreitender oder gemeinsam nutzbarer Infrastruk-

tur. Gleichzeitig bleibt eine dezentrale Umsetzung im Sinne des Subsidiaritätsprin-

zips essenziell, da Wissen über kritische Infrastrukturen und operative Fähigkeiten im 

Krisenfall lokal verfügbar sein müssen. Kritische Analysen betonen jedoch, dass die eu-

ropäische Koordination bislang häufig zu fragmentiert bleibt und klare Prioritäten so-

wie eine stärkere operative Verzahnung fehlen (Pisani-Ferry et al., 2024; Scazzieri, 

2024). 

78. Mit Blick auf internationale Lieferketten entsteht Resilienz primär durch Diversi-

fizierung und nicht durch Autarkie. Allerdings sollte bei kritischen Rohstoffen und 

Energieträgern erwogen werden, die heimische Produktion auszuweiten, um die 

Importabhängigkeit zu verringern Hinsichtlich der Importe ist eine breite Streuung 

von Bezugsquellen und Transportwegen entscheidend, um die Verwundbarkeit ge-

genüber Störungen zu reduzieren (Aiyar et al., 2023; OECD, 2025d; vgl. auch Kapitel 

3.4.2). Die Absicherung von Importen, etwa über – idealerweise europäische – strate-

gische Reserven, sollte sich auf wenige Produktkategorien konzentrieren, bei de-

nen die Kosten von Lieferunterbrechungen eindeutig sehr hoch wären (Pisani-Ferry et 

al., 2024; Felbermayr und Braml, 2025). Kritisch ist hervorzuheben, dass Europa bei der 
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Diversifizierung kritischer Lieferketten weiterhin hinter den strategischen Erfordernis-

sen zurückbleibt und stärker proaktiv handeln muss (Draghi, 2025; Grimm et al., 2026).  

3.1.5 Subsidiarität und Bündnisfähigkeit  

79. Verteidigungsfähigkeit kann angesichts der aktuellen Herausforderungen nur in funk-

tionsfähigen Bündnissen sichergestellt werden. Im Innenverhältnis zwischen den 

Mitgliedstaaten der EU kommt es entscheidend auf eine klare Zuordnung von Zu-

ständigkeiten und Finanzierungsverantwortung an. Dabei ist zu berücksichtigen, 

dass unterschiedliche Aufgaben unterschiedliche institutionelle Ebenen erfordern: 

Während etwa die effiziente Beschaffung standardisierter Waffensysteme sowie die 

Koordinierung militärischer Fähigkeiten eine stärkere Zentralisierung auf europäi-

scher Ebene nahelegen (Wolff et al., 2025), sind andere Bereiche – etwa die Entwick-

lung von Innovationsclustern, die Stärkung regionaler industrieller Kapazitäten oder 

der Aufbau von Infrastruktur für den Zivilschutz – häufig besser auf nationaler, regio-

naler oder kommunaler Ebene verortet. Eine konsequente Umsetzung des Subsidia-

ritätsprinzips – auf europäischer, nationaler, regionaler oder kommunaler Ebene – er-

höht die Effizienz und stärkt zugleich die Verantwortungsübernahme („Ownership“). 

Ebenso sollte die Rollenverteilung zwischen öffentlicher Hand und Privatwirt-

schaft darauf ausgerichtet sein, Geschwindigkeit, Innovationsfähigkeit und Effi-

zienz bei der Stärkung der Verteidigungsfähigkeit zu maximieren.  

80. Im Außenverhältnis ist strategische Autonomie im Sinne vollständiger Unabhängigkeit 

der EU von ihren Partnern weder realistisch (Burilkov et al., 2025) noch ökonomisch 

effizient. Abschreckung und Stabilität entstehen vielmehr durch den Aufbau und den 

Erhalt belastbarer Partnerschaften – gerade auch unter schwierigen politischen 

Bedingungen (Schelling, 1966; Farrell und Newman, 2019). In einer zunehmend 

geoökonomisch geprägten Welt bleibt die Einbindung in funktionierende Bündnisse 

daher ein zentraler Bestandteil europäischer Sicherheitsstrategie. 

81. Eine besondere Herausforderung stellt der Zusammenhalt innerhalb der NATO dar, 

der angesichts unterschiedlicher sicherheitspolitischer Prioritäten und politischer Ent-

wicklungen kontinuierlich gesichert werden muss. Die transatlantische Partner-

schaft bleibt trotz politischer Spannungen und wechselnder Prioritäten in den 

USA ein unverzichtbarer Pfeiler der europäischen Sicherheitsarchitektur. Vor die-

sem Hintergrund kommt es entscheidend darauf an, die europäische Verantwortung 

innerhalb des Bündnisses zu stärken. Höhere und verlässlichere Verteidigungsbei-

träge der EU-Mitgliedstaaten erhöhen nicht nur die eigene Handlungsfähigkeit, son-

dern tragen auch dazu bei, Europa als leistungsfähigen und attraktiven Partner zu po-

sitionieren (Sandler und Hartley, 2001). Nur durch eine gestärkte europäische Rolle 

kann die Stabilisierung der transatlantischen Partnerschaft gelingen und die Glaub-

würdigkeit der Abschreckung insgesamt erhöhen. 

82. Ähnliches gilt für weitere strategische Partner, auch wenn die Zusammenarbeit mit 

ihnen mit politischen oder normativen Spannungen verbunden ist. Partnerschaften 

mit Ländern wie Israel oder der Ukraine zeigen, dass sicherheitspolitische Kooperation 

häufig unter realen Konfliktbedingungen stattfindet und gerade dort besonders be-

lastbar sein muss. Die Unterstützung der Ukraine verdeutlicht zugleich, dass Bündnis-
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fähigkeit nicht nur Abschreckung erzeugt, sondern auch die operative Fähigkeit um-

fasst, sicherheitspolitische Ziele durch konkrete Unterstützung und Koordination im 

Krisenfall umzusetzen. Gleichzeitig ermöglichen solche Partnerschaften wichtige Lern- 

und Innovationsprozesse, etwa durch den Austausch operativer Erfahrungen (Horo-

witz, 2010). 

83. Insgesamt erhöhen eine gestärkte Verteidigungsfähigkeit sowie Wirtschaftskraft und 

technologische Führungspositionen den Wert Europas als Bündnispartner. Die Stär-

kung europäischer Fähigkeiten erweitert den eigenen Handlungsspielraum und 

trägt dazu bei, bestehende Partnerschaften zu stabilisieren und neue Kooperati-

onen zu ermöglichen. Sicherheitspolitik ist damit immer auch Außenwirtschafts- und 

Technologiepolitik: Sie basiert auf der Fähigkeit, ökonomische Leistungsfähigkeit, 

technologische Fähigkeiten, institutionelle Stabilität und internationale Kooperation 

strategisch miteinander zu verbinden. 

3.2 Innovation, Produktivität und Wettbewerbsfähigkeit 

stärken 

84. Um nachhaltiges Wachstum zu erreichen muss es gelingen, das Potenzialwachstum zu 

erhöhen, das nach Schätzungen des SVR (2026) aktuell bei etwa 0,5% liegt und in den 

kommenden Jahren aufgrund des durch den Renteneintritt der geburtenstarken Jahr-

gänge sinkenden Arbeitsvolumens noch weiter absinken wird. 

85. Maßnahmen zur Steigerung des Arbeitsvolumens leisten einen wichtigen Beitrag 

zur Steigerung des Potenzialwachstums, dürften aber alleine nicht ausreichen, um das 

Potenzialwachstum dauerhaft deutlich zu erhöhen (SVR, 2023). 

86. Die Investitionen in den Kapitalstock sind zuletzt zurückgegangen. Zwar sind die öf-

fentlichen Investitionen leicht gestiegen. Sie konnten aber den Rückgang bei den pri-

vaten Investitionen, die den Großteil der gesamtwirtschaftlichen Investitionen ausma-

chen, nicht kompensieren (Abbildung 4). Hier sind Maßnahmen notwendig, die zur 

Erhöhung der Investitionstätigkeit beitragen. Entscheidend für den Wachstumsim-

puls dürfte es sein, in welchen Bereichen investiert wird, vor allem: dass innovative 

Unternehmen ihre Aktivitäten in Europa skalieren. 

87. Denn der wichtigste Wachstumstreiber muss der technologische Fortschritt sein. 

Hier gilt es, Hemmnisse abzubauen, die es zurzeit verhindern, dass Innovationen in 

Wertschöpfung übersetzt werden. Dies muss zwangsläufig auf den High-Tech-Be-

reich ausgerichtet sein. Denn einerseits wird Deutschland sich im Mitteltechnologie-

bereich auf den Weltmärkten gegen die großen aufstrebenden Volkswirtschaften wie 

China nur schwer durchsetzen können, sodass vom High-Tech-Sektor mehr Wachs-

tumsimpulse kommen müssen (Ziffern 48 ff.). Andererseits sind Fortschritte im High-

Tech-Bereich für die Verteidigungsfähigkeit von großer Bedeutung (Abschnitt 3.1.3), 

sodass hier sowohl mehr Mittel zum Anschub von Entwicklungen verfügbar sind und 

außerdem ein doppelter Nutzen existieren kann. 

88. Es gibt dabei nicht die eine Maßnahme, die das Wachstum wieder ankurbelt. Es müs-

sen vielmehr mehrere Hebel bewegt werden. Es wird darauf ankommen 
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– die wirksamen Maßnahmen von den unwirksamen zu unterscheiden,  

– unter den wirksamen Maßnahmen diejenigen zu identifizieren, die eine große 

Auswirkung auf das Wachstum haben dürften, 

– die Wirtschaftlichkeit und Finanzierbarkeit mitzudenken (Abschnitt 3.3), 

– durch eine kluge Kombination und Kommunikation von Reformen, die Skanda-

lisierung von einzelnen Elementen eines Reformpakets zu vermeiden. 

Beispiele aus anderen Ländern können hilfreich sein, um die Zumutbarkeit und die 

Umsetzbarkeit von Vorschlägen besser abschätzen zu können.  

3.2.1 Arbeitsvolumen erhöhen 

89. Die Erhöhung des Arbeitsvolumens ist ein wichtiger Baustein einer Wachstumsstrate-

gie. Allerdings gibt es auch in diesem Bereich nicht die eine Maßnahme, die zum Erfolg 

führt, sondern verschiedene Handlungsfelder, in denen es gilt, wirksame und durch-

setzbare Maßnahmen zur Erhöhung des Arbeitsvolumens zu identifizieren.  

Die Erwerbsbeteiligung und die Arbeitszeit pro Kopf erhöhen 

90. Ein wichtiger Hebel zur Ausweitung des Arbeitsvolumens liegt darin, mehr Menschen 

in Arbeit zu bringen und Erwerbstätige dazu zu befähigen, ihre Erwerbsstunden auszu-

weiten. Eine bessere Kinderbetreuung, etwa durch den Ausbau von Kitas und Ganz-

tagsschulen, kann die Erwerbstätigkeit insbesondere von Frauen erhöhen (SVR, 2023). 

Durch Anpassungen im Rentenversicherungssystem, etwa flexible Übergänge in 

den Ruhestand nach Erreichen des Renteneintrittsalters sowie eine dynamische Kopp-

lung des Rentenalters an die fernere Lebenserwartung, können zudem ältere Arbeit-

nehmer aktiviert werden (SVR, 2016, 2020; Wissenschaftlicher Beirat beim BMF, 2020; 

Grimm et al., 2025a). Die Integration von Migranten in den Arbeitsmarkt lässt sich 

durch eine weitergehende Anerkennung von Abschlüssen und gezielte Sprachför-

derung verbessern (SVR, 2023). Ergänzend können Maßnahmen im Bereich der Be-

steuerung und der sozialen Sicherungssysteme dazu beitragen, Arbeit attraktiver zu 

machen: Die Senkung von Lohnnebenkosten und Steuern stärkt sowohl die Arbeits-

nachfrage der Unternehmen als auch die Beschäftigungsanreize für Arbeitnehmer, 

während ein wettbewerbsfähiges steuerliches Umfeld Investitionen und Beschäfti-

gung fördert, etwa durch eine Senkung der Unternehmenssteuern (SVR, 2025b). Auf 

der Angebotsseite kann eine Entlastung bei der Einkommensteuer – insbesondere 

bei niedrigen und mittleren Einkommen – dazu beitragen, dass sich Mehrarbeit und 

der Übergang von Teilzeit in Vollzeit stärker lohnen (Blömer et al., 2025; OECD, 2025e). 

Ebenso können Erwerbsanreize über Veränderungen bei den Transferentzugsraten 

gestärkt werden (Peichl et al., 2023). 

91. Ein weiterer wichtiger Ansatz liegt im Abbau von „Teilzeitfallen“. Insbesondere in Kom-

bination können Minijobs, die beitragsfreie Familienversicherung in der gesetzlichen 

Krankenversicherung und die gemeinsame Besteuerung von Ehepaaren Anreize set-

zen, den Zweitverdienst niedrig zu halten. Solange der Ehegatte mit niedrigerem eige-

nen Einkommen – empirisch meist die Ehefrau – unterhalb der Minijob-Grenze bleibt, 

kann er ohne zusätzliche Beiträge mitversichert werden. Wird diese Schwelle über-

schritten, steigt die effektive Grenzbelastung deutlich, weil zusätzlich zum meist höhe-
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ren gemeinsamen Grenzsteuersatz Sozialversicherungsbeiträge anfallen. Die bei-

tragsfreie Krankenversicherung ist unabhängig von familiären Betreuungsverpflich-

tungen möglich und kann Anreize setzen, keine eigenständige sozialversicherungs-

pflichtige Erwerbstätigkeit aufzunehmen (FinanzKommission Gesundheit, 2026; SVR, 

2026). Wenn sie für Ehegatten und ihnen gleichgestellte Lebenspartner ohne Kin-

der unter sechs Jahren abgeschafft würde, könnte dies die GKV entlasten und die 

Erwerbsanreize von Zweitverdienenden stärken. Dies könnte mit einer Reform der 

Minijob-Regelungen kombiniert werden. Diese sozialversicherungsrechtliche und 

steuerrechtliche Privilegierung erscheint für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer oft 

kurzfristig finanziell günstig, geht aber mit negativen Arbeitsangebotseffekten und 

zahlreichen Nachteilen für die Beschäftigten einher (Blömer und Consiglio, 2022; 

Bruckmeier et al., 2022). Minijobs könnten daher auf Schülerinnen und Schüler, Stu-

dierende sowie Rentnerinnen und Rentner beschränkt werden, für die eine sozialver-

sicherungspflichtige Beschäftigung vergleichsweise geringe Vorteile bringen würde. 

Da Minijobs derzeit auch als Instrument für flexible Beschäftigung genutzt werden, 

müsste eine Beschränkung durch Reformen im übrigen Steuer-, Abgaben- und Trans-

fersystem flankiert werden. Mit der Einschränkung von Minijobs würde bereits der zu-

sätzliche Fehlanreiz aus dem Zusammenspiel der Steuerfreiheit von Minijobs und dem 

Ehegattensplitting gemindert, das bei gemeinsamer steuerlicher Veranlagung gerade 

nach Überschreiten der Schwelle für den Zweitverdiener zu hohen Grenzbelastungen 

führt. Durch eine verfassungskonforme Einschränkung des Ehegattensplittings, die 

Ehepaare gegenüber unverheirateten Paaren nicht benachteiligt, dürften sich Fehlan-

reize für Zweitverdiener – je nach Ausgestaltung – zwar etwas verringern. Effektiver 

dürften aber Änderungen bei den Minijobs und den Sozialversicherungsbeiträgen sein 

(SVR, 2017). 

Die Arbeitsfähigkeit sichern und die produktive Lebensarbeitszeit verlängern 

92. Ein zentraler Ansatz zur Erhöhung des tatsächlichen Arbeitsvolumens besteht darin, 

die produktive Lebensarbeitszeit zu verlängern und gleichzeitig die Arbeitsfähigkeit 

über den gesamten Erwerbsverlauf hinweg zu sichern. Dabei hilft der Abbau starrer 

Altersgrenzen sowie altersgerechte Arbeitsplätze und kontinuierliche Weiterbil-

dung (OECD, 2023). Besonders wichtig ist es, den Verlust von Arbeitsstunden aufgrund 

von Krankheit durch präventive Gesundheitsmaßnahmen zu begrenzen, etwa durch 

betriebliche Gesundheitsförderung, die Vermeidung von Langzeiterkrankungen und 

eine bessere Wiedereingliederung nach Krankheit (SVR, 2023). Ergänzend trägt eine 

gezielte Qualifizierung dazu bei, struktureller Arbeitslosigkeit entgegenzuwirken und 

die Arbeitsfähigkeit auch unter Bedingungen zunehmender psychischer Belastungen 

und eines sich verschärfenden Fachkräftemangels zu erhalten (OECD, 2015). 

Zuwanderung von Fachkräften 

93. Ein wichtiger Hebel ist auch die gezielte Gewinnung von Arbeitskräften aus dem Aus-

land. Die Fachkräftezuwanderungsstrategie (BMAS, 2022, 2026) der Vorgängerregie-

rung hat hier einen Grundstein gelegt. Erfolgsentscheidend sind transparente und be-

darfsorientierte Zuwanderungssysteme, etwa in Form von Punktesystemen oder 

spezifischen Fachkräfteprogrammen, sowie schnelle und verlässliche Visa- und 

Anerkennungsverfahren. Ebenso wichtig ist eine frühzeitige und nachhaltige Integra-

tion in den Arbeitsmarkt und in die Gesellschaft, insbesondere durch Sprachförde-
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rung und unterstützende Strukturen (SVR, 2022). Dauerhafte Bleibeperspektiven er-

höhen dabei die Attraktivität des Standorts und tragen dazu bei, Fachkräfte langfristig 

zu binden, anstatt lediglich kurzfristige Arbeitsmigration zu fördern. 

3.2.2 Investitionen in den privaten Kapitalstock erhöhen 

94. Investitionsentscheidungen hängen von Renditeerwartungen, Unsicherheit, Finanzie-

rungsbedingungen und regulatorischen Hürden ab. Dabei sind bei kapitalintensiven, 

exportorientierten Investitionen vor allem Planungssicherheit und internationale 

Wettbewerbsfähigkeit ausschlaggebend, während für den Bausektor lokale und natio-

nale Rahmenbedingungen – wie die Verfügbarkeit von Bauland, Genehmigungsverfah-

ren, Renditeerwartungen und Finanzierungskonditionen – stärker ins Gewicht fallen.  

95. Ein Großteil der Investitionsentscheidungen betrifft privatwirtschaftliche Investitio-

nen (Abbildung 4). Diese sind maßgeblich für die Ausweitung des produktiven Kapital-

stocks, Innovationen und somit nachhaltiges Wirtschaftswachstum verantwortlich. 

Während öffentliche Investitionen vor allem wesentliche Infrastruktur bereitstellen 

und die Rahmenbedingungen verbessern, entscheiden private Unternehmen und In-

vestoren über das tatsächliche Volumen und die Ausgestaltung von Anlagen, Techno-

logien und Produktionskapazitäten. 

Anlageinvestitionen 

96. Kapitalintensive Anlageinvestitionen erfordern vor allem wettbewerbsfähige Rah-

menbedingungen sowie Planungs- und Rechtssicherheit, um Unsicherheiten zu re-

duzieren. Der Abbau bürokratischer und regulatorischer Hürden ist hierbei von 

zentraler Bedeutung – nicht nur zur Senkung von Kosten, sondern auch, um überhaupt 

Aktivitäten in bestimmten Geschäftsfeldern (und somit auch Investitionen) zu ermög-

lichen (Grimm, 2025a). Dies gilt etwa in Hochtechnologiebereichen wie Gentechnik, 

personalisierte Medizin, autonomes Fahren oder Nukleartechnologie, wo die Regulie-

rung nach dem Vorsorgeprinzip sowie komplexe und teils unberechenbare Genehmi-

gungsverfahren dem unternehmerischen Handeln im internationalen Vergleich oft (zu) 

enge Grenzen setzen. Auch die Verkürzung von Genehmigungsprozessen und der 

konsequente Abbau von Berichtspflichten könnte die Anlageinvestitionen erhöhen 

(NKR, 2023; Grimm, 2025a). Steuerliche Anreize wie beschleunigte Abschreibungen 

und wettbewerbsfähige Unternehmenssteuern erhöhen zusätzlich die Renditeer-

wartungen und stärken so die Investitionsbereitschaft (SVR, 2025b). 

Wohnungsbauinvestitionen 

97. Im Wohnungsbau sind die Verfügbarkeit von Bauland, die Möglichkeit der Verdich-

tung in Zuzugsregionen und vor allem die Lockerung der Mietenregulierung ent-

scheidende Faktoren, die Investitionen attraktiver machen. Zugleich muss der Abbau 

von Genehmigungs- und Bauvorschriften konsequent vorangetrieben werden, um 

die Kosten zu senken und das Bauen deutlich zu beschleunigen (Grimm, 2024; SVR, 

2024; Grimm und Henger, 2025). Nur so lassen sich Renditeerwartungen erhöhen und 

die dringend benötigten Bauaktivitäten in ausreichendem Maße realisieren. Förder-

programme und günstige Finanzierungskonditionen können Investoren zusätzlich 

entlasten. Sie können aber aufgrund beschränkter Finanzierungsspielräume nicht der 

wesentliche Hebel sein.  
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98. Begleitend könnte die Grunderwerbsteuer reformiert werden. Sie kann zum einen 

Neubauprojekte und den Erwerb neu errichteter Wohnungen verteuern und damit In-

vestitionen dämpfen. Zum anderen können geringere Transaktionshemmnisse im Be-

stand dazu beitragen, dass Wohnraum besser genutzt wird. Die Grunderwerbsteuer 

verringert die Häufigkeit von Immobilientransaktionen und kann Lock-in-Effekte aus-

lösen (Christofzik et al., 2024b). Dies kann Fehlanreize schaffen, etwa wenn Haushalte 

in zu großen Immobilien verbleiben und dieser Wohnraum dann nicht für größere 

Haushalte zur Verfügung steht. 

Investitionen in Forschung und Entwicklung 

99. Investitionen in Forschung und Entwicklung benötigen neben finanziellen Förderun-

gen vor allem auch eine Regulierung, die Innovationen nicht durch überbordende 

Auflagen behindert. Insbesondere im Hochtechnologiebereich, wo Unternehmen 

wissenschaftliche Erkenntnisse in Wertschöpfung übersetzen können, ist es von Be-

deutung, dass in den Unternehmen Forschung betrieben werden kann. Dies scheitert 

oft an restriktiven regulatorischen Rahmenbedingungen, die Technologierisiken ein-

hegen sollen, aber im Endeffekt technologischen Fortschritt erheblich verlangsamen 

oder gar verhindern (Draghi, 2025; Grimm et al., 2025b). Beispiele hierfür finden sich 

etwa bei neuen genomischen Techniken oder bei Medizinprodukten, in denen beste-

hende Regime oft als zu komplex, zu langsam oder nicht hinreichend innovationsge-

recht angesehen werden (Europäische Kommission, 2021a; Europäisches Parlament, 

2026). Vor diesem Hintergrund erscheint es erforderlich, regulatorische Rahmenbedin-

gungen stärker innovationsorientiert auszugestalten. Dazu gehört insbesondere, den 

Zugang zu und die Nutzung von Daten für privatwirtschaftliche Forschungs- und 

Innovationszwecke zu erleichtern, etwa durch eine Weiterentwicklung datenschutz-

rechtlicher Regelungen und praktikable Lösungen beim Einwilligungsprinzip (Draghi, 

2025; Grimm et al., 2025b). Zudem sollten regulatorische Verfahren beschleunigt, Ge-

nehmigungsprozesse vereinfacht und experimentelle Freiräume – etwa in Form von 

Experimentierräumen – gezielt ausgeweitet werden. Insgesamt bedarf es einer besse-

ren Balance zwischen Risikovorsorge und Innovationsförderung, um die Entste-

hung und Skalierung neuer Technologien in Deutschland und Europa zu ermöglichen 

(Draghi, 2025; Grimm et al., 2025b). 

100. Ein klarer Rechtsrahmen und der Übergang auf die Regulierung nach dem Innovati-

onsprinzip in wichtigen Technologiefeldern sind daher essenziell, damit Investitio-

nen im Hochtechnologiebereich überhaupt möglich und attraktiv sind. Außerdem för-

dern gut ausgestattete Forschungsnetzwerke und der Zugang zu qualifizierten Fach-

kräften die Attraktivität dieser Investitionen. 

Digitalisierungs- und Transformationsinvestitionen 

101. Für Digitalisierungs- und Transformationsinvestitionen ist neben verlässlicher Inf-

rastruktur ein regulatorisches Umfeld nötig, das Flexibilität und Innovationsfreiräume 

bietet. Übermäßige Bürokratie und starre Vorschriften können Investitionsentschei-

dungen verzögern oder verhindern. Insbesondere Vorschriften zum Datenschutz 

(DGSVO) und zur Nutzung von KI (EU AI Act) müssen neu konzipiert werden, denn 

sie reduzieren die Vorteile einer konsequenten Digitalisierung und den breit angeleg-

ten Einsatz von KI in den Unternehmen. Ohne entsprechende Anpassungen könnten 

Investitionen und Innovationen ganz ausbleiben oder – wenn es den Unternehmen 
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möglich ist – im EU-Ausland vorangebracht werden. Dies gilt in besonderem Maße 

auch für die Transformation und Dekarbonisierung des Energiesystems. Der Um-

fang der hierfür erforderlichen Investitionen macht jedoch deutlich, dass die Transfor-

mation nur gelingen kann, wenn erhebliche private Investitionen mobilisiert werden. 

Voraussetzung hierfür ist ein regulatorisches Umfeld, das Investitionen in Energie-

infrastruktur, flexible Kapazitäten, Speicher, Wasserstoff- und Dekarbonisierungstech-

nologien wirtschaftlich attraktiv macht und Planungs- sowie Genehmigungspro-

zesse deutlich beschleunigt. 

Öffentliche Investitionen 

102. Öffentliche Investitionen, etwa aus dem Sondervermögen Infrastruktur und Kli-

maneutralität oder im Rahmen der Bereichsausnahme Verteidigung, können den Aus-

bau des privaten Kapitalstocks sowohl direkt als auch indirekt unterstützen. Direkt 

kann dies durch gezielte Infrastrukturmaßnahmen geschehen, die Investitionsbe-

dingungen verbessern und private Investitionen anregen (Ramey, 2019). Indirekt för-

dern solche öffentlichen Ausgaben ein stabileres wirtschaftliches Umfeld, verbessern 

die Standortqualität und reduzieren Unsicherheiten für Unternehmen.  

103. Im Bereich der Energie- und Klimatransformation kommt dem Staat beim Ausbau 

von Netzen und Infrastruktur eine zentrale Rolle zu. Allerdings sollten öffentliche Mittel 

dabei vor allem so eingesetzt werden, dass sie private Investitionen ergänzen, Risi-

ken reduzieren und langfristig tragfähige Marktstrukturen unterstützen, anstatt 

private Investitionstätigkeit dauerhaft durch staatliche Finanzierung zu ersetzen. 

104. Gerade die Bereichsausnahme Verteidigung kann genutzt werden, um Investitionen 

und Fortschritte im Bereich der Hochtechnologie zu herbeizuführen, die sowohl mi-

litärisch als auch zivil nutzbar sind. Dies wurde in Abschnitt 3.1.3 näher diskutiert. 

105. Zurzeit ist der Beitrag der zusätzlich verfügbaren Mittel zur Vergrößerung des Kapital-

stocks jedoch begrenzt: Ein Großteil der zusätzlichen Spielräume wird nicht zielgerich-

tet für produktive Investitionen genutzt (Grimm, 2025c; SVR, 2025b; Christofzik und 

Schneider, 2026). Dies gilt zum einen für die Ausgaben, die direkt aus dem Sonderver-

mögen finanziert werden (Hentze, 2026; Höslinger und Lay, 2026). Zum anderen ent-

stehen durch Verschiebungen Spielräume im Kernhaushalt, die konsumtiv verwendet 

werden. Dadurch kann nach Auslaufen des Sondervermögens ein „Sperrklinkenef-

fekt“ entstehen. Das zwischenzeitlich verdrängte Investitionsniveau lässt sich nicht 

ohne Weiteres in den Kernhaushalt zurückholen, weil die frei gewordenen Mittel poli-

tisch bereits anderweitig gebunden sind. Daher ist eine Dämpfung des Ausgabenan-

stiegs angezeigt (vgl. Empfehlungen in Kapitel 3.3). Insgesamt darf die Bedeutung öf-

fentlicher Investitionen für die Erhöhung des gesamten Kapitalstocks daher nicht 

überschätzt werden; der entscheidende Hebel bleibt die privatwirtschaftliche In-

vestitionstätigkeit. 

3.2.3 Technologischen Fortschritt ankurbeln 

106. Technologischer Fortschritt entsteht ebenfalls nicht durch Einzelmaßnahmen, son-

dern durch ein innovationsfreundliches Ökosystem. Entscheidend ist, dass neue Ideen 

(1) entstehen, (2) regulatorisch umsetzbar sind, (3) finanziert werden, (4) skaliert wer-

den können und (5) auf Nachfrage treffen. 
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107. Technologischer Fortschritt entsteht nur dort, wo Risiko eingegangen werden darf – 

und Scheitern nicht stigmatisiert, sondern als notwendiger Teil von Innovation akzep-

tiert wird. Zudem muss es gelingen, die Kosten des Scheiterns hochinnovativer Pro-

jekte zu reduzieren. Viele der folgenden Vorschläge zielen deshalb darauf ab, eine 

neue Risikokultur zu ermöglichen: mit mehr Spielräumen, schnelleren Lernzyklen 

und besseren Bedingungen für Gründung, Wachstum und zweite Chancen. 

108. Zahlreiche Handlungsfelder zur Beschleunigung des technologischen Fortschritts lie-

gen auf der Ebene der Europäischen Union und werden in Abschnitt 3.4 besprochen. 

Allerdings gibt es darüber hinaus vieles, was Deutschland tun kann, um seine Techno-

logieführerschaft in Wertschöpfung zu übersetzen. 

Innovationshemmnisse abbauen – Regulierung neu ausrichten 

109. Ein zentraler Hebel zur Beschleunigung des technologischen Fortschritts liegt im Ab-

bau und der Anpassung von innovationshemmender Regulierung. In den vergan-

genen Jahren wurde die Regulierung nach dem Vorsorgeprinzip zunehmend ausge-

weitet. Dies führt häufig dazu, dass Innovationen bereits im Vorfeld ihrer Marktreife 

regulatorisch eingeschränkt oder faktisch verhindert werden. Künftig sollte daher bei 

Schlüsseltechnologien stärker auf das Innovationsprinzip gesetzt werden (Grimm, 

2025a; Grimm et al., 2025b). In strategisch bedeutsamen Feldern wie Künstlicher Intel-

ligenz, Gentechnik, Medizintechnologie, Nukleartechnik, Raumfahrt oder Quanten-

technologie sollte geprüft werden, in welchen Bereichen regulatorische Spielräume er-

weitert werden können, um Forschung und Anwendung zu ermöglichen. Ziel muss es 

sein, Regulierung deutlich innovationsfreundlicher auszugestalten, ohne berechtigte 

Schutzinteressen aufzugeben. 

110. Genehmigungsfristen sollten gesetzlich klar begrenzt werden, um Planungssicher-

heit zu schaffen und Investitionsentscheidungen nicht durch langjährige Verfahren zu 

verzögern (NKR, 2023). In bestimmten Bereichen kann zudem eine Umkehr der regu-

latorischen Logik sinnvoll sein: Nicht die vollständige Ausschließung jedes Risikos 

sollte Maßstab sein, sondern die Frage, ob Risiken beherrschbar und kontrollierbar 

sind. 

111. Gerade junge, wachstumsorientierte Unternehmen verfügen über begrenzte perso-

nelle und finanzielle Ressourcen, um komplexe Berichtspflichten und regulatorische 

Anforderungen zu erfüllen. Eine konsequente Reduktion von Berichtspflichten – ins-

besondere dort, wo Regelungen redundant sind oder nur begrenzten zusätzlichen Er-

kenntnisgewinn liefern – kann hier substanzielle Entlastung bringen. 

112. Zudem sollte das sogenannte „Gold Plating“, also die nationale Übererfüllung euro-

päischer Vorgaben, beendet werden, um zumindest ein gleiches Wettbewerbsumfeld 

innerhalb der EU sicherzustellen. Ergänzend können zentrale Anlaufstellen („One-

Stop-Shops“) für Genehmigungen und regulatorische Fragen dazu beitragen, Ver-

fahren zu beschleunigen und administrative Unsicherheit zu reduzieren (Grimm et al., 

2025b; SVR, 2025a). 

113. Der Abbau und die Anpassung von Regulierung ist ein komplexes Unterfangen, da ver-

schiedene föderale Ebenen betroffen sind und die Regelungen oft nicht unabhängig 



Wachstumsgrundlagen erneuern, Sicherheit nachhaltig stärken 

 

  45 

voneinander betrachtet werden können. Die Vorbereitung einer Deregulierungsa-

genda sollte daher auch dann in Angriff genommen werden, wenn es seitens der Poli-

tik noch keine Bereitschaft zur Umsetzung gibt (Brunnermeier, 2025). Wichtig ist auch 

die Frage, wer Vorschläge erarbeitet. Behörden und politische Akteure dürften oft 

selbst von Kürzungsvorschlägen betroffen sein. Die aktuellen Modernisierungsagen-

den (BMDS, 2025; AG Staatsmodernisierung, 2025) enthalten zwar einige sinnvolle 

erste Ansätze, die aber erstmal umgesetzt werden müssen. 

114. Die Kosten des Scheiterns könnten durch flexiblere Arbeitszeitmodelle wirksam re-

duziert werden. Ein höheres Maß an Anpassungsfähigkeit – etwa nach dem Vorbild des 

dänischen Flexicurity-Systems – könnte dazu beitragen, sowohl unternehmerische Dy-

namik als auch soziale Absicherung zu gewährleisten (Europäische Kommission, 2007, 

2026; Coatanlem und Coste, 2025). Coste und Coatanlem (2025) schlagen ein Konzept 

der „targeted flexicurity“ vor, das darauf abzielt, die hohen Kosten des Scheiterns 

spezifisch in innovationsintensiven Sektoren zu reduzieren. Konkret soll der Kün-

digungsschutz nicht generell gelockert, sondern gezielt für hochqualifizierte und bes-

serverdienende Beschäftigte flexibilisiert werden, während der bestehende Kündi-

gungsschutz für die Mehrheit der Arbeitnehmer erhalten bliebe. Pauschale Deregulie-

rung zulasten stabiler Beschäftigungsverhältnisse kann so vermieden werden. 

Dadurch könnten Unternehmen in disruptiven Branchen schneller auf Fehlschläge re-

agieren und Ressourcen neu allozieren, ohne dass der Kündigungsschutz grundsätz-

lich infrage gestellt wird. Entscheidend für die Wirksamkeit von Anpassungen auf die 

Investitionsanreize ist es, dass Investoren auf den Bestand der Anpassungen der Regu-

lierung vertrauen können. Daher wäre eine breite politische Unterstützung notwendig. 

115. Gerade in jungen Unternehmen mit begrenzter Liquidität sind Modelle der Mitarbei-

terbeteiligung ein wichtiges Instrument, um Talente zu gewinnen und langfristig zu 

binden (Ittner et al., 2003). Schließlich sollte das Insolvenzrecht so weiterentwickelt 

werden, dass unternehmerisches Scheitern nicht dauerhaft stigmatisiert wird (Euro-

päische Kommission, 2011). Eine echte „zweite Chance“ erhöht die Bereitschaft, un-

ternehmerische Risiken einzugehen – und ist damit eine Voraussetzung für technolo-

gischen Fortschritt. 

Finanzierung und Skalierung 

116. Damit technologischer Fortschritt in Wachstum übersetzt werden kann, müssen inno-

vative Unternehmen nicht nur entstehen, sondern auch skalieren können. Ein zentra-

ler Engpass ist dabei die Verfügbarkeit von Wachstumskapital (SVR, 2019a, 2023). Ins-

besondere im Bereich des Wagniskapitals bestehen in Deutschland strukturelle Defi-

zite, die dazu führen, dass vielversprechende Unternehmen entweder zu früh verkauft 

werden oder ihre Expansion ins Ausland verlagern. Um die Kapitalbasis zu verbreitern, 

sollten institutionelle Anleger wie Pensionsfonds stärker für Venture-Capital-In-

vestitionen geöffnet werden (SVR, 2023; OECD, 2026). Ergänzend wird zunehmend 

diskutiert, mit einer europäischen oder multilateralen „Resilienzbank“ gezielt Investi-

tionen in strategische Technologien, Infrastruktur und Resilienzfähigkeiten zu mobili-

sieren und Risiken grenzüberschreitend zu teilen (Becker und Hoyningen-Huene, 

2025). Ergänzend kann eine verbesserte Verlustverrechnung die Investitionsattrak-

tivität junger Unternehmen mit hohen Anfangsverlusten erhöhen (Expertenkommis-

sion „Vereinfachte Unternehmensteuer“, 2024). Eine steuerliche Gleichstellung von 
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Eigen- und Fremdkapital würde zudem Finanzierungsverzerrungen abbauen und 

dazu beitragen, dass wachstumsorientierte Unternehmen nicht strukturell benachtei-

ligt werden (SVR, 2025b). 

117. Neben privaten Kapitalquellen spielt die staatliche Innovationsfinanzierung ebenfalls 

eine Rolle – insbesondere im Verteidigungsbereich. Hier stehen in den kommenden 

Jahren erhebliche zusätzliche Mittel zur Verfügung, die nicht vorwiegend in Beschaf-

fung bestehender Systeme fließen sollten, sondern gezielt als Hebel für technologi-

sche Entwicklung genutzt werden müssen. Insbesondere gilt es, den Anteil der F&E-

Ausgaben an den Verteidigungsausgaben deutlich zu erhöhen - während er in den USA 

17% beträgt, sind es in Europa bisher lediglich 4% (Lang et al., 2026). Gerade militäri-

sche Anforderungen – etwa in den Bereichen Sensorik, Drohnen, KI, Cyber, Kommuni-

kation, Raumfahrt oder Quantentechnologie – können als Treiber für Hochtechnologie 

wirken und Entwicklungsaktivitäten anstoßen, die private Investoren aufgrund hoher 

Risiken, langer Zeithorizonte und unsicherer Absatzmärkte häufig nicht finanzieren. 

Eine Innovationsfinanzierung, die sich an konkreten Fähigkeitslücken der Bun-

deswehr oder der europäischen Partner orientiert, kann hier die Grundlage schaf-

fen, damit neue Technologien überhaupt entstehen, erprobt und in die industrielle 

Skalierung überführt werden (Beraterkreis Sicherheit und Verteidigung, 2025). Dual-

Use-Programme entfalten dabei einen besonderen Nutzen: Sie verbinden sicherheits-

politische Notwendigkeit mit wirtschaftlicher Wertschöpfung, indem militärisch ent-

wickelte Schlüsseltechnologien später auch in zivile Anwendungen diffundieren. Inno-

vationswettbewerbe mit klaren militärischen Zielvorgaben können zusätzlich Ent-

wicklungsdynamik erzeugen und Mittel auf die wirksamsten Lösungen bündeln. 

118. Neben der Finanzierung von Entwicklungsaktivitäten kann der Staat im Verteidi-

gungsbereich auch als strategischer Erstkunde wirken und so die Skalierung neuer 

Technologien ermöglichen. Militärische Beschaffung schafft verlässliche Nachfrage in 

frühen Marktphasen, in denen private Absatzmärkte oft noch fehlen oder zu klein sind. 

Gerade in sicherheitsrelevanten Hochtechnologiefeldern kann öffentliche Beschaf-

fung daher einen Markt schaffen, der technologische Entwicklungen wirtschaftlich 

tragfähig macht und industrielle Kapazitäten im Inland aufbaut. Voraussetzung dafür 

sind innovationsfreundliche Vergaberegeln, deutlich beschleunigte Beschaf-

fungsprozesse sowie die konsequente Integration von Dual-Use-Technologien, 

um militärische Entwicklungserfolge rasch in zivile Anwendungen zu überführen und 

Skaleneffekte zu realisieren (vgl. Abschnitt 3.1). 

Talente und Spitzenforschung für Hochtechnologie 

119. Talente und Bildung sind die langfristige Grundlage jeder Innovations- und Wachs-

tumsstrategie – und zugleich ein zentraler Hebel, um eine neue Risikokultur überhaupt 

gesellschaftlich zu verankern. Eine Stärkung der frühkindlichen Bildung und ge-

zielte Sprachförderung verbessern nicht nur Chancengleichheit und Integration, son-

dern legen die Basis für spätere Bildungs- und Erwerbsbiografien (Hanushek und Wo-

essmann, 2010). Ein früher MINT-Fokus kann dazu beitragen, Schlüsselkompetenzen 

in Zukunftstechnologien – etwa in KI, Robotik, Quantentechnologie oder Biotechnolo-

gie – breiter in der Gesellschaft zu verankern und bei jungen Menschen frühzeitig Neu-

gier, Selbstvertrauen und Begeisterung für technologische Innovation zu wecken. Ver-

lässliche und qualitativ hochwertige Ganztagsstrukturen sind dabei ein besonders 
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wirkungsstarker Mehrfachhebel: Sie heben Talentpotenziale, weil Kinder unabhängig 

vom Elternhaus Zugang zu Förderung, Freizeitangeboten und sozialem Lernen erhal-

ten; sie erleichtern die Integration zugewanderter Kinder durch Sprache, Struktur und 

Gemeinschaft; sie erhöhen die Arbeitsmarktpartizipation von Eltern – insbesondere 

von Frauen – durch verlässliche Betreuung; und sie steigern die Attraktivität des Stand-

orts für Fachkräfte, die gute Bildungs- und Betreuungsangebote als zentrale Standort-

bedingung wahrnehmen. Ab August 2026 gibt es deutschlandweit einen Rechtsan-

spruch auf Ganztagsbetreuung für Grundschulkinder, zunächst für Kinder der 1. 

Klasse, der jährlich um eine Klassenstufe ausgeweitet wird bis der gesamte Grund-

schulbereich abgedeckt ist. Hamburg zeigt mit seinem umfassenderen Ganztagsange-

bot bereits heute, dass ein solcher Ansatz institutionell umsetzbar ist und bildungs-, 

wirtschafts- und integrationspolitische Potenziale bündeln kann (Anger et al., 2025; 

Grimm, 2025d; Kloepfer, 2025). Dort nehmen über 90% der Grundschulkinder am Ganz-

tag teil, die meisten im offenen Ganztagsmodell (Sekretariat der Ständigen Konferenz 

der Kultusminister der Länder in der Bundesrepublik Deutschland, 2026). 

120. Entscheidend ist darüber hinaus, dass Hochschulen, Forschungseinrichtungen und be-

rufliche Bildung gemeinsam die Transformationsfähigkeit der Volkswirtschaft stärken. 

Berufliche Bildung kann hierzu beitragen, indem sie praxisnahe Qualifikationen 

vermittelt und deren Anpassung an digitale, industrielle und klimabezogene Ver-

änderungen unterstützt (BIBB, 2024). Hochschulen und Forschungseinrichtungen 

müssen darüber hinaus international konkurrenzfähig sein, insbesondere bei kriti-

schen Schlüsseltechnologien. Exzellenzcluster in Hochtechnologiefeldern, eine 

stärkere Internationalisierung mit überwiegend englischsprachigen Studienange-

boten sind hierfür zentrale Voraussetzungen. Zugleich sollte die Innovationspolitik 

stärker auf Hochtechnologie und disruptive Innovationen ausgerichtet werden, 

statt sich in breit gestreuten, häufig inkrementellen Förderansätzen zu verlieren (Fuest 

et al., 2024). Dabei kommt der Dual-Use-Forschung eine besondere Bedeutung zu: 

Fortschritte in sicherheitsrelevanten Technologiefeldern können zugleich zivile An-

wendungen hervorbringen und umgekehrt – und schaffen damit einen doppelten Nut-

zen für Wachstum und strategische Handlungsfähigkeit (vgl. Abschnitt 3.1.3). Damit 

aus wissenschaftlicher Exzellenz wirtschaftliche Dynamik entsteht, braucht es einen 

professionell organisierten Technologietransfer, erleichterte Hochschulausgrün-

dungen und innovationsfreundliche Beteiligungsmodelle für Forscherinnen und 

Forscher (EFI, 2026). Ein praktikabler Zugang zu Gesundheits- und Industriedaten 

sowie innovationsfreundliche IP-Regeln sind weitere wesentliche Bausteine, um die 

Übersetzung von Forschung in marktfähige Anwendungen zu beschleunigen. 

121. Ebenso bedarf es geeigneter institutioneller Rahmenbedingungen innerhalb von For-

schungseinrichtungen, die risikoreiche und technologieintensive Vorhaben gezielt be-

günstigen. Dazu gehört zum einen eine kontinuierliche Überprüfung regulatori-

scher Vorgaben, um unnötige Hürden für experimentelle und interdisziplinäre For-

schung zu vermeiden. Zum anderen sollten arbeitsrechtliche und organisatorische 

Rahmenbedingungen so ausgestaltet sein, dass Projekte mit hoher Unsicherheit 

flexibel gestartet, angepasst und – sofern erforderlich – auch zeitnah wieder be-

endet werden können (Coatanlem und Coste 2025). Vor dem Hintergrund der aktuel-

len Debatten, etwa im Zusammenhang mit dem Wissenschaftszeitvertragsgesetz 

(WissZeitVG), sollte geprüft werden, inwieweit bestehende Befristungsregelungen und 
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Personalstrukturen ausreichend Flexibilität für eine dynamische Projektsteuerung bie-

ten oder unbeabsichtigt dazu beitragen, risikoreiche Vorhaben zu erschweren. Gerade 

in Hochtechnologiefeldern mit kurzen Innovationszyklen kann eine zu geringe Anpas-

sungsfähigkeit dazu führen, dass Projekte zu lange fortgeführt oder potenziell vielver-

sprechende Ansätze aufgrund zu hoher Kosten des Scheiterns gar nicht erst verfolgt 

werden (Gross und Bergstrom, 2024). 

3.3 Ausgabenanstieg in den öffentlichen Haushalten 

dämpfen 

122. Die Analysen in Abschnitt 2.5 verdeutlichen, dass sich beim Bund schon in der mittel-

fristigen Finanzplanung ab dem Jahr 2027 Konsolidierungsbedarfe abzeichnen. Die fi-

nanzielle Lage in vielen Ländern und Kommunen ist bereits heute angespannt (Abbil-

dung 34, Abbildung 35). Dabei steigen bestimmte öffentliche Ausgaben durch die Fol-

gen des demographischen Wandels und die zunehmende Verschuldung strukturell 

noch weiter an (Abbildung 30) und es sind höhere Finanzierungsbedarfe für die Vertei-

digung absehbar. Ohne Reformen geraten die öffentlichen Finanzen damit bereits in 

den kommenden Jahren unter erheblichen Druck. 

123. Auf der Einnahmenseite ist der Spielraum begrenzt. Die Abgabenquote liegt im OECD-

Vergleich im oberen Mittelfeld. Gerade die Abgabenbelastung von Arbeitseinkommen 

und die tarifliche Gewinnbesteuerung von Kapitalgesellschaften sind bereits sehr hoch 

(BMF, 2025b). Die Sozialversicherungsbeiträge steigen absehbar noch weiter stark an 

(Ziffer 35). Auch zusätzliche Verschuldung ist keine dauerhafte Lösung (Ziffern 33 ff.). 

124. Ein höheres Wachstumspotenzial erleichtert grundsätzlich die Finanzierung zusätzli-

cher öffentlicher Aufgaben. Hierzu wurden in Abschnitt 3.2 zahlreiche Maßnahmen 

skizziert. Doch selbst wenn es gelingt, viele davon umzusetzen, ist ein so deutlicher 

Anstieg des Potenzialwachstums, dass die absehbare Ausgabendynamik ohne Refor-

men vollständig aufgefangen wird, unrealistisch. Daher ist eine Dämpfung des Ausga-

benanstiegs notwendig.  

3.3.1 Sozialversicherungen tragfähig aufstellen 

125. Der langfristig größte Ausgaben- und Abgabendruck entsteht vor allem aus demogra-

fischen Effekten sowie einer Ausgabendynamik in Gesundheit und Pflege, die sich un-

abhängig von der Alterung zeigt (Ziffer 127). Projektionen zeigen, dass die Beitragss-

ätze und die Zuschüsse aus dem Bundeshaushalt ohne Reformen deutlich steigen 

(SVR, 2026). Ansatzpunkte zur Dämpfung des Ausgaben- und Beitragspfads sind weni-

ger starke Leistungsanstiege, niedrigere Fallzahlen beziehungsweise Verweildauern 

und höhere Effizienz.  

Altersversorgung reformieren, Arbeitsanreize stärken 

126. Mit dem Rentenpaket wird das Sicherungsniveau vor Steuern bis 2031 bei 48% stabili-

siert, und der Nachhaltigkeitsfaktor bleibt bis 2031 ausgesetzt. Dabei würde ein sin-

kendes Sicherungsniveau nicht bedeuten, dass die nominalen Rentenzahlungen zu-

rückgehen, sondern dass sie langsamer wachsen als die Löhne. Solange die Haltelinie 
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greift, folgt die Rentenanpassung hingegen im Wesentlichen der Lohnentwicklung. Um 

das zu finanzieren, müssen die Beiträge stärker steigen oder die Bundeszuschüsse er-

höht werden, um die Finanzierung zu sichern. Auch durch die Bezuschussung aus dem 

Bundeshaushalt wird die junge, wirtschaftlich aktive Generation stärker belastet, weil 

hiermit eine höhere Steuerlast verbunden ist (SVR, 2018). Um das Rentensystem über 

eine ausgewogene Verteilung der Lasten des demografischen Wandels zu stabilisieren, 

sollten zum einen das Renteneintrittsalter an die fernere Lebenswartung gekop-

pelt, Anreize für einen früheren Renteneintritt beseitigt und es Rentnerinnen und 

Rentnern erleichtert werden, über das gesetzliche Renteneintrittsalter hinaus zu 

arbeiten (SVR, 2018, 2020; Grimm et al., 2025a). Zum anderen sollte der Nachhaltig-

keitsfaktor wieder wirken können, der den Anstieg des Rentenniveaus dämpft. Al-

ternativ könnte erwogen werden, die Renten anstatt an die Löhne an die Inflation 

zu koppeln (SVR, 2023; Grimm et al., 2025a). Mehr Kapitaldeckung kann als Ergän-

zung den Beitragssatz stabilisieren (SVR, 2023; Grimm et al., 2025a). 

Fehlversorgung im Gesundheitssystem abbauen, Pflege tragfähig finanzieren  

127. Die Gesundheitsausgaben steigen nicht nur alterungsbedingt. Die OECD benennt eine 

Kombination aus medizinisch-technischem Fortschritt, höheren Erwartungen an die 

Versorgung und Alterung als Gründe für steigende Gesundheitsausgaben (OECD, 

2025f). Deutschland weist dabei sehr hohe Gesundheitsausgaben auf, bei einer Le-

benserwartung auf OECD-Durchschnittsniveau. Zugleich deuten Indikatoren wie über-

durchschnittlich viele vermeidbare Krankenhauseinweisungen auf strukturelle Ineffi-

zienzen hin (OECD, 2025f). Für die GKV kann Ausgabendämpfung vor allem über Prio-

risierung und Steuerung erfolgen (SVR, 2026). Dazu gehören eine konsequente Aus-

richtung des Leistungskatalogs am Nutzen und am Wirtschaftlichkeitsgebot. Zu-

dem binden Fehlversorgung sowie komplexe Prozesse knappe Ressourcen. Der SVR 

Gesundheit und Pflege (2024) betont entsprechend den effizienteren Einsatz von 

Fachkräften, unter anderem durch Abbau von Überversorgung und durch Digitali-

sierung zur Entlastung und Produktivitätssteigerung. Dabei sollte Kostensteuerung 

innovationsfreundlich ausgestaltet sein, indem Preise und Vergütung nachweisli-

chen Zusatznutzen honorieren und Lernprozesse im System ermöglichen, statt In-

novation zu bremsen (SVR Gesundheit und Pflege, 2025). Höhere Eigenbeteiligungen 

in der Pflege können die Ausgaben begrenzen. Dabei wären Härten abzusichern (SVR, 

2026). 

3.3.2 Gebietskörperschaften: Aufgaben wirksamer erfüllen, fö-

derale Strukturen ordnen 

128. Für Bund, Länder und Kommunen liegen Ansatzpunkte zur Dämpfung des Ausgaben-

anstiegs zunächst bei den einzelnen Ausgaben, deren Wirksamkeit gezielter überprüft 

werden sollte. Dabei geht es auch um die Frage, ob Aufgaben effizienter erfüllt werden 

können, indem beispielsweise Leistungen gebündelt werden. Ansatzpunkte liegen 

aber auch in der Ausgestaltung des Mehrebenenstaats. Hierbei geht es um niedrigere 

Verwaltungskosten, eine effizientere Mittelverteilung sowie Anreizstrukturen, die Pri-

orisierung und Effizienz belohnen statt die Ausweitung von Leistungen. 

 



Wachstumsgrundlagen erneuern, Sicherheit nachhaltig stärken 

 

  50 

Generelle Aufgabenkritik und stärkere Erfolgskontrollen 

129. Maßnahmen sollten systematischer daraufhin geprüft werden, ob sie ihren Zweck 

(noch) erfüllen und ob sie dies wirtschaftlich tun. Erfolgskontrollen sind dabei ein 

zentraler Bestandteil evidenzbasierter Entscheidungsprozesse und besserer Rechtset-

zung. Dennoch werden sie häufig vernachlässigt (Christofzik und Schneider, 2025). Das 

gilt auch für Subventionen. So hat sich beispielsweise beim Bund das Subventionsvo-

lumen in Relation zum BIP im Vergleich zum Jahr 2018 mehr als verdoppelt (BMF, 

2025c). Mit Blick auf die Energie- und Klimapolitik sollten bei einem Rückbau von Sub-

ventionen gleichzeitig effizientere Steuerungsinstrumente gestärkt werden 

(Knappheitspreise, Stabilisierung der Erwartungen). Zur Aufgabenkritik gehört auch, 

nicht gegen einen Strukturwandel “anzusubventionieren”. Er sollte vielmehr in eine 

wachstumsfördernde Richtung gelenkt werden. Dabei sollten strategische Abhängig-

keiten bei Verlagerung von Produktionsstandorten vermieden werden (vgl. Abschnitt 

31) 

Aufgaben effizienter erfüllen und gegebenenfalls zusammenführen 

130. Aufgaben sollten so organisiert werden, dass weniger Schnittstellen und parallele 

Zuständigkeiten entstehen. Ein Beispiel hierfür sind die zahlreichen Sozialleistungen, 

die teilweise nicht aufeinander abgestimmt sind. Das erhöht den Verwaltungsaufwand 

und erschwert die Steuerung. Eine Inventarisierung kommt auf über 500 Sozialleistun-

gen alleine auf Bundesebene (Blömer et al., 2025). Das Nebeneinander von nicht auf-

einander abgestimmten Transfers und Entzugsregeln kann hohe effektive Grenzbelas-

tungen erzeugen, die wiederum Arbeitsanreize senken (Wissenschaftlicher Beirat beim 

BMF, 2023; Blömer et al., 2024). 

Effizientere Verwaltung 

131. Aufgabenorganisation kann auch innerhalb der Verwaltungen verbessert werden. 

Ein Ansatzpunkt hierfür ist auf kommunaler Ebene eine Stärkung der interkommuna-

len Zusammenarbeit. In der Vergangenheit wurde teils stark auf Gebietsreformen ge-

setzt, um Effizienzgewinne zu realisieren. Der Überblick zur kausalen Evidenz zu Ge-

bietsreformen findet jedoch ernüchternde Ergebnisse und weist zugleich auf mögliche 

politische Nebenwirkungen hin (Blesse und Rösel, 2017). Eine Alternative ist inter-

kommunale Zusammenarbeit, insbesondere in Backoffice- und Shared-Service-

Bereichen, wo Skalenvorteile möglich sind, ohne Leistungen bürgerfern zu organisie-

ren. Wenn die Potenziale der Digitalisierung stärker genutzt werden, ist eine solche Zu-

sammenarbeit auch nicht länger regional begrenzt. 

Effizientere Mittelverteilung im Mehrebenenstaat 

132. Am Beispiel der kommunalen Förderprogramme zeigt sich, dass Verwaltungsaufwand 

auch durch eine kleinteilige Verteilung der Mittel im Mehrebenenstaat entstehen kann. 

Die fragmentierte, heterogene Förderlandschaft erhöht Transaktionskosten, verstärkt 

Informationsprobleme und führt dazu, dass die Mittel nicht unbedingt dort landen, wo 

sie den höchsten Nutzen stiften (Christofzik und Quinckhardt, 2024) Daher sollten För-

derprogramme auf Bereiche beschränkt sein, bei denen der Nutzen einer Zweck-

bindung ihre Kosten übersteigt und bei der Ausgestaltung der Förderprogramme da-
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rauf geachtet werden, dass sie soweit möglich standardisiert werden. Die Kommu-

nen sollten stattdessen höhere allgemeine Zuweisungen oder einen höheren Steu-

eranteil bekommen. Eine weitergehende Reform würde eine stärkere Entflechtung 

und klarere Zuordnung von Zuständigkeiten im föderalen System sowie eine Ein-

schränkung von Mischfinanzierungen erfordern (Jäkel et al., 2025). 

Bessere Anreize für Ausgabenpriorisierung 

133. Ein Befund in der Föderalismusdebatte ist, dass die Länder in Deutschland über ihre 

Ausgaben relativ stark, über ihre Einnahmen jedoch nur begrenzt steuern können (Zif-

fer 40). Daher könnten ihnen Zu- und Abschlagsrechte auf Steuern mit breiter Be-

messungsgrundlage gewährt werden, um Verantwortungszuordnung zu stärken und 

Anreize zur Ausgabenpriorisierung zu verbessern (SVR, 2014). Empirisch gibt es Hin-

weise, dass größere Steuerautonomie subnationaler Ebenen mit geringeren Defiziten 

zusammenhängt, was mit stärkeren Budgetrestriktionen und höherer fiskalischer Dis-

ziplin konsistent ist (Foremny, 2014).  

3.4 Internationale Partnerschaften nutzen – Europa ak-

tiv positionieren 

134. Der wirtschaftliche Aufstieg von ehemaligen Schwellenländern, insbesondere Chinas, 

verschiebt die globale Verteilung der Wirtschaftskraft und markiert das Ende einer 

Phase unangefochtener westlicher Technologieführerschaft. Europa ist bei zentralen 

General-Purpose-Technologien wie der Künstlichen Intelligenz zuletzt gegenüber den 

USA und China zunehmend ins Hintertreffen geraten. Daraus erwächst für Europa ein 

doppelter Handlungsbedarf: Der unvermeidliche Strukturwandel muss konse-

quent wachstumsorientiert gestaltet werden, sodass technologischer Fortschritt 

die eigenen Potenziale stärkt (vgl. Abschnitt 3.2). Zugleich gilt es, die Effizienzge-

winne der internationalen Arbeitsteilung zu heben. Vor dem Hintergrund der geo-

politischen Herausforderungen muss Europa jedoch zugleich seine wirtschaftliche, 

technologische und normative Handlungsfähigkeit aktiv sichern und ausbauen. Dafür 

ist es notwendig, dass Europa vom reaktiven in einen proaktiven, strategisch aus-

gerichteten Ansatz der Außenwirtschaftspolitik wechselt und Märkte, Standards 

und Allianzen gezielt mitgestaltet. Drei zentrale Hebel bilden hierfür das Gerüst: Eine 

stärkere Integration der EU, die Stärkung strategischer Partnerschaften weltweit sowie 

die globale Kooperation bei der Bereitstellung globaler öffentlicher Güter. 

3.4.1 Die Integration der EU vorantreiben – Europas Machtbasis 

stärken 

135. In einer stärker machtpolitisch orientierten internationalen Ordnung kann kein euro-

päischer Mitgliedstaat allein ausreichend Gewicht entfalten. Eine handlungsfähige 

und geeinte Europäische Union ist daher die zentrale Voraussetzung für jede wirksame 

geopolitische und geoökonomische Strategie. Europas Stärke liegt im Binnenmarkt, in 

seiner potenziellen regulatorischen Gestaltungsmacht und in der Bündelung industri-

eller und technologischer Kernkompetenzen. Zudem verfügt die EU über erhebliches 

Potenzial zur gemeinsamen Stärkung der Verteidigungsfähigkeit und der Entfaltung 

von Softpower. 
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136. Entscheidend ist jedoch die richtige Kalibrierung dieser Instrumente. Regulierung darf 

kein Selbstzweck sein; sie entfaltet strategische Wirkung nur dort, wo sie Maß hält und 

die eigene Wettbewerbsfähigkeit nicht unterminiert. Internationale Regelsetzung ist 

dabei grundsätzlich auf eine tragfähige Machtbasis angewiesen, da stabile Ordnungen 

typischerweise die Fähigkeit und Bereitschaft führender Akteure voraussetzen, Regeln 

zu setzen und durchzusetzen (Kindleberger, 1975). Auch Soft Power lebt von Glaub-

würdigkeit und Attraktivität – sie ersetzt jedoch keine Durchsetzungsfähigkeit. In einer 

zunehmend vernetzten Welt erfolgt diese Durchsetzung verstärkt über die Kontrolle 

zentraler ökonomischer und technologischer Netzwerke, die als strategische Hebel ge-

nutzt werden können (Farrell und Newman, 2019). Wer Standards setzt, muss im Zwei-

fel auch über wirtschaftliche, technologische oder sicherheitspolitische Hebel verfü-

gen, sie – gegebenenfalls gemeinsam mit Partnern – durchzusetzen. Strategische Wirk-

samkeit entsteht somit aus einem ausgewogenen Verhältnis von Soft- und Hardpower: 

aus normativer Gestaltungskraft, die durch reale ökonomische und machtpolitische 

Ressourcen unterlegt ist.  

137. Eine wichtige Voraussetzung für die Stärkung der Handlungsfähigkeit ist die Stärkung 

der Wirtschaftskraft und der Resilienz. Ein wichtiger Hebel ist der Abbau unnötiger Re-

gulierung und die Eröffnung von Optionsräumen für Innovationen und Skalierung von 

innovativen Geschäftsmodellen (vgl. Abschnitt 3.2.3). Eine europäische Deregulie-

rungsagenda sollte das Vorsorgeprinzip als Regulierungsansatz dort hinterfra-

gen, wo es Innovationen hemmt (Draghi, 2025; OECD, 2025g, SVR, 2025, Grimm, 

2025), Berichtspflichten abbauen (Jäkel et al., 2025; NKR, 2026; Grimm 2025), Verfah-

ren beschleunigen und Investitionsbedingungen verbessern (Letta, 2024; Jäkel et 

al. 2025; SVR 2025). Die Schaffung eines „28. Regimes“, das Unternehmen einen ein-

heitlichen europäischen Rechtsrahmen für bestimmte Aktivitäten – etwa im Ge-

sellschafts-, Steuer- oder Kapitalmarktrecht – bietet, kann grenzüberschreitendes 

Wachstum erleichtern (SVR, 2025b; EFI, 2026). 

138. Zudem ist eine konsequente Vertiefung des Binnenmarkts dringend angezeigt. So 

bleibt etwa der Dienstleistungsbinnenmarkt bis heute unvollendet, insbesondere 

bei regulierten Berufen (Letta, 2024). Zudem sollten zwischenstaatliche Handels-

hemmnisse abgebaut werden, die noch immer impliziten Zöllen von über 40% ent-

sprechen (SVR, 2025b). Digitale Standards und Verwaltungsverfahren sollten euro-

paweit harmonisiert werden, um Skaleneffekte für technologieorientierte Unterneh-

men zu ermöglichen. Ebenso zentral ist die Integration des Energiebinnenmarkts 

durch den Ausbau von Netzen, Speicherinfrastruktur und Interkonnektor-Kapazi-

tätenen (EEM, 2023, 2025). Eine Voraussetzung dafür ist allerdings ein europäisches 

Energiemarktdesign, das eine Vertiefung der Integration auch für alle Mitglied-

staaten attraktiv macht. Ein gemeinsamer europäischer Verteidigungsmarkt mit 

stärkerer Standardisierung und koordinierter Beschaffung würde nicht nur Effizi-

enzgewinne ermöglichen, sondern auch technologische Souveränität stärken (Euro-

pean Defence Agency, 2024; vgl. insb. Abschnitt 3.1).  

139. Drittens sollte die Kapitalmarktunion umgesetzt werden, denn die Fragmentierung 

der europäischen Finanzmärkte behindert Innovation und Wachstum. Eine stärkere 

Harmonisierung von Insolvenz- und Wertpapierrecht, die Mobilisierung instituti-

oneller Investoren für Risikokapital sowie die Erleichterung grenzüberschreiten-

der Investitionen sind zentrale Voraussetzungen, um europäische Unternehmen in 
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der Wachstumsphase in Europa zu halten (SVR, 2016, 2023, 2025b). Langfristig wird in 

der europäischen Reformdebatte auch eine stärkere Integration der Börseninfrastruk-

tur diskutiert, um Fragmentierung zu überwinden und die Tiefe sowie internationale 

Sichtbarkeit der Kapitalmärkte zu erhöhen (Letta, 2024; Draghi, 2024).  

140. In diesem Zusammenhang gewinnt auch die Regulierung kapitalgedeckter Alterssi-

cherungssysteme strategische Bedeutung. Leistungsfähige, langfristig orientierte in-

stitutionelle Investoren – etwa Pensionsfonds oder kapitalgedeckte Vorsorgeeinrich-

tungen – können einen stabilen Finanzierungskern für Eigenkapital- und Wachstums-

finanzierung bilden. Voraussetzung ist ein regulatorischer Rahmen, der Sicherheit 

gewährleistet, ohne Anlagen mit größerem Spielraum für langfristige Rendi-

techancen systematisch einzuschränken (OECD, 2016). Übermäßige Vorsichtsanfor-

derungen oder fragmentierte nationale Regeln untergraben dieses Potenzial bisher 

(SVR, 2023; Grimm et al., 2024a). 

141. Darüber hinaus sollte die europäische Forschungs- und Innovationspolitik stärker 

integriert und strategisch ausgerichtet werden. Exzellente Grundlagenforschung ist 

in Europa vielfach vorhanden, doch die Fragmentierung von Förderstrukturen, natio-

nale Prioritätensetzungen und unterschiedliche Rahmenbedingungen bremsen Ska-

lierung und Technologietransfer (Ziffern 40 ff.). 

142. Künftig sollte der Schwerpunkt klarer auf technologie- und sicherheitspolitisch re-

levanten Hochtechnologiefeldern liegen, die für die strategische Souveränität 

und/oder die Wachstumschancen der Europäer von besonderer Bedeutung sind. Von 

einer zu breiten Streuung von Mitteln – insbesondere zum Erreichen inkrementeller 

Verbesserungen etablierter Mitteltechnologien – sollte abgesehen werden. Entschei-

dend ist die gezielte Bündelung von Ressourcen in Bereichen mit hohem Disruptions- 

und Produktivitätspotenzial (Fuest et al., 2024; EFI, 2026). 

143. Europäische Exzellenzcluster in Feldern wie KI, Halbleitern, Biotechnologie, Quanten-

technologien oder Energietechnologie sollten daher systematisch aufgebaut, durch 

integrierte und leistungsfähige europäische Kapitalmärkte getragen und grenzüber-

schreitend vernetzt werden. Dabei kommt es nicht nur auf Förderung, sondern auf die 

regulatorischen Voraussetzungen für Skalierung an: vereinheitlichte Standards, in-

novationsfreundliche Zulassungsverfahren, wettbewerbsfähige Kapitalmarktbe-

dingungen und die Reduktion wachstumshemmender Auflagen.  

144. Eine Chance besteht darin, dass der Aufwuchs der Verteidigungsausgaben – wie in den 

Abschnitten 3.1.3 und 3.2.3 dargestellt – erhebliche Finanzierungsspielräume eröffnet, 

was zu großen Spillover-Potenzialen bei Dual-Use-Technologien führen kann (Ilzetzki, 

2025). Eine strategisch ausgerichtete Innovationspolitik sollte diese Synergien 

systematisch nutzen, um sicherheitspolitische Notwendigkeiten mit industrieller 

Modernisierung und technologischer Souveränität zu verbinden. Zugleich zeigt 

sich zunehmend auch die umgekehrte Wirkungsrichtung: Militärische Fähigkeiten ba-

sieren heute in wachsendem Maße auf kommerziell verfügbaren Technologien und 

skalierbaren Konsumgütern, etwa in Bereichen wie Drohnen, Satellitendaten oder 

künstlicher Intelligenz. Diese „Commercialisation of Defence“ senkt Eintrittsbarrieren 

und Kosten, verschiebt Innovationsdynamiken in den zivilen Sektor und erhöht die Be-

deutung breit verfügbarer technologischer Kompetenzen. Voraussetzung dafür, die-
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sen Kanal nutzen zu können, ist eine hinreichende Innovationskraft und Skalierungs-

fähigkeit der zivilen Wirtschaft. Eine kohärente Innovations- und Regulierungspolitik 

muss auf europäischer Ebene daher nicht nur militärisch induzierte Spillovers fördern, 

sondern ebenso die zivilen Innovationsökosysteme stärken, aus denen sicherheitsre-

levante Technologien zunehmend hervorgehen (NATO, 2025b). 

145. Mit der stärkeren Fokussierung auf Hochtechnologie wird es zwangsläufig zu Verschie-

bungen in den europäischen Wertschöpfungsketten kommen. Technologischer Struk-

turwandel, geopolitische Spannungen und der anhaltende Kostendruck auf energiein-

tensive Branchen machen Anpassungen an bestehenden Standorten teilweise unver-

meidbar. Diese müssen jedoch nicht immer in eine Abwanderung aus Europa münden, 

sondern können innerhalb des Binnenmarktes erfolgen. Eine vertiefte intraeuropäi-

sche Arbeitsteilung könnte industrielle Kapazitäten erhalten, regionale Speziali-

sierung stärken und die Resilienz der EU gegenüber externen Schocks erhöhen. 

Voraussetzung für eine innereuropäische Verlagerung anstatt einer Verlagerung ins au-

ßereuropäische Ausland sind Rahmenbedingungen, die Verlagerungen an strukturell 

günstigere Standorte ermöglichen – etwa von Süd- nach Norddeutschland oder von 

West- nach Osteuropa – und durch funktionierende Energie- und Kapitalmärkte sowie 

den Abbau verbleibender Binnenmarktbarrieren unterstützt werden. 

146. Die europäische Integration sollte also dort vertieft werden, wo gemeinsame Instituti-

onen die strategische Handlungsfähigkeit der Union erhöhen. In der Finanzpolitik 

bleibt die Verantwortung jedoch bei den Mitgliedstaaten. Hohe Schuldenstände in 

mehreren Mitgliedstaaten und steigende Zinslasten mindern deren fiskalischen Spiel-

raum und können ihre Krisenreaktionsfähigkeit einschränken. Für die Stabilität der 

Währungsunion sind tragfähige Staatsfinanzen daher von zentraler Bedeutung 

(Grimm et al., 2023a; Feld et al., 2025). Umso wichtiger ist, dass die neuen europäi-

schen Fiskalregeln die Schuldentragfähigkeit glaubwürdig absichern und fiskali-

sche Puffer erhalten. Für den Zusammenhalt der Währungsunion ist deshalb ent-

scheidend, dass Haftung und finanzpolitische Entscheidung systematisch zusam-

menliegen (SVR, 2018). Eine weitergehende gemeinsame Verschuldung passt dazu 

unter den aktuellen Rahmenbedingungen nicht. Sie würde implizite gemeinschaft-

liche Haftungsrisiken erhöhen und die Anreize zu solider nationaler Finanzpolitik 

schwächen. 

147. Letztlich bedarf es einer kohärenten europäischen Strategie zur Reduktion und Ver-

meidung kritischer Abhängigkeiten von außereuropäischen Staaten – insbesondere 

bei Rohstoffen und Energie. Ziel sollte nicht Autarkie, sondern Diversifizierung sein: 

durch breiter angelegte Lieferbeziehungen, strategische Partnerschaften und den Auf-

bau alternativer Bezugsquellen. Wie dies konkret ausgestaltet werden kann, wird im 

folgenden Abschnitt näher ausgeführt. 

3.4.2 Resilienz erhöhen durch strategische Partnerschaften 

148. Die vertiefte intraeuropäische Arbeitsteilung stärkt die Widerstandsfähigkeit und hebt 

das Wachstumspotenzial des EU-Binnenmarktes. Dauerhafte Resilienz entsteht jedoch 

erst dann, wenn Europa seine externen Abhängigkeiten ebenso strategisch steuert. 

Ziel sollte nicht Autarkie sein, sondern Diversifikation, Risikobegrenzung und die 
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Stärkung eigener Gestaltungsspielräume gemeinsam mit Partnern weltweit. Eu-

ropa erhöht seine Handlungsfähigkeit nicht durch Rückzug aus internationalen Part-

nerschaften, sondern durch deren kluge, interessen- und wertegeleitete Ausgestal-

tung (Farrell und Newman, 2019; Europäische Kommission, 2021b; Aiyar et al., 2023). 

149. Ein zentraler Hebel sind ambitionierte Handels- und Investitionsabkommen mit pri-

oritären Partnern in dynamischen Wachstumsregionen – etwa Indien, Indonesien, 

Mercosur-Staaten, ASEAN-Ländern oder ausgewählten afrikanischen Volkswirtschaf-

ten (Europäische Kommission, 2021b). Solche Abkommen sollten über klassischen 

Marktzugang hinausgehen und Rohstoffpartnerschaften, Investitionsschutz, di-

gitale Standards sowie technologische Kooperation umfassen (Europäische Kom-

mission, 2021b; Europäisches Parlament und Rat der Europäischen Union, 2024). 

150. Europa sollte dabei als strategischer Partner auftreten – nicht nur als Absatzmarkt. 

Standards entfalten dabei größere Legitimität und Wirksamkeit, wenn sie ge-

meinsam mit Partnern entwickelt werden. Die Praxis, einseitig eigene regulatori-

sche Vorstellungen extraterritorial durchzusetzen, hat sich in der Vergangenheit als be-

grenzt tragfähig erwiesen: Sie überfordert nicht selten die verfügbaren Hebel, erhöht 

Transaktionskosten und lässt Europa als schwer kalkulierbaren und normativ an-

spruchsvollen Partner erscheinen (Grimm et al., 2023b). Dies dürfte nicht selten die Ak-

zeptanz mindern und strategische Spielräume verengen. Nachhaltige Kooperation mit 

aufstrebenden Partnern verlangt daher Ko-Entwicklung statt einseitiger Normen-

setzung. 

151. In Schlüsselbereichen wie Halbleiter, Batterien, Wasserstoff oder Dual-Use-Technolo-

gien sind belastbare Industriepartnerschaften mit gleichgesinnten Staaten von zent-

raler Bedeutung. Gerade mit transatlantischen und anderen sicherheitspolitischen 

Partnern sollte technologische Interoperabilität gezielt vertieft werden (NATO, 2025b). 

152. Wo Europa wirtschaftliche Interessen verfolgt und Handelsbeziehungen ausbaut, soll-

ten Außen-, Entwicklungs-, Energie- und Klimapolitik kohärent verzahnt werden. 

Ein Beispiel sind Kooperationen mit afrikanischen Staaten, in deren Rahmen die Be-

schaffung klimafreundlicher Energie eine zentrale Rolle spielt (Grimm et al., 2024b). 

Eine integrierte Strategie erhöht die Hebelwirkung europäischer Maßnahmen und ver-

meidet Zielkonflikte zwischen industrie-, sicherheits- und klimapolitischen Prioritäten 

(Grimm et al., 2024b). 

153. Gegenüber systemischen Rivalen wie China bedarf es einer selektiven Einbindung bei 

klar definierten Grenzen. Technologischer Austausch sollte auf Gegenseitigkeit beru-

hen und sensible Bereiche schützen (Draghi, 2024). Dabei ist zu berücksichtigen, dass 

in den Bereichen Digitalisierung sowie KI und ihren Anwendungen außerhalb Europas 

teilweise bereits umfangreichere Praxiserfahrungen bestehen, die – unter Wahrung eu-

ropäischer Standards – produktiv auf Anwendungen in Europa übertragen werden 

könnten. Aus europäischer Sicht sollte stärker in den Fokus rücken, dass internatio-

naler Wissenstransfer nicht nur über Kapital und Güter, sondern auch über Mobi-

lität von Studierenden und Fachkräften erfolgt. Historisch hat insbesondere die Aus-

bildung von Studierenden in technologisch führenden Ländern wesentlich zur Diffu-

sion von Wissen und zur Entwicklung nationaler Innovationssysteme beigetragen, wie 

etwa im Fall Chinas deutlich wird (Saxenian, 2006; Zweig et al., 2008). Vor diesem Hin-

tergrund könnte auch eine gezielte Förderung internationaler Austauschformate – 
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unter klar definierten Rahmenbedingungen – dazu beitragen, Praxiserfahrungen in dy-

namischen Innovationsökosystemen für Europa nutzbar zu machen. 

154. Im Rahmen der Neuausrichtung von Handelsbeziehungen sollte die Resilienz von Lie-

ferketten besondere Aufmerksamkeit erhalten. Grundsätzlich liegt die Verantwortung 

für robuste und diversifizierte Lieferstrukturen bei den Unternehmen selbst, die Risi-

ken bewerten und entsprechend vorsorgen müssen. In einzelnen, klar abzugrenzen-

den Bereichen kann es jedoch vorkommen, dass eine Produktionsverlagerung aus be-

triebswirtschaftlicher Sicht rational erscheint, aus gesamtwirtschaftlicher oder sicher-

heitspolitischer Perspektive aber strategische Risiken birgt. In solchen Fällen kann 

staatliches Handeln gerechtfertigt sein. Allerdings besteht die Gefahr, dass derartige 

strategische Argumente instrumentalisiert werden, um partikulare Interessen oder 

dauerhafte Subventionsansprüche zu legitimieren. Entsprechend bedarf es einer sorg-

fältigen, evidenzbasierten Prüfung und einer engen Definition der betroffenen Sekto-

ren, um Fehlanreize zu vermeiden und staatliches Engagement auf tatsächlich sicher-

heits- oder resilienzrelevante Bereiche zu begrenzen.  

155. Um die Resilienz der EU von diesem Hintergrund zu stärken sollte der Schwerpunkt 

zunächst auf der Stärkung der strukturellen Wettbewerbsfähigkeit des europäi-

schen Standorts liegen. Die Erhöhung der Attraktivität des Standorts – getragen von 

funktionierenden Kapitalmärkten, innovationsfreundlicher Regulierung und wettbe-

werbsfähigen Rahmenbedingungen (Abschnitt 3.2) – ist die beste Strategie, um Ab-

wanderung von Produktion reduzieren und neue Ansiedlungen zu attrahieren und 

dadurch die Resilienz zu erhöhen. Darauf aufbauend sollten staatliche Eingriffe ge-

zielt und selektiv nur dort erfolgen, wo aus sicherheits- oder geopolitischen Grün-

den besondere Verwundbarkeiten identifiziert werden oder zu erwarten sind. 

Eine breit angelegte industriepolitische Kompensation struktureller Schwächen er-

scheint demgegenüber weder effizient noch fiskalisch nachhaltig, insbesondere vor 

dem Hintergrund begrenzter finanzieller Spielräume (Abschnitt 2.4) und hoher öffent-

licher Verschuldung in vielen Mitgliedstaaten (Abbildung 25). Entscheidend ist daher 

eine klare Prioritätensetzung, die strukturelle Reformen und selektive sicherheitspoli-

tische Eingriffe miteinander verbindet, anstatt sie zu substituieren. 

156. Staatliches Handeln ist jedoch dort gefordert, wo andere Staaten durch gezielte in-

dustrie- oder preispolitische Maßnahmen strategische Abhängigkeiten erzeugen oder 

Produktionskapazitäten systematisch an sich binden – etwa im Bereich kritischer 

Rohstoffe (SVR, 2022; Draghi, 2025; EEM, 2025). Dies kann eine Kombination aus Maß-

nahmen erfordern, die von der gezielten Diversifizierung von Bezugsquellen über 

den Aufbau strategischer Partnerschaften bis hin zur Förderung eigener Vorkom-

men in ausgewählten Bereichen reicht. Dazu zählen insbesondere der Ausbau von 

Recycling- und Substitutionsmöglichkeiten, die Erschließung heimischer oder eu-

ropäischer Rohstoffvorkommen, wo wirtschaftlich und ökologisch vertretbar, sowie 

die Sicherung langfristiger Lieferverträge (SVR, 2022; Grimm et al., 2026). Der Aus-

bau erneuerbarer Technologien kann diese Strategie ergänzen, indem er fossile Im-

portabhängigkeiten reduziert und dezentrale Erzeugungsstrukturen stärkt. Er ersetzt 

jedoch nicht belastbare Energiepartnerschaften sowie robuste Speicher-, Reserve- 

und Lieferkettenstrukturen. Entscheidend ist jedoch, dass staatliche Eingriffe klar 

begrenzt, wirtschaftlich tragfähig und auf tatsächlich kritische Abhängigkeiten 

fokussiert bleiben. 
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157. Zugleich sollte jeder Staat sowie die EU kritisch prüfen, ob durch eigene regulatorische 

Vorgaben, Förderstrukturen oder energie- und handelspolitische Rahmenbedingun-

gen unbeabsichtigte Konzentrationen und damit neue Abhängigkeiten begünstigt 

werden. Strategische Reserven sollten gezielt und subsidiär nur dort aufgebaut 

werden, wo kurzfristige Substitutionsmöglichkeiten fehlen, marktbasierte An-

passungen nicht ausreichen und Versorgungsunterbrechungen gravierende 

volkswirtschaftliche Folgen hätten – etwa bei bestimmten pharmazeutischen Wirk-

stoffen, ausgewählten Energieträgern oder einzelnen mineralischen Rohstoffen (Fel-

bermayr und Braml, 2025). 

158. Resilienz hängt maßgeblich von gesicherten Energiehandelsbeziehungen und grenz-

überschreitenden Infrastrukturen ab. Diversifizierte LNG- und perspektivisch Was-

serstoffpartnerschaften, der Ausbau grenzüberschreitender Stromnetze sowie In-

vestitionen in digitale Infrastruktur – etwa Unterseekabel oder satellitengestützte 

Systeme – sind nicht nur ökonomische, sondern geopolitische Projekte. Energie- und 

Digitalinfrastruktur fungieren zunehmend als strategische Hebel und sollten entspre-

chend koordiniert geplant werden. Eine resiliente Energie- und Infrastrukturpolitik er-

fordert eine kluge Kombination aus marktlichen Anpassungen und gezielten staatli-

chen Maßnahmen. Dazu zählen die Diversifizierung von Importquellen, der Aufbau 

strategischer Reserven, die Erschließung eigener Energie- und Rohstoffvorkommen, 

sowie der Aufbau langfristiger Partnerschaften für den Import klimafreundlicher Ener-

gieträger.  

159. Schließlich bleibt auch die europäische Soft Power ein relevanter Faktor. Wissen-

schaftskooperation, Bildungsprogramme und kultureller Austausch stärken lang-

fristig Vertrauen und institutionelle Verflechtungen. Entscheidend ist jedoch ein 

respektvoller, partnerschaftlicher Ansatz, der auf Dialog und gemeinsame Interes-

sen setzt – nicht auf normative Überdehnung. So verbindet sich wirtschaftliche und 

sicherheitspolitische Handlungsfähigkeit mit nachhaltiger internationaler Gestal-

tungskraft. 

3.4.3 Kooperation bei globalen öffentlichen Gütern 

160. Die Bereitstellung globaler öffentlicher Güter erfordert Kooperation über geopoliti-

sche Trennlinien hinweg und muss daher auch die Zusammenarbeit mit systemi-

schen Rivalen einschließen. Ohne die Einbindung aller relevanten Akteure lassen sich 

zentrale Herausforderungen wie etwa Klimaschutz, globale Gesundheit oder die Regu-

lierung Künstlicher Intelligenz nicht wirksam bewältigen. Ökonomisch sind globale öf-

fentliche Güter dadurch gekennzeichnet, dass Staaten grenzüberschreitend nicht 

wirksam von ihrer Nutzung ausgeschlossen werden können und ihre Nutzung die Ver-

fügbarkeit für andere kaum beeinträchtigt, sodass ihre Bereitstellung allen Ländern 

zugutekommt, während eine Unterversorgung erhebliche weltweite Wohlfahrtsver-

luste verursacht. 

161. Ein zentrales Handlungsfeld ist der Klimaschutz. Treibhausgasemissionen wirken glo-

bal, während die Kosten ihrer Vermeidung zunächst national anfallen. Daraus ergibt 

sich ein strukturelles Trittbrettfahrerproblem, das ambitionierte Klimapolitik er-

schwert. Eine Vorbildfunktion Europas kann im globalen Kontext zwar eine Rolle spie-



Wachstumsgrundlagen erneuern, Sicherheit nachhaltig stärken 

 

  58 

len, wenn es darum geht, anderen Staaten mögliche Transformationspfade aufzuzei-

gen. Das europäische Modell dürfte aber nur dann imitiert werden, wenn es gelingt, die 

international vereinbarten Klimaziele in den EU-Mitgliedstaaten möglichst kosten-

günstig (effizient) und ohne größere soziale Verwerfungen zu erreichen (SVR, 2019b). 

Vor diesem Hintergrund gewinnt die Idee von Klimaclubs an Bedeutung, in denen sich 

Länder auf gemeinsame CO₂-Bepreisungssysteme und Mindeststandards verstän-

digen und gleichzeitig Anreize für eine Ausweitung des Teilnehmerkreises schaffen 

(Nordhaus, 2015; Grimm et al., 2024b). Denn es reicht nicht aus, sich seitens der EU auf 

die Vorbildfunktion zu verlassen, sondern es ist entscheidend, die internationale Koor-

dination von Klimaschutz in den Mittelpunkt zu stellen (Cramton et al., 2017; Clausing 

et al., 2024). Europa kann hier eine aktive Rolle übernehmen, indem es bestehende In-

strumente wie den Emissionshandel weiterentwickelt, internationale Kompatibilität 

fördert und technologische Kooperationen – etwa bei klimafreundlichen Produktions-

verfahren – gezielt ausbaut. Entscheidend ist dabei, dass Klimapolitik nicht als isolier-

tes Projekt verstanden wird, sondern mit industrie-, handels- und energiepolitischen 

Strategien verzahnt wird. Insbesondere die G7 und G20 haben das Thema zunehmend 

auf die Tagesordnung gesetzt (Grimm et al., 2024b). Auf Initiative der G7 wurde im Jahr 

2022 eine Initiative für einen Klimaclub begründet, der inzwischen zusammen mit 

den G7-Staaten und der EU-Kommission (als Gründungsmitglieder) über 40 Staaten 

angehören (G7 Germany, 2022a, 2022b; Climate Club, 2023, 2024). Ziel des Klimaclubs 

ist es unter anderem, die Risiken einer Verlagerung von Produktion in Länder mit we-

niger strengen Klimaauflagen zu begrenzen. Bisher wurden im Rahmen des Klimaclubs 

zwar Handlungsfelder definiert, diese aber noch nicht mit gemeinsamen Verpflichtun-

gen oder Institutionen unterlegt. 

162. Im Gesundheitsbereich umfassen globale öffentliche Güter insbesondere die Pande-

mievorsorge, globale Überwachungssysteme sowie die Bereitstellung und Ver-

breitung medizinischen Wissens. Die COVID-19-Pandemie hat eindrücklich gezeigt, 

dass nationale Gesundheitssysteme eng miteinander verflochten sind und dass die 

Unterversorgung in einzelnen Regionen globale Auswirkungen haben kann. Eine effek-

tive Pandemievorsorge erfordert daher internationale Frühwarnsysteme, den Aus-

tausch von Daten und Forschungsergebnissen sowie die Fähigkeit, Produktionska-

pazitäten für Impfstoffe und Medikamente im Bedarfsfall schnell und in interna-

tional abgestimmten Strukturen auszuweiten. Europa kann hierzu beitragen, in-

dem es multilaterale Institutionen stärkt, globale Initiativen unterstützt und zu-

gleich hilft, den Zugang zu medizinischer Versorgung in Entwicklungs- und Schwellen-

ländern zu verbessern. 

163. Zunehmend an Bedeutung gewinnt die Governance digitaler Technologien, insbeson-

dere im Bereich der Künstlichen Intelligenz, die sich zu einem zentralen Faktor wirt-

schaftlicher und geopolitischer Macht entwickelt. Die Entwicklung und Anwendung 

von KI-Systemen berührt grundlegende Fragen der Sicherheit, der Kontrolle über Da-

ten und Infrastrukturen sowie der Stabilität politischer und gesellschaftlicher Ordnun-

gen. Diese Herausforderungen überschreiten nationale Zuständigkeiten und erfordern 

internationale Abstimmung, auch zwischen Staaten mit unterschiedlichen politischen 

Systemen und Interessen (Kissinger et al., 2025). Ziel sollte es daher sein, internatio-

nale Mindeststandards und Kooperationsformate zu etablieren, die sowohl die Nut-

zung technologischer Potenziale ermöglichen als auch systemische Risiken begren-
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zen. Angesichts der technologischen Führungsrolle der USA und Chinas sind die direk-

ten Gestaltungsmöglichkeiten Europas im Bereich der Künstlichen Intelligenz be-

grenzt. Einfluss kann vor allem über regulatorische Standards und die Attraktivität des 

europäischen Marktes ausgeübt werden. Voraussetzung hierfür ist jedoch, dass euro-

päische Regelwerke international anschlussfähig bleiben und nicht zu einer weite-

ren Fragmentierung der globalen digitalen Ordnung führen. 

164. Auch die Stabilität des internationalen Finanzsystems sowie die Funktionsfähigkeit 

globaler Handels- und Lieferketten sind globale öffentliche Güter. Finanzielle Instabi-

litäten oder Störungen in zentralen Lieferketten können sich rasch weltweit ausbreiten 

und erhebliche wirtschaftliche Schäden verursachen. Die internationale Kooperation 

in diesen Bereichen umfasst unter anderem die Abstimmung makroökonomischer 

Politiken, die Weiterentwicklung internationaler Finanzinstitutionen sowie Maß-

nahmen zur Erhöhung der Transparenz und Resilienz globaler Wertschöpfungs-

netzwerke. Dabei gilt es, einen Ausgleich zwischen Effizienzgewinnen durch internati-

onale Arbeitsteilung und der Notwendigkeit strategischer Resilienz zu finden. 

165. Allen hier exemplarisch genannten Bereichen ist gemeinsam, dass ihre effektive Ge-

staltung nicht auf enge Bündnisse beschränkt bleiben kann. Vielmehr ist eine Koope-

ration erstrebenswert, die auch Länder mit unterschiedlichen politischen Systemen 

und wirtschaftlichen Interessen einbezieht. Dies gilt insbesondere für große Schwel-

lenländer und systemische Rivalen, ohne deren Mitwirkung zentrale globale Heraus-

forderungen nicht bewältigt werden können. Eine solche Kooperation erfordert prag-

matische Ansätze, die funktionale Zusammenarbeit in klar definierten Politikfeldern 

ermöglichen, ohne grundlegende politische Differenzen auflösen zu müssen. 

166. Gleichzeitig stellen globale öffentliche Güter hohe Anforderungen an die institutionelle 

Ausgestaltung internationaler Zusammenarbeit. Bestehende Organisationen wie die 

Vereinten Nationen, die Weltgesundheitsorganisation oder der Internationale Wäh-

rungsfonds spielen eine zentrale Rolle, stehen jedoch teilweise vor Herausforderungen 

hinsichtlich ihrer Effektivität, Legitimität und Durchsetzungsfähigkeit. Ergänzend ge-

winnen flexible Kooperationsformate wie themenspezifische Allianzen oder Clubs 

an Bedeutung, die eine schnellere und zielgerichtetere Zusammenarbeit ermöglichen 

können. Europa sollte sich aktiv an der Weiterentwicklung dieser institutionellen 

Strukturen beteiligen und dabei sowohl auf Reform bestehender Organisationen als 

auch auf die Schaffung neuer Formate hinwirken. 

167. Ein zentrales Problem bei der Bereitstellung globaler öffentlicher Güter ist die Frage 

der Anreize und der Lastenteilung. Da einzelne Staaten von den Beiträgen anderer pro-

fitieren können, ohne selbst entsprechende Anstrengungen zu unternehmen, besteht 

die Gefahr unzureichender Kooperation. Um diesem Problem zu begegnen, bedarf es 

geeigneter Mechanismen, die Anreize zur Teilnahme schaffen und eine faire Verteilung 

der Kosten sicherstellen. Dazu gehören neben finanziellen Transfers auch der Zugang 

zu Märkten, Technologien und Investitionen. Insbesondere gegenüber Ländern mit ge-

ringerem Entwicklungsstand kann eine stärkere Unterstützung notwendig sein, um 

deren Beteiligung an globalen Lösungen zu ermöglichen. 

168. Insgesamt kommt Europa bei der Bereitstellung globaler öffentlicher Güter eine dop-

pelte Rolle zu. Einerseits ist es selbst auf funktionierende internationale Kooperation 

angewiesen, um zentrale Herausforderungen zu bewältigen. Andererseits verfügt es 
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aufgrund seiner wirtschaftlichen Größe, seiner technologischen Leistungsfähigkeit 

und seiner regulatorischen Erfahrung über die Möglichkeit, internationale Standards 

mitzugestalten und Kooperationen anzustoßen. Voraussetzung hierfür ist jedoch, dass 

Europa seine internen Politiken kohärent ausrichtet, seine externe Handlungsfähigkeit 

stärkt und bereit ist, Verantwortung in multilateralen und plurilateralen Formaten zu 

übernehmen. 
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4 Zusammenfassung 

169. Über die einzelnen Handlungsfelder hinweg wird deutlich, dass die zentralen wirt-

schafts- und sicherheitspolitischen Herausforderungen nicht isoliert betrachtet 

werden können. Wachstum, fiskalische Tragfähigkeit, sicherheitspolitische Hand-

lungsfähigkeit und internationale Kooperation sind eng miteinander verknüpft und 

beeinflussen sich wechselseitig. Gerade vor dem Hintergrund der aktuellen Umbrüche 

liegt ein wesentlicher Mehrwert darin, diese Interdependenzen systematisch zu be-

rücksichtigen: Nur so lassen sich Zielkonflikte angemessen abwägen, Synergien heben 

und Reformen so ausgestalten, dass sie ihre Wirkung über einzelne Politikfelder hinaus 

entfalten. 

170. Sicherheit und Resilienz bilden dabei die Voraussetzung staatlicher Handlungsfä-

higkeit. Eine wirksame Sicherheitsstrategie erfordert mehr als steigende Verteidi-

gungsausgaben: Entscheidend sind eine effiziente Mittelverwendung, die Bündelung 

europäischer Fähigkeiten und vor allem technologische Kompetenz, die sowohl mili-

tärische Leistungsfähigkeit als auch wirtschaftliche Dynamik stärkt. Zugleich müssen 

steigende Ausgaben mit fiskalischer Tragfähigkeit vereinbar bleiben. 

171. Die Grundlage hierfür bildet eine höhere wirtschaftliche Dynamik. Hierfür sind ein stei-

gendes Arbeitsvolumen, höhere Investitionen und vor allem technologischer Fort-

schritt notwendig. Abbildung 59 zeigt stilisiert, welche Anstrengungen notwendig wä-

ren, um das Wachstumspotenzial deutlich auf etwa 2% des BIP zu erhöhen. Selbst 

wenn Maßnahmen zur Ausweitung des Arbeitsvolumens den durch den Renteneintritt 

der Babyboomer resultierenden negativen Wachstumsbeitrag ab dem Jahr 2027 jähr-

lich halbieren würden und der Wachstumsbeitrag des Kapitals ausgehend von den Pro-

jektionen für das Jahr 2026 bis zum Jahr 2040 linear gesteigert würde um am Ende 

wieder Werte zu erreichen, wie sie nach dem Wiedervereinigungsboom beobachtet 

wurden, müsste der technologische Fortschritt den größten Beitrag leisten.  

ABBILDUNG 59: STILISIERTE DARSTELLUNG ZU DEN WACHSTUMSBEITRÄGEN DES PRODUKTIONSPOTENZIALS (1991-2040)  
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172. Im technologischen Fortschritt liegt somit der zentrale Hebel – sowohl für dynami-

sches Wachstum als auch für die Sicherung europäischer Handlungsfähigkeit und Sou-

veränität. Dafür müssen Bildung, Forschung, Kapitalmärkte und das regulatorische 

Umfeld so ausgestaltet werden, dass Innovation nicht nur entsteht, sondern auch in 

Wertschöpfung überführt und skaliert werden kann. 

173. Gleichzeitig ist die Begrenzung des öffentlichen Ausgabenwachstums Vorausset-

zung für ein Zurückgewinnen von Handlungsspielräumen. Insbesondere die Dyna-

mik in den sozialen Sicherungssystemen droht fiskalische Ressourcen zu binden, die 

für zentrale Staatsaufgaben benötigt werden. Strukturreformen sind daher erforder-

lich, um den Ausgabenanstieg zu dämpfen, die Ausgaben für Verteidigung wieder in 

den Kernhaushalt überführen und gleichzeitig Mittel für notwendige Investitionen be-

reitstellen zu können. Ein konsequenter Abbau übermäßiger Regulierung sowie Effizi-

enzgewinne im Staat – etwa durch bessere Priorisierung, schlankere Verwaltungs-

strukturen und effizientere Prozesse – können dazu beitragen, finanzielle Spielräume 

zu erweitern und Ressourcen gezielter auf zentrale Aufgaben zu konzentrieren.  

174. Schließlich bleibt internationale Kooperation unverzichtbar, muss jedoch stärker 

an den veränderten geopolitischen Rahmenbedingungen ausgerichtet werden. Inner-

halb Europas liegen erhebliche Effizienzpotenziale in einer besseren Koordination, ins-

besondere im Verteidigungs- und Technologiebereich. Darüber hinaus erfordert eine 

multipolare Welt eine strategischere Nutzung internationaler Partnerschaften – so-

wohl mit engen Verbündeten als auch mit schwierigen Partnern bei der Zusammenar-

beit zu globalen öffentlichen Gütern. Europa muss sich bewusst sein, dass normative 

Überzeugungskraft allein keine ausreichende Grundlage für die Durchsetzung seiner 

Interessen ist. Entscheidend ist vielmehr, diese durch wirtschaftliche Stärke und si-

cherheitspolitische Handlungsfähigkeit zu unterlegen. Erst das Zusammenspiel aus 

wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit, technologischer Kompetenz und verteidigungspo-

litischer Stärke schafft die Grundlage dafür, die eigene Ordnung in einer sich wandeln-

den Welt wirksam zu behaupten. 

175. Wie kann es gelingen, Deutschland und Europa unter den veränderten globalen Rah-

menbedingungen zukunftsfähig zu machen? Angesichts der Vielzahl an Herausforde-

rungen und begrenzter politischer Kapazitäten kommt es entscheidend darauf an, 

Reformen zu identifizieren, die eine möglichst hohe Hebelwirkung entfalten. Statt 

eine Vielzahl einzelner Maßnahmen parallel zu verfolgen, sollte sich die Politik auf ein 

konsistentes Reformpaket aus Maßnahmen konzentrieren, die jede einzeln und in ih-

rer Gesamtheit mehrere zentrale Handlungsfelder zugleich adressieren. Abbildung 60 

zeigt, wie die Reformbereiche zusammenhängen und in welchen Handlungsfeldern 

wirksame Reformen notwendig sind.  

176. In Tabelle 1 werden daher beispielhaft solche Hebelreformen vorgestellt. Sie zeich-

nen sich dadurch aus, dass sie gleichzeitig Wachstum stärken, fiskalische Spielräume 

erweitern und die sicherheitspolitische Handlungsfähigkeit verbessern. Gerade in ih-

rem Zusammenspiel entfalten sie eine überproportionale Wirkung. Nur durch eine 

konsequente Fokussierung auf derartige Reformen kann es gelingen, die wirtschaftli-

che und politische Handlungsfähigkeit Deutschlands und Europas nachhaltig zu stär-

ken und ihre Rolle als gestaltende Akteure in einer sich wandelnden Weltordnung zu 

sichern.  
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ABBILDUNG 60: DAS ZUSAMMENSPIEL DER VIER REFORMBEREICHE  

 (1) SICHERHEIT UND RESILIENZ STÄRKEN,  

 (2) WACHSTUMSPOTENZIAL ERHÖHEN,  

 (3) NACHHALTIGKEIT DER ÖFFENTLICHEN FINANZEN WIEDER HERSTELLEN UND  

 (4) INTERNATIONALE KOOPERATION AUSBAUEN 
 

 

Anmerkung: Die Reformoptionen sind beispielhaft aufgeführt. Tabelle 1 enthält Beispiele für Hebelreformen. 

  

Sicherheit und 
Resilienz stärken 

Internationale 
Kooperation 

Nachhaltige 
öffentliche Finanzen 

 

 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Arbeitsvolumen 
erhöhen
■ Soziale 
Sicherungssysteme 
reformieren

■ Steuer- und 
Abgabenlast senken 

■ Bildung, Betreuung 
und Humankapital 
stärken

■ Wohnungsmarkt 
flexibilisieren

Kapitalstock 
erhöhen
■ Regulierung 
abbauen/anpassen 
und Verfahren 
beschleunigen

■ Fokus auf High-
Tech in der 
Forschungspolitik

■ Steuer- und 
Abgabenlast senken

■ Systemkosten der 
Energieversorgung 
senken

Technologischen 
Fortschritt 
mobilisieren
■ Regulierung 
abbauen/anpassen    
und Verfahren 
beschleunigen

■ Fokus auf High-Tech, 
auch im Verteidigungs-
bereich

■ Bildung und 
Humankapital stärken

■ Verteidigungsbudget zielgerichtet einsetzen, mit deutlich höherem F&E-Anteil, 
Verteidigungsausgaben mittelfristig in den Kernhaushalt überführen 

■ Systemkosten der Energieversorgung senken, eigene Energie- und Rohstoffvorkommen 
konsequent erschließen (wo wirtschaftlich und ökologisch vertretbar), globale 
Kooperation beim Klimaschutz stärken 

■ Ausgabenanstiege durch Reformen der sozialen Sicherungssysteme und Ausgaben-
kritik – insbesondere bei Subventionen – dämpfen 

Fundament stärken 

Wachstumspotenzial erhöhen 
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